
11. Erziehung und Bildung, Familienrecht 

11.1 Bundesrepublik Deutschland 

11.1.1 Gesetz über die religiöse Kindererziehung 

Vom 15.07.1921 (RGBl. S. 939), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.12.2008 

(BGBl. I S.2586) 

§ 1 

Über die religiöse Erziehung eines Kindes bestimmt die freie Einigung der Eltern, soweit ihnen das 

Recht und die Pflicht zusteht, für die Person des Kindes zu sorgen. Die Einigung  ist jederzeit 

widerruflich und wird durch den Tod eines Ehegatten gelöst. 

§ 2 

(1) Besteht eine solche Einigung nicht oder nicht mehr, so gelten auch für die religiöse Erziehung die 

Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über das Recht und die Pflicht, für die Person des Kindes 

zu sorgen. 

(2) Es kann jedoch während bestehender Ehe von keinem Elternteil ohne die Zustimmung des anderen 

bestimmt werden, daß das Kind in einem anderen als dem zur Zeit der Eheschließung gemeinsamen 

Bekenntnis oder in einem anderen Bekenntnis als bisher erzogen, oder daß ein Kind vom 

Religionsunterricht abgemeldet werden soll. 

(...) 

§ 3 

(1) Steht dem Vater oder der Mutter das Recht und die Pflicht, für die Person des Kindes zu sorgen, 

neben einem dem Kinde bestellten Vormund oder Pfleger zu, so geht bei einer 

Meinungsverschiedenheit über die Bestimmung des religiösen Bekenntnisses, in dem das Kind 

erzogen werden soll, die Meinung des Vaters oder der Mutter vor, es sei denn, daß dem Vater oder der 

Mutter das Recht der religiösen Erziehung auf Grund des § 1666 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

entzogen ist.  

(2) Steht die Sorge für die Person eines Kindes einem Vormund oder Pfleger allein zu, so hat dieser 

auch über die religiöse Erziehung des Kindes zu bestimmen. Er bedarf dazu der Genehmigung des 

Familiengerichts. Vor der Genehmigung sind die Eltern sowie erforderlichenfalls Verwandte, 

Verschwägerte und die Lehrer des Kindes zu hören, wenn es ohne erhebliche Verzögerung oder 

unverhältnismäßige Kosten geschehen kann. Der § 1779 Abs. 3 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

findet entsprechende Anwendung. Auch ist das Kind zu hören, wenn es das zehnte Lebensjahr 

vollendet hat. Weder der Vormund noch der Pfleger können eine schon erfolgte Bestimmung über die 

religiöse Erziehung ändern. 

§ 4 

Verträge über die religiöse Erziehung eines Kindes sind ohne bürgerliche Wirkung. 

§ 5 

Nach der Vollendung des vierzehnten Lebensjahrs steht dem Kind die Entscheidung darüber zu, zu  



welchem religiösen Bekenntnis es sich halten will.
1
 Hat das Kind das zwölfte Lebensjahr vollendet, so 

kann es nicht gegen seinen Willen in einem anderen Bekenntnis als bisher erzogen werden. 

§ 6 

Die vorstehenden Bestimmungen finden auf die Erziehung der Kinder in einer nicht 

bekenntnismäßigen Weltanschauung entsprechende Anwendung. 

 

 

11.1.2 Gesetz zur Förderung von Jugendfreiwilligendiensten 

(Jugendfreiwilligendienstgesetz – JFDG) 

Vom 16.05.2008 (BGBl I 2008, 842), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.12.2011 (BGBl. I 

S. 2854) 

§ 10 Träger 

(1) Als Träger des freiwilligen sozialen Jahres im Inland im Sinne dieses Gesetzes sind zugelassen:  

(…) 

2. Religionsgemeinschaften mit dem Status einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft und 

(…) 

 

 

11.1.3 Hochschulrahmengesetz (HRG)
2
 

Vom 26.01.1976 (BGBl. I S. 185) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.01.1999 

(BGBl. I S. 18), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12.04.2007 (BGBl. I S. 506) 

1. Kapitel   Aufgaben der Hochschulen 

2. Abschnitt   Studium und Lehre 

§ 15   Prüfungen und Leistungspunktsystem 

(1) Das Studium wird in der Regel durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche oder eine kirchliche 

Prüfung abgeschlossen. (...) 

(...) 

 

                                                           
a) 1

 Anm.: Sonderregelungen befinden sich in Art. 137 der Verfassung des Freistaats Bayern und Art. 29 

der Verfassung des Saarlandes, die hier die Vollendung des achtzehnten Lebensjahres verlangen.  

b) 2
 „Im Hochschulbereich brachte die Föderalismusreform die Abschaffung der 

Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes. Das war ein Signal, die Hochschulen aus der staatlichen 

Detailsteuerung zu entlassen und ihnen mehr Autonomie einzuräumen. Sie müssen selbst ihre Strukturen den 

Bedürfnissen der Zeit anpassen und sich entsprechend weiterentwickeln können. Mit der von der 

Bundesregierung beschlossenen Aufhebung des Hochschulrahmengesetzes zieht sich der Bund aus der 

Hochschulgesetzgebung zurück. Der Bundestag berät nun über den Entwurf.“ (BMBF) (Stand September 2010). 



§ 18   Hochschulgrade 

(1) Auf Grund der Hochschulprüfung, mit der ein berufsqualifizierender Abschluss erworben wird, 

kann die Hochschule einen Diplomgrad mit Angabe der Fachrichtung verleihen. (...) Die Hochschule 

kann einen Diplomgrad auch auf Grund einer staatlichen Prüfung oder einer kirchlichen Prüfung, mit 

der ein Hochschulstudium abgeschlossen wird, verleihen. (...) 

(...) 

5. Kapitel   Staatliche Anerkennung 

§ 70   Anerkennung von Einrichtungen 

(1) Einrichtungen des Bildungswesens, die nach Landesrecht nicht staatliche Hochschulen sind,  

können nach näherer Bestimmung des Landesrechts die Eigenschaft einer staatlich anerkannten 

Hochschule erhalten, wenn gewährleistet ist, daß 

das Studium an dem in § 7 genannten Ziel ausgerichtet ist, 

eine Mehrzahl von nebeneinander bestehenden oder aufeinander folgenden Studiengängen an der 

Einrichtung allein oder im Verbund mit anderen Einrichtungen des Bildungswesens vorhanden oder 

im Rahmen einer Ausbauplanung vorgesehen ist; dies gilt nicht, wenn innerhalb einer Fachrichtung 

die Einrichtung einer Mehrzahl von Studiengängen durch die wissenschaftliche Entwicklung oder das 

entsprechende berufliche Tätigkeitsfeld nicht nahegelegt wird, 

die Studienbewerber die Voraussetzungen für die Aufnahme in eine entsprechende staatliche 

Hochschule erfüllen, 

die hauptberuflich Lehrenden die Einstellungsvoraussetzungen erfüllen, die für entsprechende 

Tätigkeiten an staatlichen Hochschulen gefordert werden und 

die Angehörigen der Einrichtung an der Gestaltung des Studiums in sinngemäßer Anwendung der für 

staatliche Hochschulen geltenden Grundsätze mitwirken. 

(2) Für kirchliche Einrichtungen können nach näherer Bestimmung des Landesrechts Ausnahmen von 

einzelnen der in Absatz 1 genannten Voraussetzungen zugelassen werden, wenn gewährleistet ist, daß 

das Studium einem Studium an einer staatlichen Hochschule gleichwertig ist. 

(3) Eine staatlich anerkannte Hochschule kann nach näherer Bestimmung des Landesrechts 

Hochschulprüfungen abnehmen und Hochschulgrade verleihen. Das an einer staatlich anerkannten 

Hochschule abgeschlossene Studium ist ein abgeschlossenes Hochschulstudium im Sinne dieses 

Gesetzes. 

(4) An Aufgaben der Koordinierung der Ordnung von Studium und Prüfungen (§ 9) können 

Angehörige staatlich anerkannter Hochschulen beteiligt werden. Eine staatlich anerkannte Hochschule 

ist auf Antrag in die zentrale Vergabe von Studienplätzen (§ 31) einzubeziehen. 

(5) (weggefallen) 

 

 



7. Kapitel   Änderung von Bundesgesetzen, Schlußvorschriften 

§ 81   Verträge mit den Kirchen 

Die Verträge mit den Kirchen werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

 

 

11.1.4 Jugendschutzgesetz (JuSchG) 

Vom 23.07.2002 (BGBl. I S. 2730), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.10.2008 

(BGBl. I S.2149) 

Abschnitt 1   Allgemeines 

§ 1   Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes 

1. sind Kinder Personen, die noch nicht 14 Jahre alt sind, 

2. sind Jugendliche Personen, die 14, aber noch nicht 18 Jahre alt sind, 

3. ist personensorgeberechtigte Person, wem allein oder gemeinsam mit einer anderen Person nach den 

Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Personensorge zusteht, 

4. ist erziehungsbeauftragte Person, jede Person über 18 Jahren, soweit sie auf Dauer oder zeitweise 

aufgrund einer Vereinbarung mit der personensorgeberechtigten Person Erziehungsaufgaben 

wahrnimmt oder soweit sie ein Kind oder eine jugendliche Person im Rahmen der Ausbildung oder 

der Jugendhilfe betreut.  

(2) Trägermedien im Sinne dieses Gesetzes sind Medien mit Texten, Bildern oder Tönen auf 

gegenständlichen Trägern, die zur Weitergabe geeignet, zur unmittelbaren Wahrnehmung bestimmt 

oder in einem Vorführ- oder Spielgerät eingebaut sind. Dem gegenständlichen Verbreiten, Überlassen, 

Anbieten oder Zugänglichmachen von Trägermedien steht das elektronische Verbreiten, Überlassen, 

Anbieten oder Zugänglichmachen gleich, soweit es sich nicht um Rundfunk im Sinne des § 2 des 

Rundfunkstaatsvertrages handelt.  

(3) Telemedien im Sinne dieses Gesetzes sind Medien, die nach dem Telemediengesetz übermittelt 

oder zugänglich gemacht werden. Als Übermitteln oder Zugänglichmachen im Sinne von Satz 1 gilt 

das Bereithalten eigener oder fremder Inhalte.  

(4) Versandhandel im Sinne dieses Gesetzes ist jedes entgeltliche Geschäft, das im Wege der 

Bestellung und Übersendung einer Ware durch Postversand oder elektronischen Versand ohne 

persönlichen Kontakt zwischen Lieferant und Besteller oder ohne dass durch technische oder sonstige 

Vorkehrungen sichergestellt ist, dass kein Versand an Kinder und Jugendliche erfolgt, vollzogen wird.  

(5) Die Vorschriften der §§ 2 bis 14 dieses Gesetzes gelten nicht für verheiratete Jugendliche.   

 

 



Abschnitt 2   Jugendschutz in der Öffentlichkeit 

§ 4   Gaststätten 

(1) Der Aufenthalt in Gaststätten darf Kindern und Jugendlichen unter 16 Jahren nur gestattet werden, 

wenn eine personensorgeberechtigte oder erziehungsbeauftragte Person sie begleitet oder wenn sie in 

der Zeit zwischen 5 Uhr und 23 Uhr eine Mahlzeit oder ein Getränk einnehmen. Jugendlichen ab 16 

Jahren darf der Aufenthalt in Gaststätten ohne Begleitung einer personensorgeberechtigten oder 

erziehungsbeauftragten Person in der Zeit von 24 Uhr und 5 Uhr morgens nicht gestattet werden.  

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn Kinder oder Jugendliche an einer Veranstaltung eines anerkannten 

Trägers der Jugendhilfe teilnehmen oder sich auf Reisen befinden.  

(...) 

§ 5   Tanzveranstaltungen 

(1) Die Anwesenheit bei öffentlichen Tanzveranstaltungen ohne Begleitung einer 

personensorgeberechtigten oder erziehungsbeauftragten Person darf Kindern und Jugendlichen unter 

16 Jahren nicht und Jugendlichen ab 16 Jahren längstens bis 24 Uhr gestattet werden.  

(2) Abweichend von Absatz 1 darf die Anwesenheit Kindern bis 22 Uhr und Jugendlichen unter 16 

Jahren bis 24 Uhr gestattet werden, wenn die Tanzveranstaltung von einem anerkannten Träger der 

Jugendhilfe durchgeführt wird oder der künstlerischen Betätigung oder der Brauchtumspflege dient. 

(...) 

§ 7   Jugendgefährdende Veranstaltungen und Betriebe 

Geht von einer öffentlichen Veranstaltung oder einem Gewerbebetrieb eine Gefährdung für das 

körperliche, geistige oder seelische Wohl von Kindern oder Jugendlichen aus, so kann die zuständige 

Behörde anordnen, dass der Veranstalter oder Gewerbetreibende Kindern und Jugendlichen die 

Anwesenheit nicht gestatten darf. Die Anordnung kann Altersbegrenzungen, Zeitbegrenzungen oder 

andere Auflagen enthalten, wenn dadurch die Gefährdung ausgeschlossen oder wesentlich gemindert 

wird.  

§ 8   Jugendgefährdende Orte 

Hält sich ein Kind oder eine jugendliche Person an einem Ort auf, an dem ihm oder ihr eine 

unmittelbare Gefahr für das körperliche, geistige oder seelische Wohl droht, so hat die zuständige 

Behörde oder Stelle die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Wenn 

nötig, hat sie das Kind oder die jugendliche Person  

1.  zum Verlassen des Ortes anzuhalten, 

2.  der erziehungsberechtigten Person im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 6 des Achten Buches 

Sozialgesetzbuch zuzuführen oder, wenn keine erziehungsberechtigte Person erreichbar ist, in die 

Obhut des Jugendamtes zu bringen. 

In schwierigen Fällen hat die zuständige Behörde oder Stelle das Jugendamt über den 

jugendgefährdenden Ort zu unterrichten.  

 



Abschnitt 4   Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien 

§ 18   Liste jugendgefährdender Medien 

(1) Träger- und Telemedien, die geeignet sind, die Entwicklung von Kindern oder Jugendlichen oder 

ihre Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu gefährden, 

sind von der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien in eine Liste jugendgefährdender 

Medien aufzunehmen. Dazu zählen vor allem unsittliche, verrohend wirkende, zu Gewalttätigkeit, 

Verbrechen oder Rassenhass anreizende Medien sowie Medien, in denen  

1.  Gewalthandlungen wie Mord- und Metzelszenen selbstzweckhaft und detailliert 

dargestellt werden oder 

2.  Selbstjustiz als einzig bewährtes Mittel zur Durchsetzung der vermeintlichen  

Gerechtigkeit nahe gelegt wird.   

(2) Die Liste ist in vier Teilen zu führen. 

1.  In Teil A (Öffentliche Liste der Trägermedien) sind alle Trägermedien aufzunehmen, soweit 

sie nicht den Teilen B, C oder D zuzuordnen sind; 

2.  in Teil B (Öffentliche Liste der Trägermedien mit absolutem Verbreitungsverbot) sind, soweit 

sie nicht Teil D zuzuordnen sind, Trägermedien aufzunehmen, die nach Einschätzung der 

Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien einen in § 86, § 130, § 130a, § 131, § 184a oder § 

184b des Strafgesetzbuches bezeichneten Inhalt haben; 

3.  in Teil C (Nichtöffentliche Liste der Medien) sind diejenigen Trägermedien aufzunehmen, die 

nur deshalb nicht in Teil A aufzunehmen sind, weil bei ihnen von einer Bekanntmachung der 

Aufnahme in die Liste gemäß § 24 Abs. 3 Satz 2 abzusehen ist, sowie alle Telemedien, soweit sie 

nicht Teil D zuzuordnen sind; 

4.  in Teil D (Nichtöffentliche Liste der Medien mit absolutem Verbreitungsverbot) sind 

diejenigen Trägermedien, die nur deshalb nicht in Teil B aufzunehmen sind, weil bei ihnen von einer 

Bekanntmachung der Aufnahme in die Liste gemäß § 24 Abs. 3 Satz 2 abzusehen ist, sowie diejenigen 

Telemedien aufzunehmen, die nach Einschätzung der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien 

einen in § 86, § 130, § 130a, § 131, § 184a oder § 184b des Strafgesetzbuches bezeichneten Inhalt 

haben.  

(3) Ein Medium darf nicht in die Liste aufgenommen werden 

1.  allein wegen seines politischen, sozialen, religiösen oder weltanschaulichen Inhalts, 

2.  wenn es der Kunst oder der Wissenschaft, der Forschung oder der Lehre dient, 

3.  wenn es im öffentlichen Interesse liegt, es sei denn, dass die Art der Darstellung zu 

beanstanden ist. 

(...) 

§ 19   Personelle Besetzung 

(1) Die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien besteht aus einer oder einem von dem 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend ernannten Vorsitzenden, je einer oder 



einem von jeder Landesregierung zu ernennenden Beisitzerin oder Beisitzer und weiteren von dem 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zu ernennenden Beisitzerinnen oder 

Beisitzern. Für die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und die Beisitzerinnen oder Beisitzer ist 

mindestens je eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu ernennen. Die jeweilige Landesregierung 

kann ihr Ernennungsrecht nach Absatz 1 auf eine oberste Landesbehörde übertragen.  

(2) Die von dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zu ernennenden 

Beisitzerinnen und Beisitzer sind den Kreisen 

(...) 

8.  der Kirchen, der jüdischen Kultusgemeinden und anderer Religionsgemeinschaften, die 

Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, 

 auf Vorschlag der genannten Gruppen zu entnehmen. (...) 

(...) 

§ 20   Vorschlagsberechtigte Verbände 

(1) Das Vorschlagsrecht nach § 19 Abs. 2 wird innerhalb der nachfolgenden Kreise durch folgende 

Organisationen für je eine Beisitzerin oder einen Beisitzer und eine Stellvertreterin oder einen 

Stellvertreter ausgeübt:  

(...) 

8. für die Kreise der in § 19 Abs. 2 Nr. 8 genannten Körperschaften des öffentlichen Rechts durch 

Bevollmächtigter des Rates der EKD am Sitz der Bundesrepublik Deutschland, 

Kommissariat der deutschen Bischöfe - Katholisches Büro in Berlin, 

Zentralrat der Juden in Deutschland. 

(...) 

 

 

11.1.5 Landesgesetz zu dem Abkommen zwischen der Regierung der 

Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Französischen Republik über 

die Errichtung deutsch-französischer Gymnasien und die Schaffung des deutsch-

französischen Abiturs sowie die Bedingungen für die Zuerkennung des 

Abiturzeugnisses und zu den Bestimmungen zur Durchführung des Abkommens 

Vom 03.12.1973 (GVBl 1973, 387) 

V   Prüfungen der 1. Prüfungsgruppe 

( Artikel 11, 12 und 14) 

B) Art der Prüfungsaufgaben der 1. Prüfungsgruppe 

(Artikel 14 und 15) 



(…) 

3) schriftliche Prüfung in Philosophie, Dauer 4 Std. 

Die Kandidaten können unter drei Arten von Themen wählen: 

- eine Erörterung eines philosophischen Problems in Verbindung mit dem in den beiden letzten 

Klassen durchgenommenen Stoff; 

- die Kommentierung eines philosophischen Textes, dessen Autor zum Lehrplan der beiden letzten 

Klassen gehören kann. Der Text darf nicht im Unterricht behandelt worden sein; 

- die philosophische Behandlung eines allgemeinen Themas, wobei der Kandidat die im  

Philosophieunterricht erworbenen Kenntnisse selbständig anwenden kann. 

Die Benutzung von Hilfsmitteln ist nicht zulässig. 

Da für die deutsche Abteilung das Fach Religion verbindliches Unterrichtsfach bis einschließlich 

Klasse 13 ist, muß für die Kandidaten der deutschen Abteilung die Wochenstundenzahl im Fach 

Philosophie in den Klassen 12 und 13 auf 3 1/2 Stunden (gegenüber 7 Stunden in der französischen 

Abteilung) gekürzt werden; daher müssen besondere Maßnahmen ergriffen werden, damit die 

deutschen Schüler nicht benachteiligt werden. Bei Festlegung des Stoffplans werden die beiden 

Direktoren im Einvernehmen mit den Fachlehrern für Philosophie die Themenkreise zusammenstellen, 

die bereits in den beiden Abteilungen behandelt worden sind oder noch behandelt werden. 

Wenigstens eine der drei den Kandidaten zur Wahl gestellten Aufgaben muß sich auf diese 

gemeinsamen Themenkreise beziehen. 

(…) 

VIII   Prüfungen in den Wahlfächern 

( Artikel 20) 

1) Folgende Wahlfächer, deren Koeffizient jeweils 1 ist, können Gegenstand einer Prüfung sein: 

(…) 

- Religionslehre für die Kandidaten der deutschen Abteilung. 

2) Diese Fächer werden nur mündlich geprüft. Die Prüfung in Kunsterziehung kann jedoch eine 

graphische Prüfung einschließen. 

 

 

 

 



11.1.6 Personenstandsgesetz (PStG) 

Vom 19.02.2007 (BGBl. S. 122), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.01.2013 (BGBl. I 101) 

Kapitel 3   Eheschließung 

Abschnitt 1   Zuständigkeit, Anmeldung und Eheschließung 

§ 15 Eintragung in das Eheregister 

(1) Im Eheregister werden im Anschluss an die Eheschließung beurkundet 

(…) 

2. die Vornamen und die Familiennamen der Ehegatten, Ort und Tag ihrer Geburt sowie auf Wunsch 

eines Ehegatten seine rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des 

öffentlichen Rechts ist, 

(…) 

§ 16 Fortführung 

(1) Zum Eheeintrag werden Folgebeurkundungen aufgenommen über 

(…) 

5. jede sonstige Änderung des Personenstandes, soweit sie Angaben im Eheeintrag betrifft, sowie die 

Änderung oder die Löschung der eingetragenen Religionszugehörigkeit, wenn der betroffene Ehegatte 

dies wünscht, 

(...) 

Kapitel 5    Geburt 

Abschnitt 1   Anzeige und Beurkundung 

§ 21 Eintragung in das Geburtenregister 

(1) Im Geburtenregister werden beurkundet 

(…) 

4. die Vornamen und die Familiennamen der Eltern sowie auf Wunsch eines Elternteils seine 

rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist. 

(2) Ist ein Kind tot geboren, so werden nur die in Absatz 1 Nr. 1 bis 4 vorgeschriebenen Angaben mit 

dem Zusatz aufgenommen, dass das Kind tot geboren ist. 

(...) 

Abschnitt 3   Fortführung des Geburtenregisters 

§ 27 Feststellung und Änderung des Personenstandes, sonstige Fortführung 

(…) 

(3) Außerdem sind Folgebeurkundungen zum Geburtseintrag aufzunehmen über 



(…) 

5. die rechtliche Zugehörigkeit des Kindes zu einer Religionsgemeinschaft, die Körperschaft 

öffentlichen Rechts ist, sofern das Kind dies wünscht, 

(...) 

Kapitel 6   Sterbefall 

Abschnitt 1   Anzeige und Beurkundung 

§ 31 Eintragung in das Sterberegister 

(1) Im Sterberegister werden beurkundet 

1. die Vornamen und der Familienname des Verstorbenen, Ort und Tag seiner Geburt sowie auf  

Wunsch des Anzeigenden die rechtliche Zugehörigkeit des Verstorbenen zu einer 

Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, 

(...) 

Kapitel 8   Berichtigungen und gerichtliches Verfahren 

Abschnitt 1   Berichtigungen ohne Mitwirkung des Gerichts 

§ 47 Berichtigung nach Abschluss der Beurkundung 

(...) 

(2) Gehen dem Standesamt berichtigende Mitteilungen oder Anzeigen zu, so sind außerdem zu 

berichtigen  

(…) 

3. in allen Personenstandsregistern die Angaben über die rechtliche Zugehörigkeit zu einer 

Religionsgemeinschaft (…) 

Kapitel 9   Beweiskraft und Benutzung der Personenstandsregister 

Abschnitt 1   Beweiskraft; Personenstandsurkunden 

§ 57 Eheurkunde 

In die Eheurkunde werden aufgenommen 

1. die Vornamen und die Familiennamen der Ehegatten, Ort und Tag ihrer Geburt sowie die rechtliche 

Zugehörigkeit eines Ehegatten zu einer Religionsgemeinschaft, sofern sich die Zugehörigkeit aus dem 

Registereintrag ergibt 

(...) 

§ 58 Lebenspartnerschaftsurkunde 

In die Lebenspartnerschaftsurkunde werden aufgenommen 



1. die Vornamen und die Familiennamen der Lebenspartner, Ort und Tag ihrer Geburt sowie die 

rechtliche Zugehörigkeit eines Lebenspartners zu einer Religionsgemeinschaft, sofern sich die 

Zugehörigkeit aus dem Registereintrag ergibt, 

(…) 

§ 59 Geburtsurkunde 

(1) In die Geburtsurkunde werden aufgenommen 

(...) 

5. die rechtliche Zugehörigkeit des Kindes und seiner Eltern zu einer Religionsgemeinschaft, sofern 

sich die Zugehörigkeit aus dem Registereintrag ergibt. 

(2) Auf Verlangen werden in die Geburtsurkunde Angaben nach Absatz 1 Nr. 2, 4 und 5 nicht  

aufgenommen. 

§ 60 Sterbeurkunde 

In die Sterbeurkunde werden aufgenommen 

1. die Vornamen und der Familienname des Verstorbenen, Ort und Tag seiner Geburt sowie seine 

rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft, sofern sich die Zugehörigkeit aus dem 

Registereintrag ergibt. 

(...) 

Abschnitt 2   Benutzung der Personenstandsregister 

§ 65 Benutzung durch Behörden und Gerichte 

(1) Behörden und Gerichten sind auf Ersuchen Personenstandsurkunden zu erteilen sowie Auskunft 

aus einem oder Einsicht in einen Registereintrag zu gewähren, soweit dies zur Erfüllung der in ihrer 

Zuständigkeit liegenden Aufgaben erforderlich ist. Gleiches gilt für Auskunft aus den und Einsicht in 

die Sammelakten. Die Behörden und Gerichte haben den Zweck anzugeben. Sie tragen die 

Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung. 

(2) Religionsgemeinschaften im Inland, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, können unter 

den Voraussetzungen des Absatzes 1 Personenstandsurkunden und Auskünfte aus einem 

Personenstandsregister erteilt werden, soweit das Ersuchen Mitglieder ihrer Religionsgemeinschaft 

betrifft. Dabei kann eine Eheurkunde auch dann erteilt werden, wenn nur ein Ehegatte der 

betreffenden Religionsgemeinschaft angehört und die Ehegatten der Erteilung zugestimmt haben. 

(...) 

 

 



11.2 Baden-Württemberg 

11.2.1 Gesetz für die Schulen in freier Trägerschaft [von Baden-Württemberg] 

(Privatschulgesetz – PSchG) 

Vom 01.01.1990 (GBl. 1990, 105), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.12.2013 

(GBl. S. 677) 

5. ABSCHNITT Staatliche Finanzhilfe 

§ 18 a 

(…) 

(6) Kosten des Landes im Sinne von Absatz 2 sind: 

(…) 

3. Vergütungen des Landes an die Kirchen für die Erteilung von Religionsunterricht 

(…) 

 

11.2.2 Gesetz über die Hochschulen in Baden-Württemberg  

(Landeshochschulgesetz - LHG) 

Vom 01.01.2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.07.2012 (GBl. S. 457) 

Erster Teil   Allgemeine Bestimmungen 

§ 1   Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die staatlichen Hochschulen des Landes Baden-Württemberg und für die 

staatlich anerkannten Hochschulen, soweit dies im Neunten Teil bestimmt ist sowie für die besonderen 

staatlichen Fachhochschulen nach Maßgabe von § 69.  

(…) 

(3) Nicht staatliche Hochschulen sind die Einrichtungen des Bildungswesens, die nach Maßgabe 

dieses Gesetzes staatlich anerkannt sind sowie die kirchlichen Hochschulen im Sinne von Artikel 9 der 

Verfassung des Landes Baden-Württemberg.  

Zweiter Teil   Aufbau und Organisation der Hochschule 

Erster   Abschnitt Rechtsstellung der Hochschule 

§ 12   Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Studienbewerber, Studierende, Prüfungskandidaten, Mitglieder und Angehörige der Hochschule 

und der Hochschulverwaltung und externe Nutzer von Hochschuleinrichtungen sowie die staatlichen 

und kirchlichen Prüfungsämter sind verpflichtet, der Hochschule die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

erforderlichen personenbezogenen Daten, insbesondere zum Hochschulzugang, zum Studium, zum 

Studienverlauf, zu den Prüfungen und zur Nutzung weiterer Angebote der Hochschule, anzugeben. 

Die Hochschulen dürfen die personenbezogenen Daten Studierender verarbeiten, soweit dies für die 

Evaluation von Hochschulzugangsverfahren und Auswahlverfahren erforderlich ist. (…)  



(…) 

Dritter Teil   Studium, Lehre und Prüfungen 

§ 29   Studium; gestufte Studienstruktur (Bachelor- und Masterstudiengänge) 

(…) 

(2) Die gestufte Studienstruktur mit eigenständigen Bachelor- und Masterstudiengängen, die unter 

Einschluss eines international kompatiblen Leistungspunktesystems modular ausgerichtet ist, dient der 

Schaffung eines einheitlichen Europäischen Hochschulraums (…) 

(3) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes werden keine Diplom- und Magisterstudiengänge mehr 

eingerichtet; spätestens mit Beginn des Wintersemesters 2009/2010 werden in solche Studiengänge 

keine Studienanfänger mehr aufgenommen. Unberührt von Satz 1 und Absatz 2 bleiben die 

Staatsexamensstudiengänge, die Studiengänge des Theologischen Vollstudiums mit kirchlichem oder 

akademischem Abschluss, die Studiengänge der Freien Kunst an den Kunsthochschulen, die 

Studiengänge des Designs an der Staatlichen Akademie der Bildenden Künste Stuttgart sowie die 

Studiengänge an der Staatlichen Hochschule für Gestaltung Karlsruhe. 

(…) 

§ 32   Prüfungen 

(1) Das Studium wird durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche oder eine kirchliche Prüfung 

abgeschlossen. In Studiengängen mit einer Regelstudienzeit von mindestens drei Jahren findet eine 

Vor- oder Zwischenprüfung statt; dies gilt nicht für dreijährige Bachelorstudiengänge gemäß § 29 

Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 und 2. Soweit in staatlichen oder kirchlichen Prüfungsordnungen keine 

Bestimmungen über Vor- oder Zwischenprüfungen enthalten sind, sind von den Hochschulen Vor- 

oder Zwischenprüfungsordnungen zu erlassen. Zu einer Prüfung kann nur zugelassen werden, wer für 

den betreffenden Studiengang zugelassen ist oder nach § 60 Abs. 1 Satz 4 als zugelassen gilt. (…) 

(…) 

§ 35   Verleihung und Führung inländischer Grade 

(…) 

(2) Die Hochschulen können Hochschulgrade gemäß ihren Prüfungsordnungen auch auf Grund von 

staatlichen oder kirchlichen Prüfungen verleihen.  

(…) 

§ 37   Führung ausländischer Grade, Titel und Bezeichnungen 

(1) Ein ausländischer Hochschulgrad, der von einer nach dem Recht des Herkunftslandes anerkannten 

Hochschule, die zur Verleihung dieses Grades berechtigt ist, auf Grund eines tatsächlich absolvierten 

und durch Prüfung abgeschlossenen Studiums ordnungsgemäß verliehen worden ist, kann in der 

verliehenen Form unter Angabe der verleihenden Hochschule genehmigungsfrei geführt werden. 

Dabei kann die verliehene Form gegebenenfalls in lateinische Schrift übertragen und die im 

Herkunftsland zugelassene oder nachweislich allgemein übliche Abkürzung geführt sowie eine 

wörtliche Übersetzung in Klammern hinzugefügt werden. Eine Umwandlung in einen entsprechenden 



inländischen Grad findet mit Ausnahme der nach dem Bundesvertriebenengesetz Berechtigten nicht 

statt.  

(2) (…)  

(3) Die Regelungen der Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für ausländische Hochschultitel und 

Hochschultätigkeitsbezeichnungen. Für staatliche und kirchliche Grade gilt Absatz 1 entsprechend.  

(…) 

Sechster Teil   Mitglieder 

Erster Abschnitt   Wissenschaftliches und künstlerisches Personal 

§ 46   Dienstaufgaben der Hochschullehrer 

(1) Die Hochschullehrer nehmen die ihrer Hochschule jeweils nach § 2 obliegenden Aufgaben in  

Wissenschaft und Kunst, künstlerischen Entwicklungsvorhaben, Forschung, Lehre und Weiterbildung 

in ihren Fächern nach näherer Ausgestaltung ihres Dienstverhältnisses selbstständig wahr. Zu ihren 

hauptberuflichen Aufgaben gehört es auch,  

(…) 

7. bei Hochschulprüfungen sowie bei den staatlichen und kirchlichen Prüfungen, durch die ein 

Hochschulstudium abgeschlossen wird, mitzuwirken und 

8. (…) 

(…) 

Neunter Teil   Hochschulen in freier Trägerschaft 

§ 70   Staatliche Anerkennung 

(1) (…) 
4
Errichtung und Betrieb nicht staatlicher Bildungseinrichtungen als Hochschule ohne 

staatliche Anerkennung sind untersagt; dies gilt nicht für kirchliche Hochschulen im Sinne von Artikel 

9 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg. (…) 

 (2) Nicht staatlichen Bildungseinrichtungen kann die staatliche Anerkennung als Hochschule erteilt 

werden, wenn  

1. sichergestellt ist, dass die Einrichtung ihre Aufgaben im Rahmen der durch das Grundgesetz 

und die Landesverfassung gewährleisteten staatlichen Ordnung erfüllt, 

(…) 

3. eine Mehrzahl von nebeneinander bestehenden oder aufeinanderfolgenden Studiengängen an 

der Einrichtung allein oder im Verbund mit anderen Einrichtungen des Bildungswesens vorhanden ist; 

dies gilt nicht, wenn innerhalb einer Fachrichtung die Einrichtung einer Mehrzahl von Studiengängen 

durch die wissenschaftliche Entwicklung oder das entsprechende berufliche Tätigkeitsfeld nicht nahe 

gelegt wird, 

(…) 



6. die wirtschaftliche und rechtliche Stellung des hauptberuflichen Lehrpersonals gesichert ist, 

(…) 

(3) Für kirchliche Einrichtungen kann die Landesregierung Ausnahmen von Absatz 2 Nr. 3 und 6 

zulassen, wenn gewährleistet ist, dass das Studium einem Studium an einer vergleichbaren staatlichen 

Hochschule gleichwertig ist.  

(…) 

Zehnter Teil   Schlussbestimmungen 

§ 74   Kirchliche Rechte 

(1) Die Verträge mit den Kirchen sowie die Mitwirkung der Kirchen an Prüfungen in den 

Studiengängen der Kirchenmusik werden durch dieses Gesetz nicht berührt.  

(2) Studien-, Prüfungs-, Promotions- und Habilitationsordnungen in evangelischer oder katholischer 

Theologie bedürfen der Zustimmung der zuständigen Kirchenleitung unter dem Gesichtspunkt des 

kirchlichen Amtes und der kirchlichen Lehre. Die Hochschule für Kirchenmusik (Institutum Superius 

Musicae Sacrae) der Diözese Rottenburg-Stuttgart mit Sitz in Rottenburg am Neckar, die Hochschule 

für Kirchenmusik der Evangelischen Landeskirche in Baden mit Sitz in Heidelberg und die 

Hochschule für Kirchenmusik der Evangelischen Landeskirche in Württemberg mit Sitz in Tübingen 

sind staatlich anerkannt.  

§ 75   Namensschutz; Ordnungswidrigkeiten 

(1) Die Bezeichnung „Universität“, „Pädagogische Hochschule“, „Kunsthochschule“, 

„Musikhochschule“, „Fachhochschule“, „Duale Hochschule“ oder „Studienakademie“ allein sowie 

ihre fremdsprachige Übersetzung darf nur von den in § 1 aufgeführten staatlichen Universitäten, 

Pädagogischen Hochschulen, Kunsthochschulen, Musikhochschulen, Fachhochschulen, der Dualen 

Hochschule und einer Studienakademie nach § 27a geführt werden. Darüber hinaus darf die 

Bezeichnung „Hochschule“, „Duale Hochschule“ oder „Fachhochschule“ allein oder in einer 

Wortverbindung oder eine ähnliche Bezeichnung sowie eine entsprechende fremdsprachige 

Übersetzung nur von staatlich anerkannten Hochschulen oder kirchlichen Hochschulen im Sinne von 

Artikel 9 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg geführt werden. Staatlich anerkannte 

Hochschulen in freier Trägerschaft, denen ein eigenständiges Promotionsrecht verliehen wurde, haben 

das Recht, die Bezeichnung „Universität“ zu führen. (…)  

(…) 

 

 

11.2.3 Konferenzordnung des Kultusministeriums [von Baden-Württemberg] 

Vom 05.06.1984 (GBl. 1984, 423), zuletzt geändert durch Verordnung vom 11.11.2009 

(GBl. S. 693, 709) 

Auf Grund von § 17 Abs. 4 und § 46 Abs. 1 des Schulgesetzes für Baden-Württemberg (SchG) in der 

Fassung vom 1. August 1983 (GBl. S. 397) wird verordnet: 

II. ABSCHNITT Bildung und Aufgaben der Lehrerkonferenzen 



1. Gesamtlehrerkonferenz 

§ 2 Aufgaben 

(1) Zu den Angelegenheiten von wesentlicher Bedeutung für die Schule, über die gemäß § 45 Abs. 2 

des Schulgesetzes die Gesamtlehrerkonferenz unbeschadet der Zuständigkeit der Schulkonferenz berät 

und beschließt, gehören insbesondere 

(…) 

13. Beratung des Schulleiters bei der Zusammenarbeit mit dem Schulträger, den 

Religionsgemeinschaften, den Berufsausbildungsstätten sowie sonstigen außerschulischen 

Institutionen mit Erziehungsauftrag; 

(…) 

 

 

11.2.4 Schulgesetz für Baden-Württemberg (SchG) 

Vom 01.08.1983 (GBl. BW S. 397), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.04.2012 

(GBl. BW S. 209) 

1. Teil   Das Schulwesen 

§ 1   Erziehungs- und Bildungsauftrag der Schule 

(...) 

(2) Die Schule hat den in der Landesverfassung verankerten Erziehungs- und Bildungsauftrag zu 

verwirklichen. Über die Vermittlung von Wissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten hinaus ist die Schule 

insbesondere gehalten, die Schüler in Verantwortung vor Gott, im Geiste christlicher Nächstenliebe, 

zur Menschlichkeit und Friedensliebe, (...) zu erziehen (...). 

(...) 

§ 8   Gymnasium 

(...) 

(5) Für die Oberstufe des Gymnasiums aller Typen gelten folgende Regelungen: 

(...) 

3.  Der Pflichtbereich umfasst das sprachlich-literarisch-künstlerische Aufgabenfeld, das 

gesellschaftswissenschaftliche Aufgabenfeld und das mathematisch-naturwissenschaftlich- technische 

Aufgabenfeld. Hinzu kommen Religionslehre, Ethik und Sport. Religionslehre und Ethik können 

einem Aufgabenfeld zugeordnet werden. 

(...) 

4. Teil   Schulaufsicht 

§ 35   Oberste Schulaufsichtsbehörde 



(...) 

(3) Die oberste Schulaufsichtsbehörde regelt insbesondere die Aufgaben und Ordnungen jeder 

Schulart, die Bildungs- und Lehrpläne sowie die Stundentafeln, das Aufnahmeverfahren für die 

Schulen, die Versetzungs- und Prüfungsordnungen, die Anerkennung außerhalb des Landes 

erworbener schulischer Abschlüsse und Berechtigungen, die Ausbildung, Prüfung und Fortbildung der 

Lehrer; für die Lehramtsprüfungen im Fach Theologie (Religionspädagogik) können die jeweiligen 

Religionsgemeinschaften einen Beauftragten als einen der Prüfer benennen, (...). 

(...) 

5. Teil   Lehrkräfte, Schulleitung; Lehrerkonferenzen, Schulkonferenz; örtliche 

Schulverwaltung 

§ 38   Lehrkräfte 

(1) Die Lehrkräfte an den öffentlichen Schulen stehen im Dienst des Landes. 

(2) Lehrkräfte an öffentlichen Schulen nach § 2 Abs. 1 dürfen in der Schule keine politischen, 

religiösen, weltanschaulichen oder ähnliche äußeren Bekundungen abgeben, die geeignet sind, die 

Neutralität des Landes gegenüber Schülern und Eltern oder den politischen, religiösen oder 

weltanschaulichen Schulfrieden zu gefährden oder zu stören. Insbesondere ist ein äußeres Verhalten 

unzulässig, welches bei Schülern oder Eltern den Eindruck hervorrufen kann, dass eine Lehrkraft 

gegen die Menschenwürde, die Gleichberechtigung der Menschen nach Artikel 3 des Grundgesetzes, 

die Freiheitsgrundrechte oder die freiheitlich-demokratische Grundordnung auftritt. Die 

Wahrnehmung des Erziehungsauftrags nach Artikel 12 Abs. 1, Artikel 15 Abs. 1 und Artikel 16 Abs. 1 

der Verfassung des Landes Baden-Württemberg und die entsprechende Darstellung christlicher und 

abendländischer Bildungs- und Kulturwerte oder Traditionen widerspricht nicht dem Verhaltensgebot 

nach Satz 1. Das religiöse Neutralitätsgebot des Satzes 1 gilt nicht im Religionsunterricht nach Artikel 

18 Satz 1 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg. 

(3) Die Ernennung eines Bewerbers nach § 9 des Landesbeamtengesetzes für eine Tätigkeit an 

öffentlichen Schulen nach § 2 Abs. 1 setzt als persönliches Eignungsmerkmal voraus, dass er die 

Gewähr für die Einhaltung des Absatzes 2 in seiner gesamten, voraussichtlichen Dienstzeit bietet. Für 

die Versetzung einer Lehrkraft eines anderen Dienstherrn in den baden-württembergischen 

Schuldienst gilt Satz 1 entsprechend. 

(4) Für die Ableistung des Vorbereitungsdienstes für ein Lehramt können auf Antrag Ausnahmen von 

den Absätzen 2 und 3 im Einzelfall vorgesehen werden, soweit die Ausübung der Grundrechte es 

zwingend erfordert und zwingende öffentliche Interessen an der Wahrung der amtlichen Neutralität 

und des Schulfriedens nicht entgegenstehen. 

(5) Absätze 2 bis 4 gelten entsprechend für Lehrkräfte im Angestelltenverhältnis. 

(...) 

§ 41   Aufgaben des Schulleiters 

(1) Der Schulleiter ist Vorsitzender der Gesamtlehrerkonferenz. Er leitet und verwaltet die Schule und 

ist, unterstützt von der Gesamtlehrerkonferenz, verantwortlich für die Besorgung aller 

Angelegenheiten der Schule und für eine geordnete und sachgemäße Schularbeit, soweit nicht auf 

Grund dieses Gesetzes etwas anderes bestimmt ist. Insbesondere obliegen ihm  



(…) 

die Vertretung der Schule nach außen und die Pflege ihrer Beziehungen zu Elternhaus, Kirchen, 

Berufsausbildungsstätte, Einrichtungen der Jugendhilfe und Öffentlichkeit, 

(…) 

§ 47   Schulkonferenz 

(…) 

(5) Folgende Angelegenheiten werden in der Schulkonferenz beraten und bedürfen ihres 

Einverständnisses:  

(…) 

 6.  Festlegung der schuleigenen Stundentafel im Rahmen der Kontingentstundentafel und  

Entwicklung schuleigener Curricula im Rahmen des Bildungsplanes. Für das Fach Religionslehre 

bleibt die Beteiligung der Beauftragten der Religionsgemeinschaften unberührt. 

(…) 

§ 49   Schulbeirat 

Der Schulträger nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 hört in allen wichtigen Schulangelegenheiten Vertreter der 

Schulleiter, der Lehrer, der Eltern, der Schüler und Vertreter der Religionsgemeinschaften, die an einer 

seiner Schulen Religionsunterricht erteilen, bei beruflichen Schulen auch Vertreter der für die 

Berufserziehung der Schüler Mitverantwortlichen. (...) 

6. Teil   Mitwirkung der Eltern und der für die Berufserziehung der Schüler 

Mitverantwortlichen an der Gestaltung des Lebens und der Arbeit der Schule; 

Schülermitverantwortung; Landesschulbeirat 

§ 71   Landesschulbeirat 

(1) Der Landesschulbeirat berät das Kultusministerium bei der Vorbereitung grundsätzlicher 

Maßnahmen auf dem Gebiet des Schulwesens. Er ist berechtigt, dem Kultusministerium Vorschläge 

und Anregungen zu unterbreiten. 

(2) Dem Landesschulbeirat gehören an Vertreter der Eltern, der Lehrer, der für die Berufserziehung 

der Schüler Mitverantwortlichen, der Schüler, der kommunalen Landesverbände, der Kirchen und 

anerkannten Religionsgemeinschaften, der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände sowie Personen, 

die durch ihre Erfahrung in Bildungs- und Erziehungsfragen die Arbeit des Beirats besonders zu 

fördern vermögen. 

(...) 

8. Teil Schulgeld- und Lernmittelfreiheit, Erziehungsbeihilfen 

§ 94   Lernmittelfreiheit 

(1) In den öffentlichen Grundschulen, Hauptschulen, Werkrealschulen, Realschulen, Gymnasien, 

Gemeinschaftsschulen, Kollegs, Berufsschulen, Berufsfachschulen, Berufskollegs, Berufsoberschulen 



und Sonderschulen hat der Schulträger den Schülern alle notwendigen Lernmittel mit Ausnahme von 

Gegenständen geringen Wertes leihweise zu überlassen, sofern die Lernmittel nicht von den 

Erziehungsberechtigten oder den Schülern selbst beschafft werden; ausnahmsweise werden sie zum 

Verbrauch überlassen, wenn Art oder Zweckbestimmung des Lernmittels eine Leihe ausschließen. 

Gegenstände, die auch außerhalb des Unterrichts gebräuchlich sind, gelten nicht als Lernmittel.  

(2) Das Kultusministerium bestimmt durch Rechtsverordnung, welche Lernmittel notwendig und 

welche davon zum Verbrauch zu überlassen sind. 

(...) 

9. Teil   Religionsunterricht 

§ 96   Grundsätze 

(1) Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach an allen öffentlichen Schulen. 

(2) Der Religionsunterricht wird, nach Bekenntnissen getrennt, in Übereinstimmung mit dem Lehren 

und Grundsätzen der betreffenden Religionsgemeinschaft von deren Beauftragten erteilt und 

beaufsichtigt. 

(3) Für eine religiöse Minderheit von mindestens acht Schülern an einer Schule ist Religionsunterricht 

einzurichten. 

(4) Wird für eine religiöse Minderheit von weniger als acht Schülern religiöse Unterweisung erteilt, 

hat der Schulträger den Unterrichtsraum unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. 

§ 97   Religionslehrer 

(1) Zur Erteilung des Religionsunterrichts und zur religiösen Unterweisung können neben Geistlichern 

und staatlich ausgebildeten Lehrern, Diplomtheologen und graduierten Religionspädagogen, die zur 

Erteilung des Unterrichts bereit und von der Religionsgemeinschaft dazu bevollmächtigt sind, nur 

solche Personen zugelassen werden, die eine katechetische Ausbildung erhalten haben. 

(2) Die Voraussetzungen für die Bevollmächtigung der Lehrer zur Erteilung des Religionsunterrichts 

und zur religiösen Unterweisung werden von den Religionsgemeinschaften bestimmt. Die Richtlinien 

für die Ausbildung und den Nachweis der Eignung und der Lehrbefähigung der kirchlich 

ausgebildeten Religionslehrer werden zwischen dem Kultusministerium und den 

Religionsgemeinschaften vereinbart. 

(3) Wegen der Übernahme von Geistlichen als Religionslehrer in den Landesdienst und deren Rückruf 

in den Kirchendienst in besonderen Fällen kann das Kultusministerium im Einvernehmen mit dem 

Finanzministerium Vereinbarung mit den Kirchen treffen. 

§ 98   Lehrplan und Schulbücher 

Die Religionsgemeinschaft stellt den Lehrplan für den Religionsunterricht auf und bestimmt die 

Religionsbücher für die Schüler, die Bekanntgabe besorgt das Kultusministerium. § 94 Abs. 2 bleibt 

unberührt. 

§ 99   Aufsicht über den Religionsunterricht 

(1) Die Aufsicht der Religionsgemeinschaften über den Religionsunterricht wird durch 

religionspädagogisch erfahrene Beauftragte der Religionsgemeinschaften wahrgenommen. 



(2) Die allgemeine Aufsicht des Staates erstreckt sich darauf, dass bei der Erteilung des 

Religionsunterrichts der Stundenplan beachtet, die Unterrichtszeit eingehalten und die Schulordnung 

gewahrt wird. 

§ 100   Teilnahme am Religionsunterricht 

(1) Über die Teilnahme am Religionsunterricht bestimmen die Erziehungsberechtigten. Nach Eintritt 

der Religionsmündigkeit steht dieses Recht aus Glaubens- und Gewissensgründen dem Schüler zu. 

(2) Die Erklärung über die Abmeldung vom Religionsunterricht ist gegenüber dem Schulleiter 

schriftlich, von einem minderjährigen religionsmündigen Schüler persönlich abzugeben. Zum Termin 

zur Abgabe der persönlichen Erklärung des religionsmündigen Schülers sind die 

Erziehungsberechtigten einzuladen. 

(3) Die Abmeldung vom Religionsunterricht ist nur zu Beginn eines Schulhalbjahres zulässig. 

10. Teil   Ethikunterricht, Geschlechtserziehung 

§ 100a   Ethikunterricht 

(1) Für Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen, wird das Fach Ethik als ordentliches 

Unterrichtsfach eingerichtet. 

(2) Ethikunterricht dient der Erziehung der Schüler zu verantwortungs- und wertbewusstem Verhalten. 

Sein Inhalt orientiert sich an den Wertvorstellungen und den allgemeinen ethischen Grundsätzen, wie 

sie in Verfassung und im Erziehungs- und Bildungsauftrag des § 1 niedergelegt sind. Der Unterricht 

soll diese Vorstellungen und Grundsätze vermitteln sowie Zugang zu philosophischen und 

religionskundlichen Fragestellungen eröffnen. 

(...) 

12. Teil   Schlussvorschriften 

§ 113   Aufhebung von Schulstiftungen und Schulpfründen 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes sind alle örtlichen Schulstiftungen und Schulpfründen, deren 

Erträge stiftungsgemäß entweder ausschließlich für Zwecke der öffentlichen Volksschule oder zum 

Teil für kirchliche Zwecke bestimmt sind, aufgehoben. Ihr Vermögen fällt, wenn nicht durch 

Stiftungsurkunde oder Herkommen etwas anderes bestimmt ist, der Gemeinde zu. Diese ist 

verpflichtet, die von den Stiftungen bisher erbrachten Leistungen für kirchliche Zwecke, die auf 

besonderem Rechtstitel oder rechtsbegründetem Herkommen beruhen, weiter zu erbringen. Fällt das 

Vermögen der Kirche zu, trifft diese die entsprechende Verpflichtung bezüglich der für schulische 

Zwecke bisher erbrachten Leistungen. Die kirchlichen Aufsichtsbehörden und die Gemeinden sind 

berechtigt, die Ablösung der in Satz 3 und 4 bezeichneten Leistungen zu verlangen. Die kirchlichen 

Aufsichtsbehörden können die Trennung und Übergabe der Vermögensteile der Stiftungen, die nach 

den vom Stifter getroffenen Anordnungen und, wo solche nicht vorliegen, nach Maßgabe der 

seitherigen stiftungsmäßigen Verwendung kirchlichen Zwecken gewidmet sind, in kirchliches 

Eigentum und kirchliche Verwaltung verlangen. Die in Satz 6 bezeichneten Rechte stehen bezüglich 

der schulischen Zwecken gewidmeten Vermögensteile entsprechend der Gemeinde zu. 

(2) Folgende öffentlich-rechtlichen Stiftungen werden zu einer öffentlichrechtlichen „Schulstiftung 

Baden-Württemberg“ zusammengefasst: 



1. Altbadischer Distriktschulfonds, 

2. Altbadischer Evangelischer Schulhausbaukollektengelderfonds, 

3. Altbadischer Evangelischer Schulreservefonds, 

4. Evangelischer Mahlberger Schulfonds, 

5. Evangelischer Schulmeliorationsfonds, 

6. Fürst-Stierum-Freischulen-Stiftung, 

7. Geringe katholische Studienkasse, 

8. Palm’sche Schulstiftung, 

9. Pfälzer Katholischer Schulfonds, 

10. Landesstiftung für badische Volksschullehrer, 

11. die Gymnasiumsfonds Baden-Baden, Bruchsal, Donaueschingen, Durlach, Freiburg, 

Heidelberg, Karlsruhe, Konstanz, Lahr, Lörrach, Mannheim, Offenburg, Pforzheim, 

Tauberbischofsheim, Wertheim, 

12. Studienfonds Rastatt. 

Die Erträge dieser Schulstiftung sind für die Förderung des Schulwesens und der Elternvertretungen in 

Baden-Württemberg zu verwenden, wobei die von den bisherigen Stiftungen Begünstigten besonders 

zu berücksichtigen sind. (...) 

§ 118   Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 1965 in Kraft. 

(…) 

(3) Rechte und Pflichten, die sich aus Verträgen mit der evangelischen und katholischen Kirche 

ergeben, bleiben von den Vorschriften dieses Gesetzes unberührt. 

 

 

11.3 Bayern 

11.3.1 Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 31.05.2000 (Bay. GVBl. S. 414), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 09.07.2012 (Bay. GVBl.334) 

Erster Teil   Grundlagen 

Artikel 1   Bildungs- und Erziehungsauftrag 

(1) Die Schulen haben den in der Verfassung verankerten Bildungs- und Erziehungsauftrag zu 

verwirklichen. Sie sollen Wissen und Können vermitteln sowie Geist und Körper, Herz und Charakter 



bilden. Oberste Bildungsziele sind Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor religiöser Überzeugung, vor der 

Würde des Menschen und vor der Gleichberechtigung von Männern und Frauen, Selbstbeherrschung, 

Verantwortungsgefühl und Verantwortungsfreudigkeit, Hilfsbereitschaft, Aufgeschlossenheit für alles 

Wahre, Gute und Schöne und Verantwortungsbewusstsein für Natur und Umwelt. Die Schülerinnen 

und Schüler sind im Geist der Demokratie, in der Liebe zur bayerischen Heimat und zum deutschen 

Volk und im Sinn der Völkerversöhnung zu erziehen. 

(...) 

Artikel 2   Aufgaben der Schulen 

(1) Die Schulen haben insbesondere die Aufgabe, 

(...) 

zu verantwortlichem Gebrauch der Freiheit, zu Toleranz, friedlicher Gesinnung und Achtung vor 

anderen Menschen zu erziehen, zur Anerkennung kultureller und religiöser Werte zu erziehen, 

(...) 

(5) Die Öffnung der Schule gegenüber ihrem Umfeld ist zu fördern. Die Öffnung erfolgt durch die 

Zusammenarbeit der Schulen mit außerschulischen Einrichtungen, insbesondere mit Betrieben, Sport- 

und anderen Vereinen, Kunst- und Musikschulen, freien Trägern der Jugendhilfe, kommunalen und 

kirchlichen Einrichtungen sowie mit Einrichtungen der Weiterbildung. 

Zweiter Teil   Die öffentlichen Schulen 

Abschnitt II   Die Schularten 

Artikel 7   Die Grundschule 

(...) 

(3) In den Grundschulen werden die Schülerinnen und Schüler nach den gemeinsamen Grundsätzen 

der christlichen Bekenntnisse unterrichtet und erzogen. In Klassen mit Schülerinnen und Schülern 

gleichen Bekenntnisses wird darüber hinaus den besonderen Grundsätzen dieses Bekenntnisses 

Rechnung getragen.  

(4) Angesichts der geschichtlichen und kulturellen Prägung Bayerns wird in jedem Klassenraum ein 

Kreuz angebracht. Damit kommt der Wille zum Ausdruck, die obersten Bildungsziele der Verfassung 

auf der Grundlage christlicher und abendländischer Werte unter Wahrung der Glaubensfreiheit zu 

verwirklichen. Wird der Anbringung des Kreuzes aus ernsthaften und einsehbaren Gründen des 

Glaubens oder der Weltanschauung durch die Erziehungsberechtigten widersprochen, versucht die 

Schulleiterin bzw. der Schulleiter eine gütliche Einigung. Gelingt eine Einigung nicht, hat sie bzw. er 

nach Unterrichtung des Schulamts für den Einzelfall eine Regelung zu treffen, welche die 

Glaubensfreiheit des Widersprechenden achtet und die religiösen und weltanschaulichen 

Überzeugungen aller in der Klasse Betroffenen zu einem gerechten Ausgleich bringt; dabei ist auch 

der Wille der Mehrheit, soweit möglich, zu berücksichtigen.  

 

 



Abschnitt III   Errichtung und Auflösung von öffentlichen Schulen; 

Schulveranstaltungen; Zusammenarbeit; Kooperations- und Außenklassen 

Artikel 26   Staatliche Schulen 

(1) Grundschulen, Mittelschulen, Förderzentren, Berufsschulen zur sonderpädagogischen Förderung, 

Schulen für Kranke und Berufsschulen werden durch Rechtsverordnung der Regierung, die übrigen 

Schulen durch Rechtsverordnung des zuständigen Staatsministeriums errichtet und aufgelöst. 

(2) Vor der Errichtung und Auflösung ist das Benehmen mit dem zuständigen Aufwandsträger, vor der 

Auflösung ist außerdem das Benehmen mit dem Elternbeirat oder dem Berufsschulbeirat herzustellen. 

Grundschulen, Mittelschulen und Förderzentren werden im Benehmen mit den beteiligten 

kommunalen Gebietskörperschaften, Elternbeiräten und kirchlichen Oberbehörden errichtet und 

aufgelöst. 

(…) 

Abschnitt V   Inhalte des Unterrichts 

Artikel 46   Religionsunterricht 

(1)
 
Der Religionsunterricht ist an den Grundschulen, Mittelschulen, Realschulen, Gymnasien, 

Förderschulen, Berufsschulen, Wirtschaftsschulen, Fachoberschulen, Berufsoberschulen, an sonstigen 

Schulen nach Maßgabe der Schulordnung, ordentliches Lehrfach (Pflichtfach). Er wird nach 

Bekenntnissen getrennt in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der betreffenden Kirche oder 

Religionsgemeinschaft erteilt.  

(2) Lehrkräfte bedürfen zur Erteilung des Religionsunterrichts der Bevollmächtigung durch die 

betreffende Kirche oder Religionsgemeinschaft. Keine Lehrkraft darf gegen ihren Willen verpflichtet 

werden, Religionsunterricht zu erteilen.  

(3) An den Grundschulen, Mittelschulen und Förderzentren können die von den Kirchen und 

Religionsgemeinschaften bestellten Lehrkräfte für den Religionsunterricht den gesamten 

Religionsunterricht erteilen.  

(4) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, ihre Kinder vom Religionsunterricht abzumelden. 

Nach Vollendung des 18. Lebensjahres steht dieses Recht den Schülerinnen und Schülern selbst zu. 

Das Nähere über Teilnahme und Abmeldung regelt das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

durch Rechtsverordnung.  

Artikel 47   Ethikunterricht 

(1) Ethikunterricht ist für diejenigen Schülerinnen und Schüler Pflichtfach, die nicht am 

Religionsunterricht teilnehmen. 

(2) Der Ethikunterricht dient der Erziehung der Schülerinnen und Schüler zu werteinsichtigem 

Urteilen und Handeln. Sein Inhalt orientiert sich an den sittlichen Grundsätzen, wie sie in der 

Verfassung und im Grundgesetz niedergelegt sind. Im Übrigen berücksichtigt er die Pluralität der 

Bekenntnisse und Weltanschauungen. 



Abschnitt VI   Grundsätze des Schulbetriebs  

Art. 49   Jahrgangsstufen, Klassen, Unterrichtsgruppen 

(…) 

(2) An Grundschulen und Mittelschulen werden von der Schule unter Beachtung pädagogischer und 

schulorganisatorischer Erfordernisse Schülerinnen und Schüler gleichen Bekenntnisses einer Klasse 

zugewiesen, wenn für die Jahrgangsstufe zwei oder mehr Klassen (Parallelklassen) gebildet worden 

sind und die Erziehungsberechtigten zustimmen; ein Anspruch auf Aufnahme in eine solche Klasse 

besteht nicht. Bei der Anmeldung der vollzeitschulpflichtigen Kinder an einer Grundschule oder 

Mittelschule geben die Erziehungsberechtigten eine Erklärung darüber ab, ob sie der Zuweisung in 

eine Klasse mit Schülerinnen und Schülern gleichen Bekenntnisses zustimmen, falls für die 

Jahrgangsstufe Parallelklassen gebildet werden. Diese Erklärung gilt für die Dauer des Besuchs der 

Grundschule oder Mittelschule, wenn sie nicht widerrufen wird; der Widerruf wird mit Beginn des 

folgenden Schuljahres wirksam. 

Abschnitt VIII   Schulleiter, Lehrerkonferenz, Lehrkräfte 

Artikel 59   Lehrkräfte 

(...) 

(2) Die Lehrkräfte haben den in Art. 1 und 2 niedergelegten Bildungs- und Erziehungsauftrag sowie 

die Lehrpläne und Richtlinien für den Unterricht und die Erziehung zu beachten. Sie müssen die 

verfassungsrechtlichen Grundwerte glaubhaft vermitteln. Äußere Symbole und Kleidungsstücke, die 

eine religiöse oder weltanschauliche Überzeugung ausdrücken, dürfen von Lehrkräften im Unterricht 

nicht getragen werden, sofern die Symbole oder Kleidungsstücke bei den Schülerinnen und Schülern 

oder den Eltern auch als Ausdruck einer Haltung verstanden werden können, die mit den 

verfassungsrechtlichen Grundwerten und Bildungszielen der Verfassung einschließlich den christlich-

abendländischen Bildungs- und Kulturwerten nicht vereinbar ist. Art. 84 Abs. 2 bleibt unberührt. Für 

Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst können im Einzelfall Ausnahmen von der Bestimmung des Satzes 

3 zugelassen werden. 

(...) 

Artikel 61   Angehörige kirchlicher Genossenschaften 

(1) Kirchliche Genossenschaften, die über Lehrkräfte oder Förderlehrerinnen bzw. Förderlehrer 

verfügen, deren Ausbildung nicht hinter der Ausbildung der staatlichen Lehrkräfte oder 

Förderlehrerinnen bzw. Förderlehrer zurücksteht, können auf ihren Antrag von der Regierung durch 

Gestellungsvertrag mit der Tätigkeit an Grundschulen, Mittelschulen oder Förderzentren beauftragt 

werden. Die beauftragten Lehrkräfte und Förderlehrerinnen bzw. Förderlehrer unterliegen dem 

fachlichen Weisungsrecht des Schulamts.  

(2) Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 

Dienstbezeichnungen zu bestimmen, die den von den kirchlichen Genossenschaften zur Verfügung 

gestellten Lehrkräften verliehen werden können. 

 

 



Abschnitt IX   Einrichtungen zur Mitgestaltung des schulischen Lebens 

Artikel 73   [Landeselternbeirat] 

(1) Zur Beratung des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus auf dem Gebiet der Bildung und 

Erziehung wird ein Landesschulbeirat eingerichtet. 

(...) 

(3) Die Mitglieder des Landesschulbeirats werden vom Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

berufen, und zwar 

(...) 

4. je ein Mitglied auf Vorschlag 

 a) der Katholischen Kirche, 

 b) der Evangelisch-Lutherischen Kirche, 

(...) 

Art. 85   Erhebung und Verarbeitung von Daten 

(1) Die Schulen dürfen die zur Erfüllung der ihnen durch Rechtsvorschriften zugewiesenen Aufgaben 

erforderlichen Daten erheben, verarbeiten und nutzen. Dazu gehören personenbezogene Daten der 

Schülerinnen und Schüler und deren Erziehungsberechtigten, der Lehrkräfte und des nicht 

unterrichtenden Personals. Es sind dies bei den Schülerinnen und Schülern insbesondere (…) 

Religionszugehörigkeit (soweit für die Schulpraxis erforderlich), (…), bei den Lehrkräften 

insbesondere (…) Die Betroffenen sind zur Angabe der Daten verpflichtet und sind bei der 

Datenerhebung auf diese Rechtsvorschrift hinzuweisen. (…) 

(…) 

Art. 85a   Automatisiertes Verfahren zur Unterstützung der Schulen 

(1) Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus kann für die Schulen eine öffentliche Stelle 

gemäß Art. 6 des Bayerischen Datenschutzgesetzes (BayDSG) beauftragen, personenbezogene Daten 

von Schülerinnen und Schülern und deren Erziehungsberechtigten zu den in Abs. 2 genannten 

schulübergreifenden Verwaltungszwecken zu verarbeiten; die Schulen werden von der 

Auftragserteilung unterrichtet; sie bleiben für diese Daten verantwortlich. Die datenschutzrechtliche 

Gesamtverantwortung liegt beim Staatsministerium für Unterricht und Kultus. 

(2) Bei der gemäß Abs. 1 Satz 1 beauftragten Stelle können zur Unterstützung der Schulanmeldung, 

des Schulwechsels, der Kooperation von Schulen und zur Überwachung der Schulpflicht folgende 

personenbezogenen Daten verarbeitet werden:  

 1.  Daten von Schülerinnen und Schülern:  

 a)  nicht schuljahresbezogene Daten: 

 (…) Religionszugehörigkeit (soweit für die Schulpraxis erforderlich), (…) 

(…) 
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 3.  die unter Nr. Buchst. a genannten Daten von externen Prüfungsteilnehmerinnen und 

Prüfungsteilnehmern ausgenommen die Religionszugehörigkeit. 

(…) 

Dritter Teil   Private Unterrichtseinrichtungen 

Abschnitt I   Private Schulen (Schulen in freier Trägerschaft) 

Artikel 90    Aufgabe 

Private Schulen dienen der Aufgabe, das öffentliche Schulwesen zu vervollständigen und zu 

bereichern. Sie sind im Rahmen der Gesetze frei in der Entscheidung über eine besondere 

pädagogische, religiöse oder weltanschauliche Prägung, über Lehr- und Erziehungsmethoden, über 

Lehrstoff und Formen der Unterrichtsorganisation. Die Bestimmungen über die Schulpflicht gelten 

auch an Privatschulen. Für die privaten Schulvorbereitenden Einrichtungen (Art. 22 Abs. 1) gelten die 

Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechend. 

Art. 92   Genehmigung [von Ersatzschulen] 

(…) 

(3) Eine Grundschule ist als Ersatzschule nur zuzulassen, wenn die zuständige Regierung als 

Schulaufsichtsbehörde ein besonderes pädagogisches Interesse anerkennt oder, auf Antrag von 

Erziehungsberechtigten, wenn sie als Gemeinschaftsschule, als Bekenntnis- oder 

Weltanschauungsschule errichtet werden soll und eine öffentliche Grundschule dieser Art in der 

betreffenden Gemeinde nicht besteht. 

Fünfter Teil   Schulaufsicht 

Artikel 112   Aufsicht über den Religionsunterricht 

(1) Die staatliche Schulaufsicht erstreckt sich auch auf den Religionsunterricht; die Kirchen und 

Religionsgemeinschaften bestimmen jedoch den Lehrinhalt und die Didaktik im Rahmen der 

geltenden Bestimmungen und kirchenvertraglichen Vereinbarungen. Sie können durch Beauftragte 

den Religionsunterricht ihres Bekenntnisses besuchen lassen und sich dadurch von der 

Übereinstimmung des erteilten Unterrichts mit den Grundsätzen der Religionsgemeinschaft, vom 

Stand der Kenntnisse in der Religionslehre und von der religiös-sittlichen Erziehung der 

bekenntniszugehörigen Schülerinnen und Schüler unterrichten. 

(2) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften und ihre Vertreter haben gegenüber den Lehrkräften, 

die Religionsunterricht erteilen, keine dienstaufsichtlichen Befugnisse. Jedoch können sich die 

Beauftragten der Kirchen und Religionsgemeinschaften mit diesen Lehrkräften über die Abstellung 

wahrgenommener Mängel ins Benehmen setzen. Sie können die Schulaufsichtsbehörden anrufen, 

wenn Beanstandungen zu erheben sind. 

Art. 113a   Automatisiertes Verfahren zur Unterstützung der Schulverwaltung 

(1) Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus kann für die Schulaufsichtsbehörden eine 

öffentliche Stelle gemäß Art. 6 BayDSG beauftragen, personenbezogene Daten der Lehrkräfte und des 

nicht unterrichtenden Personals zu den in Abs. 2 genannten schulübergreifenden Verwaltungszwecken 

zu verarbeiten; die Schulaufsichtsbehörden werden von der Auftragserteilung unterrichtet; sie bleiben 

für diese Daten verantwortlich. (…)  
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(2) Bei der gemäß Abs. 1 Satz 1 beauftragten Stelle können zur Unterstützung von Dienstaufgaben der 

Schulaufsichtsbehörden (Unterrichtsplanung der staatlichen Schulen, Prüfung der Unterrichtssituation, 

Bezuschussung nichtstaatlicher Schulen nach dem Bayerischen Schulfinanzierungsgesetz)folgende 

personenbezogenen Daten verarbeitet werden:  

 1.  Daten des staatlichen und des nicht staatlichen Personals:  

 a)  nicht schuljahresbezogene Daten: 

 Name, Vornamen, Geschlecht, Geburtsname, akademische Grade, Tag der Geburt, 

Arbeitgeber bzw. Dienstherr, Besoldungs- bzw. Entgeltgruppe, Rechtsverhältnis, Funktion in der 

Schulleitung, Beginn/Ende des Dienstverhältnisses, Personenkennzahl, Lehrbefähigung 

(Lehramt/abgelegte Prüfungen, Fächer der Lehrbefähigung, Unterrichtsgenehmigung); 

 b) schuljahresbezogene Daten: 

 Daten zur Beschäftigung und zum Einsatz (Schule[-n], Unterrichtspflichtzeit, Teilzeit 

[Stundenzahl, Grund, Arbeitszeitmodell], Mehrarbeit/Nebentätigkeit, Beschäftigungskategorie, 

Beurlaubung, außerschulische Abordnung, längerfristige Abwesenheit, Reduktionen [wegen 

Behinderung, Alter, Anrechnungen], Zugangsart, Abgangsart, erteilter Unterricht [Beziehung zu den 

Unterrichtseinheiten]); 

 2.  von staatlichem Personal darüber hinaus:  

 a)  nicht schuljahresbezogene Daten: 

 Adressdaten, Geburtsort, Amts- bzw. Dienstbezeichnung; 

 b) schuljahresbezogene Daten: 

 Ausbildungsabschnitt bei Lehrkräften im Vorbereitungsdienst, Einsatz als mobile Reserve, 

Arbeitszeitkonto. 

(3) Ausschließlich die jeweils zuständigen Schulaufsichtsbehörden dürfen zur Erfüllung der in Abs. 2 

genannten Dienstaufgaben die in Abs. 2 genannten Daten verarbeiten und nutzen. Dies ist durch 

entsprechende organisatorische und technische Vorkehrungen dauerhaft zu gewährleisten. Die 

Schulaufsichtsbehörden können über die gemäß Abs. 1 Satz 1 beauftragte Stelle  

(…) 

 2.  den Kirchen Daten gemäß Abs. 2 der Religionsunterricht erteilenden oder zur 

Erteilung befähigten Lehrkräfte (mit Ausnahme der Adressdaten) zur Ausübung der Fachaufsicht im 

Fach Religionslehre und zur Planung des Unterrichtseinsatzes des kirchlichen Personals übermitteln. 

Art. 113b   Statistik 

(1) Zu Zwecken der Bildungsplanung und der Organisation des Schulwesens werden die Amtliche 

Schulstatistik gemäß Abs. 6 und die Ergebnisstatistiken gemäß Abs. 7 als Landesstatistiken gemäß 

Art. 9 des Bayerischen Statistikgesetzes durchgeführt.  

(2) Erhebungseinheiten sind:  

 1.  die Schulen einschließlich der Schulvorbereitenden Einrichtungen, 
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 2.  das Telekolleg und die Staatsinstitute für die Ausbildung von Fach- bzw. 

Förderlehrern. 

(3) Bei den in Abs. 2 Nr. 1 genannten Stellen werden für die Amtliche Schulstatistik gemäß Abs. 6 

folgende Erhebungsmerkmale erhoben:  

 1.  Daten der Schülerinnen und Schüler und der externen Prüfungsteilnehmerinnen und 

Prüfungsteilnehmer:  

 a)  Daten der Schülerinnen und Schüler: 

 (…) Religionszugehörigkeit (soweit für die Schulpraxis erforderlich)(…); 

(…) 

Bei den in Abs. 2 Nr. 2 genannten Stellen werden folgende Daten der Absolventen, die schulische 

Abschlüsse erworben haben, erhoben: (…) Religionszugehörigkeit (soweit für die Schulpraxis 

erforderlich), (…). 

(…) 

(6) Die Amtliche Schulstatistik wird einmal jährlich durchgeführt. Die Erhebungsmerkmale nach Abs. 

3 werden für  

 1.  die Beschreibung der Unterrichtssituation an allgemein bildenden Schulen zum 1. 

Oktober und an beruflichen Schulen zum 20. Oktober, 

 2.  die Darstellung der Absolventen und Abgänger von Schulen sowie Absolventen von 

außerschulischen Einrichtungen, soweit diese schulische Abschlüsse erwerben, an allgemein 

bildenden Schulen vom 2. Oktober des Vorjahres bis 1. Oktober des laufenden Jahres und an 

beruflichen Schulen vom 21. Oktober des Vorjahres bis 20. Oktober des laufenden Jahres (Stichtag: 1. 

bzw. 20. Oktober) erfasst. 

(…) 

Siebter Teil   Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Artikel 123   Aufrechterhaltung von Sondervorschriften 

Unberührt bleiben die Bestimmungen auf Grund von Staatsverträgen, insbesondere die Bestimmungen 

des Bayerischen Konkordats mit dem Heiligen Stuhl vom 29. März 1924 und des Vertrags zwischen 

dem Bayerischen Staat und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern rechts des Rheins vom 15. 

November 1924 in der jeweils geltenden Fassung. 

Artikel 126   Schulen besonderer Art 

(...) 

(2) Als Schulen besonderer Art können die Staatliche kooperative Gesamtschule Senefelder-Schule 

Treuchtlingen und - soweit die Voraussetzungen des Satzes 2 erfüllt werden - die Evangelische 

kooperative Gesamtschule Wilhelm-Löhe-Schule Nürnberg geführt werden. Diese Schulen werden als 

Zusammenschluss einer Hauptschule, einer Realschule und eines Gymnasiums, bei der Evangelischen 

kooperativen Gesamtschule Wilhelm-Löhe-Schule Nürnberg zusätzlich einer Fachhochschule, geführt, 

die unter einer Leitung stehen sollen. 



(...) 

 

11.3.2 Bayerisches Hochschulgesetz (BayHSchG)3 

Vom 23.05.2006 (GVBl S. 245), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.04.2013 (GVBl S. 174) 

Art. 1   Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Hochschulen des Freistaates Bayern (staatliche Hochschulen) und für die 

nichtstaatlichen Hochschulen sowie für die Studentenwerke.  

(…) 

(3) Nichtstaatliche Hochschulen sind die Einrichtungen des Bildungswesens, die nach Maßgabe dieses 

Gesetzes staatlich anerkannt sind, sowie die kirchlichen Hochschulen gemäß Art. 150 Abs. 1 der 

Verfassung.  

Erster Teil   Staatliche Hochschulen 

Abschnitt IV   Studium, Lehre und Prüfungen 

Art. 57   Regelstudienzeiten, Studienstruktur 

(…) 

(4) Spätestens mit Beginn des Wintersemesters 2009/2010 soll die Aufnahme des Studiums in 

Bachelorstudiengängen für Studienanfänger und Studienanfängerinnen die Regel sein; unberührt von 

Halbsatz 1 bleiben Studiengänge, die ganz oder teilweise mit einer Staatsprüfung oder einer 

kirchlichen Prüfung abgeschlossen werden.  

Art. 61   Prüfungen, Prüfungsordnungen 

(1) Das Studium wird in der Regel durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche oder eine kirchliche 

Prüfung abgeschlossen. (…) 

(…) 

Art. 62   Prüfer und Prüferinnen 

(…) 

(2) Das prüfungsberechtigte wissenschaftliche Personal für Theologie, Religionspädagogik oder 

Didaktik des Religionsunterrichts an einer Universität, an der eine theologische Fakultät des selben 

Bekenntnisses nicht vorhanden ist, wirkt bei Hochschulprüfungen (einschließlich Habilitationen), die 

zu theologischen akademischen Graden oder zur Feststellung einer entsprechenden Lehrbefähigung 

führen, in der theologischen Fakultät des selben Bekenntnisses der nächstgelegenen Universität mit, an 

der eine solche Fakultät vorhanden ist.  

Art. 63   Studium an ausländischen Hochschulen 

(1) Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in Studiengängen an anderen staatlichen oder  

                                                           
3
 Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 30. September 2017 außer Kraft; vgl. Art. 107. 



staatlich anerkannten Hochschulen in der Bundesrepublik Deutschland, durch die erfolgreiche 

Teilnahme an einer Fernstudieneinheit im Rahmen eines Studiengangs an einer staatlichen oder 

staatlich anerkannten Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland oder in Studiengängen an 

ausländischen Hochschulen erbracht worden sind, sind anlässlich der Fortsetzung des Studiums, der 

Ablegung von Prüfungen, der Aufnahme eines weiteren Studiums oder der Zulassung zur Promotion 

anzurechnen, außer es bestehen wesentliche Unterschiede hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen 

(Lernergebnisse). Gleiches gilt für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die an einer 

staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule in Bayern im Rahmen von sonstigen Studien nach 

Art. 56 Abs. 6 Nrn. 1 und 2, in speziellen Studienangeboten nach Art. 47 Abs. 3 Satz 1 oder an der 

Virtuellen Hochschule Bayern erbracht worden sind. 

(…) 

Art. 65   Lehrbefähigung, Lehrbefugnis 

(…) 

(11) Bei der Erteilung der Lehrbefugnis in den theologischen Fakultäten und in den Fächern 

Theologie, Religionspädagogik und Didaktik des Religionsunterrichts der Universitäten sind die 

Bestimmungen des Art. 3 § 2 des Konkordats mit dem Heiligen Stuhl sowie des Art. 2 Abs. II und Art. 

5 Abs. III bis V des Vertrags mit der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern zu beachten
4
.  

Abschnitt V   Akademische Grade 

Art. 66   Verleihung akademischer Grade 

(1) Auf Grund einer Hochschulprüfung, mit der ein erster berufsqualifizierender Abschluss erworben 

wird, verleiht die Hochschule in Studiengängen nach Art. 57 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 einen Bachelorgrad, 

in Studiengängen nach Art. 57 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 2 und 3 einen Diplomgrad mit Angabe der 

Fachrichtung; der Diplomgrad erhält bei Absolventen und Absolventinnen von 

Fachhochschulstudiengängen den Zusatz „(FH)“, bei Absolventen und Absolventinnen universitärer 

Studiengänge den Zusatz „Univ.“. (…) 
5
Die Hochschule kann den Diplomgrad auch auf Grund einer 

staatlichen Prüfung oder einer kirchlichen Prüfung, mit der ein Hochschulstudium abgeschlossen wird, 

verleihen. (…) 

(…) 

Art. 68  Führung ausländischer Grade, Hochschultitel und Hochschultätigkeitsbezeichnungen, 

Strafvorschrift 

(1) Ein ausländischer akademischer Grad, der von einer nach dem Recht des Herkunftslandes 

anerkannten Hochschule oder anderen Stelle, die zur Verleihung dieses Grades berechtigt ist, auf 

Grund eines tatsächlich absolvierten und ordnungsgemäß durch Prüfung abgeschlossenen Studiums 

verliehen worden ist, kann in der Form, in der er verliehen wurde, unter Angabe der verleihenden 

Institution genehmigungsfrei geführt werden; Entsprechendes gilt für die im Herkunftsland 

zugelassene oder nachweislich übliche Abkürzung. Soweit erforderlich, kann die verliehene 

Führungsform in die lateinische Schrift übertragen und eine wörtliche Übersetzung in Klammern 

hinzugefügt werden. Eine Umwandlung in entsprechende deutsche Grade findet nicht statt; Art. 105 

bleibt unberührt.  

                                                           
4
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(…) 

(3) Für staatliche und kirchliche Grade gilt Abs. 1, für ausländische Hochschultitel und  

Hochschultätigkeitsbezeichnungen gelten die Abs. 1, 2 und 4 entsprechend; letzteres gilt auch für 

Titel, die inländischen akademischen Graden gleich lauten oder ihnen zum Verwechseln ähnlich sind.  

(…) 

Zweiter Teil   Nichtstaatliche Hochschulen und sonstige Einrichtungen 

Abschnitt I   Nichtstaatliche Hochschulen 

Art. 76   Staatliche Anerkennung 

(…) 

(2) Die staatliche Anerkennung kann erteilt werden, wenn  

(…) 

2. eine Mehrzahl von Studiengängen vorgesehen ist, die zu einem ersten berufsqualifizierenden 

Abschluss führen; dies gilt nicht, wenn innerhalb einer Fachrichtung die Errichtung einer Mehrzahl 

von Studiengängen durch die wissenschaftliche Entwicklung oder das entsprechende berufliche 

Tätigkeitsfeld nicht nahe gelegt wird, 

3. nur Personen das Studium aufnehmen dürfen, die die Voraussetzungen für die Aufnahme in 

eine entsprechende staatliche Hochschule erfüllen, 

(…) 

5. die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der hauptberuflichen Lehrkräfte gesichert ist, 

6. die Angehörigen der Einrichtung an der Gestaltung des Studiums in sinngemäßer Anwendung 

der für staatliche Hochschulen geltenden Grundsätze mitwirken und 

7. sichergestellt ist, dass die Einrichtung ihre Aufgaben im Rahmen der durch das Grundgesetz 

und die Verfassung des Freistaates Bayern gewährleisteten staatlichen Ordnung erfüllt. 

Für kirchliche Einrichtungen kann das Staatsministerium Ausnahmen von Satz 1 Nrn. 2, 5 und 6, für 

theologische Studiengänge auch von Satz 1 Nr. 3, zulassen, wenn gewährleistet ist, dass das Studium 

dem Studium an einer staatlichen Hochschule gleichwertig ist.  

Art. 79   Lehrkräfte, Honorarprofessoren und Honorarprofessorinnen 

(1) (…) 
5
Hauptberufliche Lehrkräfte, die die Voraussetzungen des Art. 7 BayHSchPG erfüllen, 

können für die Dauer ihrer Beschäftigung die Berufsbezeichnung „Professor“ bzw. „Professorin“ 

führen. Der Bezeichnung sind folgende Zusätze anzufügen:  

1. Lehrkräfte an Hochschulen in kirchlicher Trägerschaft oder an Ordenshochschulen: „im 

Kirchendienst“ oder „im Ordensdienst“, 

(…) 
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Art. 80   Anwendung von Vorschriften für staatliche Hochschulen 

(…) 

(2) Soweit nichtstaatliche Hochschulen in kommunaler Trägerschaft oder in der Trägerschaft einer  

kirchlichen juristischen Person des öffentlichen Rechts Studienbeiträge nach den Grundsätzen von Art. 

71
5
 Abs. 1 bis 6 erheben, kann das Staatsministerium auf Antrag des Trägers die entsprechende 

Anwendung von Art. 71 Abs. 7 zulassen.  

(…) 

Art. 83   Kirchliche Hochschulen 

Das Recht der Kirchen, ihre Geistlichen auf eigenen kirchlichen Hochschulen (einschließlich 

Ordenshochschulen) aus- und fortzubilden, bleibt unberührt. Auf diese Hochschulen findet dieser 

Abschnitt mit Ausnahme des Art. 79 Abs. 2 keine Anwendung; Art. 81
6
 bleibt unberührt. 

Studiengänge, die nicht oder nicht nur die Aus- und Fortbildung von Geistlichen zum Gegenstand 

haben, können an kirchlichen Hochschulen nur auf Grund staatlicher Anerkennung eingerichtet 

werden.  

Art. 84   Zuschüsse 

(1) Träger von nichtstaatlichen Hochschulen haben keinen Anspruch auf staatliche Finanzhilfe.  

(2) Auf Antrag gewährt der Freistaat nach Maßgabe des Staatshaushalts einer Kirche oder kirchlichen 

Stiftung des öffentlichen Rechts Zuschüsse zur Errichtung und zum Betrieb einer nichtstaatlichen 

Fachhochschule oder von Fachhochschulstudiengängen an einer staatlich anerkannten Universität. Der 

Zuschuss zum laufenden Betrieb beträgt 80 v. H. des tatsächlichen nachgewiesenen Personal- und 

Sachaufwands, soweit dieser dem an vergleichbaren staatlichen Hochschulen entstehenden Aufwand 

entspricht. Das Nähere wird durch Rechtsverordnung geregelt, in der auch eine Pauschalierung 

vorgesehen werden kann. Im Übrigen können sonstigen Hochschulen in der Trägerschaft einer 

kirchlichen juristischen Person des öffentlichen Rechts Zuschüsse nach Maßgabe des Staatshaushalts 

gewährt werden.  

Art. 85   Aufsicht 

(1) Das Staatsministerium führt die Aufsicht über die nichtstaatlichen Hochschulen, über kirchliche 

Hochschulen nur, soweit sie staatlich anerkannte Studiengänge betreiben. Es überwacht die Einhaltung 

der Voraussetzungen des Art. 76 Abs. 2.  

(…) 

Vierter Teil   Übergangs- und Schlussvorschriften 

Abschnitt II   Schlussvorschriften 

Art. 103   Sondervorschriften 

(1) Durch dieses Gesetz werden die Verträge mit den Kirchen sowie die besondere Rechtsstellung der 

kirchlichen wissenschaftlichen Hochschulen (Art. 138 Abs. 1 und Art. 150 Abs. 1 der Verfassung) 
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nicht berührt. Geht dem Staatsministerium eine Beanstandung des Diözesanbischofs gemäß Art. 3 § 3 

des Konkordats mit dem Heiligen Stuhl
7
 zu, scheidet das betroffene Mitglied der Hochschule aus der 

katholisch-theologischen Fakultät aus; über die Zuordnung zu einer anderen Fakultät entscheidet das 

Staatsministerium im Benehmen mit der Hochschule und nach Anhörung des betroffenen Mitglieds. 

Liegen für Professoren, Professorinnen oder andere Personen, die zur selbstständigen Lehre berechtigt 

sind, die Voraussetzungen der Art. 2 Abs. II Satz 2 und Art. 5 Abs. I des Vertrags mit der 

Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern
8
 nicht mehr vor, gliedert das Staatsministerium nach 

gutachterlicher Einvernahme des Landeskirchenrats das betreffende Mitglied der Hochschule nach 

dessen Anhörung aus der evangelisch-theologischen Fakultät aus; Satz 2 Halbsatz 2 gilt entsprechend. 

(…) 

 

 

11.3.3 Bayerisches Lehrerbildungsgesetz (BayLBG) 

Vom 12.12.1995 (GVBl 1996, 16), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.04.2013 (GVBl. 174) 

Fünfter Abschnitt Sondervorschriften 

Art. 22 Sondervorschriften über Vorbildung, Ausbildung und Prüfungen 

(…) 

(4) Die Befähigung für ein Lehramt an öffentlichen Schulen kann das Staatsministerium für Unterricht 

und Kultus ferner für Bewerber feststellen, die an Stelle einer Vorbildung nach dem Ersten und 

Zweiten Abschnitt dieses Gesetzes ein als Vorbildung für das angestrebte Lehramt geeignetes Studium 

von mindestens dem Umfang der für das entsprechende Lehramt geforderten Mindeststudienzeit an 

einer in Art. 4 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 genannten Hochschule mit einer Ersten Prüfung für ein 

Lehramt oder, soweit üblich, mit einer Hochschulprüfung oder einer entsprechenden kirchlichen 

Prüfung abgeschlossen haben. Diese Feststellung kann außerdem von einer berufspraktischen 

Tätigkeit, vom Erwerb der fehlenden Vorbildung, von einer Ergänzungsprüfung in 

Erziehungswissenschaften und Fachdidaktik und von einer Ersten Staatsprüfung in einem weiteren 

Unterrichtsfach, in der Didaktik der Grundschule oder in den Didaktiken einer Fächergruppe der 

Mittelschule einschließlich der fachwissenschaftlichen Grundlagen abhängig gemacht werden. Absatz 

2 Sätze 1 und 2 gelten entsprechend.   

(…) 

Art. 24 Fachlehrer, Religionspädagogen 

(1) Die Bestimmungen über Ausbildung, Prüfungen, Laufbahnen und Verwendung der Fachlehrer 

sowie der in Fachhochschulstudiengängen ausgebildeten Religionspädagogen werden durch dieses 

Gesetz nicht berührt. 

(…) 
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11.3.4 Bayerisches Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG) 

Vom 31.05.2000 (GVBl 2000, 455), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.12.2012 

(GVBl. 686) 

Zweiter Teil Öffentliche Schulen 

Abschnitt II Staatliche Schulen 

Art. 7 Vergütung des Unterrichts durch Lehrkräfte der Kirchen und kirchlichen 

Genossenschaften an Volksschulen und Volksschulen zur sonderpädagogischen Förderung 

(1) Der von Geistlichen, Katecheten und sonstigen Religionslehrern an Grundschulen, Mittelschulen 

und Förderzentren für Behinderte erteilte Religionsunterricht wird den Kirchen und 

Religionsgemeinschaften vom Staat pauschal vergütet. Dies gilt nicht, soweit die Geistlichen, 

Katecheten und sonstigen Religionslehrer in einem Dienstverhältnis zum Freistaat Bayern stehen. Das 

Nähere wird mit den Kirchen und Religionsgemeinschaften vereinbart. Die Vereinbarung bedarf der 

Zustimmung des Landtags. 

(2) Die kirchlichen Genossenschaften erhalten vom Staat für die von ihnen nach Maßgabe des Art. 61 

BayEUG zur Verfügung gestellten Lehrkräfte und Förderlehrer eine Vergütung. Diese bemisst sich bei 

1.  Lehramtsanwärtern und Förderlehrern im Vorbereitungsdienst nach den 

Anwärterbezügen der Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst einschließlich der 

jährlichen Sonderzahlung mit der Maßgabe, dass der Anwärtergrundbetrag zusammen mit der 

Unterrichtsvergütung das Grundgehalt der ersten Stufe der maßgebenden Besoldungsgruppe 

zuzüglich Familienzuschlag der Stufe 1 nicht übersteigen darf, hinzu tritt eine 

Ballungsraumzulage in entsprechender Anwendung des Art. 94 des Bayerischen 

Besoldungsgesetzes (BayBesG), 

2.  den übrigen Lehrkräften sowie den Förderlehrern nach dem Grundgehalt der siebten 

Stufe der Besoldungsgruppe, in die vergleichbare beamtete Lehrkräfte und Förderlehrer 

eingereiht sind; dazu treten Amtszulagen, der Familienzuschlag der Stufe 1, Stellenzulagen, die 

jährliche Sonderzahlung, ein Versorgungszuschlag von 25 v.H. aus diesen Bezügen und eine 

Ballungsraumzulage in entsprechender Anwendung des Art. 94 BayBesG. 

Bei Teilzeitbeschäftigung bemisst sich die Vergütung nach dem Verhältnis der ermäßigten zur 

regelmäßigen Arbeitszeit.  

Dritter Teil Ersatzschulen 

Abschnitt I Allgemeines 

Art. 29 Staatliche Förderung 

(1) Ersatzschulen werden nach Maßgabe dieses Gesetzes auf Antrag des Schulträgers staatlich 

gefördert. 

(2) Staatliche Förderung erhalten nur Schulen, die von juristischen Personen des öffentlichen oder 

privaten Rechts betrieben werden und auf gemeinnütziger Grundlage wirken. Dazu gehören auch 
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kirchliche Rechtsträger einschließlich derjenigen gemäß Art. 9 des Bayerischen Konkordats mit dem 

Heiligen Stuhl vom 29. März 1924 und Art. 13 des Vertrages zwischen dem Bayerischen Staat und der 

Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern rechts des Rheins vom 15. November 1924 sowie 

Rechtsträger der Religionsgemeinschaften und weltanschaulichen Gemeinschaften, die Körperschaften 

des öffentlichen Rechts sind. 

 

 

11.3.5 Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Hochschullehrer und 

Hochschullehrerinnen sowie des weiteren wissenschaftlichen und künstlerischen 

Personals an den Hochschulen (Bayerisches Hochschulpersonalgesetz – 

BayHSchPG) 

Vom 23.05.2006 (GVBl 2006, 230), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.07.2012 

(GVBl. 339) 

Erster Teil Hauptberufliches wissenschaftliches und künstlerisches Personal 

Abschnitt IV Berufungsverfahren 

Art. 18 Berufung von Professoren, Professorinnen, Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen 

(…) 

(7) Berufungsvorschläge für die Berufung von Professoren und Professorinnen der Theologie, 

Religionspädagogik und Didaktik des Religionsunterrichts werden von der theologischen Fakultät des 

gleichen Bekenntnisses der nächstgelegenen Hochschule erstellt, wenn an der Hochschule keine 

theologische Fakultät des gleichen Bekenntnisses besteht. Die vorhandenen Professoren und 

Professorinnen der Theologie, Religionspädagogik und Didaktik des Religionsunterrichts gehören den 

jeweiligen Berufungsausschüssen dieser Fakultäten der nächstgelegenen Hochschulen an. Art. 3 § 4 

des Konkordats mit dem Heiligen Stuhl sowie Art. 3 und 4 des Vertrages zwischen dem Bayerischen 

Staat und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern bleiben unberührt. 

Zweiter Teil Nebenberuflich wissenschaftlich und künstlerisch Tätige 

Abschnitt III Lehrbeauftragte 

Art. 31 Bestellung, Rechtsstellung und Aufgaben 

(…) 

(4) Die Beschäftigung von Lehrbeauftragten in den theologischen Fachbereichen und in den Fächern 

Theologie, Religionspädagogik und Didaktik des Religionsunterrichts der Universitäten kann im 

Hinblick auf die Bestimmungen des Art. 3 § 2 des Konkordats mit dem Heiligen Stuhl sowie des Art. 

2 Abs. 2 und Art. 5 Abs. 3 bis 5 des Vertrags mit der Evangelisch Lutherischen Kirche in Bayern erst 

dann erfolgen, wenn das Staatsministerium der Hochschule schriftlich mitgeteilt hat, dass keine 

Einwendungen erhoben werden. 

 

 



Dritter Teil Übergangs- und Schlussvorschriften 

Abschnitt I Übergangsvorschriften 

Art. 34 Entpflichtung und Altersgrenze 

(1) Das Recht der am 30. September 1978 vorhandenen ordentlichen und außerordentlichen 

Professoren und Professorinnen, nach Erreichen der Altersgrenze von ihren amtlichen Verpflichtungen 

entbunden zu werden (Entpflichtung) bleibt unberührt; dies gilt auch bei Wechsel des Dienstherrn und 

für die Professoren und Professorinnen, denen am 30. September 1978 das Recht zur Entpflichtung an 

einer kirchlichen Hochschule zustand und die nach dem 1. Oktober 1978 an eine staatliche Hochschule 

berufen werden. Satz 1 findet auf Antrag des Professors oder der Professorin keine Anwendung; der 

Antrag kann nur gestellt werden, solange der Professor oder die Professorin noch nicht entpflichtet ist. 

(…) 

Abschnitt II Schlussvorschriften 

Art. 39 Kirchenverträge 

Durch dieses Gesetz werden die Verträge mit den Kirchen sowie die besondere Rechtsstellung der 

kirchlichen Hochschulen (Art. 138 Abs. 1 und Art. 150 Abs. 1 der Verfassung) nicht berührt. 

Insbesondere sind bei der Einstellung wissenschaftlichen und künstlerischen Personals sowie bei der 

Erteilung der Lehrbefugnis Art. 3 § 2 des Konkordats mit dem Heiligen Stuhl sowie Art. 2 Abs. 2 und 

Art. 5 Abs. 3 bis 5 des Vertrags mit der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern zu beachten. 

 

 

11.4 Berlin 

11.4.1 Gesetz über die Hochschulen im Land Berlin (Berliner Hochschulgesetz - 

BerlHG) 

In der Fassung vom 26.07.2011 (GVBl. S.328) 

Dritter Abschnitt   Studium, Lehre und Prüfungen 

§ 30   Prüfungen 

(…) 

(2) Ein Studium wird mit Vorliegen sämtlicher in der Prüfungsordnung vorgesehenen Studien- und 

Prüfungsleistungen oder mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung abgeschlossen. (…)  

(…) 

§ 34a   Ausländische Hochschulgrade 

(1) Ein ausländischer Hochschulgrad, der von einer nach dem Recht des Herkunftslandes anerkannten 

Hochschule und auf Grund eines nach dem Recht des Herkunftslandes anerkannten 

Hochschulabschlusses nach einem ordnungsgemäß durch Prüfung abgeschlossenen Studium verliehen 

worden ist, darf in der Form, in der er verliehen wurde, unter Angabe der verleihenden Hochschule 



geführt werden. Dabei kann die verliehene Form, soweit dies zum besseren Sprachverständnis 

erforderlich ist, in lateinische Schrift übertragen und die im Herkunftsland zugelassene oder 

nachweislich allgemein übliche Abkürzung verwendet und eine wörtliche Übersetzung in Klammern 

hinzugefügt werden. Hochschulgrade aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder des 

Europäischen Wirtschaftsraumes sowie des Europäischen Hochschulinstituts Florenz und der 

Päpstlichen Hochschulen können ohne Herkunftsbezeichnung geführt werden. Eine Umwandlung in 

einen entsprechenden deutschen Grad findet nicht statt; eine Ausnahme hiervon gilt für Berechtigte 

nach § 10 des Bundesvertriebenengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1993 

(BGBl. I S. 829), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 1946). 

Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für ausländische staatliche oder kirchliche Grade. 

(…) 

Fünfter Abschnitt   Mitgliedschaft und Mitbestimmung 

§ 44   Rechte und Pflichten der Hochschulmitglieder 

(1) Die Mitglieder der Hochschule sind verpflichtet,  

(…) 

3. sich so zu verhalten, dass niemand wegen seines Geschlechts, seiner sexuellen Identität, seiner 

Rasse, ethnischen Herkunft, Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung oder seines Alters 

benachteiligt wird, 

(…) 

Satz 1 Nr. 1 bis 3 gilt auch für Personen, die an der Hochschule nebenberuflich tätig sind, ohne 

Mitglieder zu sein.  

(…) 

Vierzehnter Abschnitt   Staatliche Anerkennung von Hochschulen 

§ 124   Hochschulen in kirchlicher Trägerschaft 

(1) Die Evangelische Hochschule Berlin ist als Fachhochschule staatlich anerkannt. Sie ist eine 

Körperschaft des öffentlichen Rechts im Bereich der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-

schlesische Oberlausitz. § 123 Absatz 2 Satz 1, Absatz 4 Satz 1 bis 3 und Absatz 6 finden auf die 

Evangelische Hochschule Berlin entsprechende Anwendung. Sie erhält ihre persönlichen Ausgaben 

erstattet; Näheres regelt die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung durch Rechtsverordnung 

auf der Grundlage von § 8 Absatz 1 und 2 des Privatschulgesetzes.
9
  

(2) Die Katholische Hochschule für Sozialwesen Berlin ist als Fachhochschule staatlich anerkannt. § 

123 Absatz 2 Satz 1, Absatz 4 Satz 1 bis 3 und Absatz 6 finden auf die Katholische Hochschule für 

Sozialwesen Berlin entsprechende Anwendung. Sie erhält ihre persönlichen Ausgaben erstattet; 

Näheres regelt die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung durch Rechtsverordnung auf der 

Grundlage von § 8 Absatz 1 und 2 des Privatschulgesetzes.
10

 

                                                           
c) 9

 Siehe nunmehr § 101 Absatz 1 bis 3 Schulgesetz. 

d) 10
 Siehe nunmehr § 101 Absatz 1 bis 3 Schulgesetz. 
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(3) Die Verträge mit der Evangelischen Kirche und der Katholischen Kirche werden durch dieses 

Gesetz nicht berührt. 

4) Für die Qualitätssicherung von Studiengängen an den kirchlichen Hochschulen gilt § 8a, für den 

Zugang zum Studium gelten die §§ 10 und 11, für das Studium und die Prüfung die Vorschriften des 

Dritten Abschnitts mit Ausnahme der §§ 26, 28 und 29. § 31 gilt mit der Maßgabe, dass die 

kirchlichen Hochschulen nicht verpflichtet sind, Rahmenstudien- und -prüfungsordnungen zu erlassen. 

In der Grundordnung der kirchlichen Hochschulen sind die Organisation der Hochschule, die 

korporativen Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder und die Verfahren in den Gremien zu regeln.  

(5) Die kirchlichen Hochschulen unterstehen der Rechtsaufsicht der für Hochschulen zuständigen 

Senatsverwaltung, soweit sie Aufgaben nach diesem Gesetz wahrnehmen. Rahmenstudien- und -

prüfungsordnungen und Zugangssatzungen sind der für Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung 

vorzulegen. Hat eine Hochschule keine Rahmenstudien- und -prüfungsordnung erlassen, sind die 

Studien- und Prüfungsordnungen von der für Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung zu 

bestätigen. Kirchliche Aufsichtsrechte bleiben unberührt.  

 

 

11.4.2 Gesetz über die Zulassung zu den Hochschulen des Landes Berlin in 

zulassungsbeschränkten Studiengängen (Berliner Hochschulzulassungsgesetz - 

BerlHZG) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 18.06.2005 (GVBl. 2005, 393), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 20.05.2011 (GVBl. S. 194) 

§ 7 [Vorabquoten] 

(1) In einem Auswahlverfahren sollen bis zu drei Zehntel, jedoch nicht weniger als ein Zwanzigstel, 

der zur Verfügung stehenden Studienplätze vorbehalten werden für: 

(…) 

(2) Nach Absatz 1 nicht in Anspruch genommene Studienplätze werden nach § 8 vergeben. 

§ 8 [Sonstiges Auswahlverfahren] 

(1) In Studiengängen, die in das Verfahren der Stiftung für Hochschulzulassung einbezogen sind, 

werden die nach Abzug der Studienplätze nach § 7 verbleibenden Studienplätze nach den folgenden 

Grundsätzen vergeben: 

(…) 

(2) In Studiengängen, die nicht in das Verfahren der Stiftung für Hochschulzulassung einbezogen sind, 

wird die Studienplatzvergabe durch die einzelne Hochschule nach Abzug der Vorabquoten nach 

folgenden Grundsätzen vorgenommen: 

(…) 
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(3) Die Hochschule vergibt die Studienplätze im Rahmen des Auswahlverfahrens nach Absatz 1 Nr. 3 

und Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 

(…) 

Bei der Auswahlentscheidung der Hochschule muss dem Grad der Qualifikation ein maßgeblicher 

Einfluss gegeben werden. Daneben ist mindestens ein weiteres Auswahlkriterium zugrunde zu legen. 

(…) Die nähere Ausgestaltung des Verfahrens und die Auswahl der Kriterien regelt die Hochschule 

durch Satzung, die der Bestätigung der für die Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung bedarf. 

Verfahren und Kriterien sind in der Satzung so zu gestalten, dass niemand mittelbar oder unmittelbar 

auf Grund des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, der 

Behinderung oder sexuellen Identität diskriminiert wird. (…) 

(…) 

§ 10 [Auswahlverfahren für konsekutive Masterstudiengänge] 

(1) In konsekutiven Masterstudiengängen wird die Studienplatzvergabe durch die einzelne Hochschule 

nach folgenden Grundsätzen vorgenommen: 

(…) 

(2) Die Hochschule vergibt die Studienplätze im Rahmen des Auswahlverfahrens nach Absatz 1 Satz 1 

Nr. 1 

(…) 

Bei der Auswahlentscheidung der Hochschule muss dem Grad der Qualifikation ein maßgeblicher 

Einfluss gegeben werden. Daneben ist mindestens ein weiteres Auswahlkriterium zugrunde zu legen. 

(…) Die nähere Ausgestaltung des Verfahrens und die Auswahl der Kriterien regelt die Hochschule 

durch Satzung, die der Bestätigung der für die Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung bedarf. 

Verfahren und Kriterien sind in der Satzung so zu gestalten, dass niemand mittelbar oder unmittelbar 

auf Grund des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, der 

Behinderung oder sexuellen Identität diskriminiert wird. Das Bestätigungsverfahren erstreckt sich auf 

die Überprüfung der Rechtmäßigkeit und der Zweckmäßigkeit der Satzung. (…) 

 

 

11.4.3 Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und 

Kindertagespflege [für Berlin] (Kindertagesförderungsgesetz - KitaFöG)  

Vom 23.06.2005 (GVBl. 2005, 322), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.07.2011 

(GVBl. S. 344) 

Teil I Allgemeines, Aufgaben und Ziele 

§ 1 [Aufgaben und Ziele der Förderung] 

(1) Tageseinrichtungen ergänzen und unterstützen als sozialpädagogische Bildungseinrichtungen die 

Erziehung des Kindes in der Familie durch eine alters- und entwicklungsgemäße Förderung. (…) Die 

Förderung umfasst die Bildung, Erziehung und Betreuung des Kindes. Sie soll allen Kindern gleiche 

Bildungschancen bieten, unabhängig von ihrem Geschlecht, ihrer ethnischen und religiösen 



Zugehörigkeit, der sozialen und ökonomischen Situation ihrer Familie und ihren individuellen 

Fähigkeiten, und soll soziale Benachteiligungen sowie behinderungsbedingte Nachteile möglichst  

ausgleichen. 

(2) Die Förderung in der Tageseinrichtung hat die individuellen Bedürfnisse und das jeweilige 

Lebensumfeld des Kindes und seiner Familie zu berücksichtigen. (…) 

(3) Die Förderung in Tageseinrichtungen soll insbesondere darauf gerichtet sein, 

(…) 

2. das Kind auf das Leben in einer demokratischen Gesellschaft vorzubereiten, die für ihr Bestehen die 

aktive, verantwortungsbewusste Teilhabe ihrer Mitglieder im Geiste der Toleranz, der Verständigung 

und des Friedens benötigt und in der alle Menschen ungeachtet ihres Geschlechts, ihrer sexuellen 

Identität, ihrer Behinderung, ihrer ethnischen, nationalen, religiösen und sozialen Zugehörigkeit sowie 

ihrer individuellen Fähigkeiten und Beeinträchtigungen gleichberechtigt sind, (…) 

(…) 

Teil III Ausstattung und Qualitätsentwicklung 

§ 10 [Anforderungen an das Personal, pädagogische Konzeption, Fachberatung] 

(1) In Tageseinrichtungen sind zur Förderung der Kinder sozialpädagogische Fachkräfte zu 

beschäftigen, die gewährleisten, dass die in § 1 genannten Ziele und Aufgaben verfolgt und 

wahrgenommen werden. Das Personal von Tageseinrichtungen in öffentlicher Trägerschaft soll bei 

Erfüllung seiner Aufgaben auf die weltanschaulich-religiöse Neutralität achten. In fachpädagogisch, 

konzeptionell begründeten Fällen können im erforderlichen Umfang auch andere geeignete Kräfte 

beschäftigt werden, soweit die regelmäßige Förderung durch sozialpädagogisches Fachpersonal für 

alle Kinder sichergestellt ist; Näheres ist in der Rechtsverordnung nach § 11 Abs. 1 zu regeln. 

(2) Wünschen die Eltern unter ernsthafter Berufung auf ihre negative Glaubensfreiheit ausdrücklich, 

dass das für die Förderung ihres Kindes zuständige Betreuungspersonal einer Tageseinrichtung in 

öffentlicher Trägerschaft nach § 20 keine sichtbaren religiösen oder weltanschaulichen Symbole, die 

für die Betrachterin oder den Betrachter eine Zugehörigkeit zu einer bestimmten Religions- oder 

Weltanschauungsgemeinschaft demonstrieren, oder keine auffallenden religiös oder weltanschaulich 

geprägten Kleidungsstücke trägt, so findet zunächst ein Vermittlungsgespräch zwischen den Eltern 

und dem Betreuungspersonal statt. Sollten die Eltern auch nach dem Vermittlungsgespräch ihren 

Wunsch aufrechterhalten, ist dem zu entsprechen. Dies kann auch durch organisatorische 

Veränderungen in der Tageseinrichtung oder im Bereich des öffentlichen Trägers geschehen. (…) 

(…) 

 

 

 



11.4.4 Lehrerbildungsgesetz [für Berlin](LBiG) 

Vom 13.02.1985 (GVBl. 1985, 434, 948), zuletzt geändert durch Gesetz vom 06.05.2012 

(GVBl. S. 158) 

Abschnitt II Ausbildung und Prüfung 

§ 7 

(…) 

(3) Das für das Schulwesen zuständige Mitglied des Senats wird ermächtigt, als Rechtsverordnung zu 

erlassen: 

1. Eine Prüfungsordnung für die Erste Staatsprüfung, in der insbesondere zu regeln sind: (…) 

Voraussetzungen und Umfang der Anrechenbarkeit der Ausbildung und der von den Religions- und 

Weltanschauungsgemeinschaften abgenommenen Prüfungen in evangelischer, katholischer und 

jüdischer Religionslehre sowie in humanistischer Lebenskunde; 

2. eine Prüfungsordnung für die Zweite Staatsprüfung, in der insbesondere zu regeln sind: 

(…)Voraussetzungen und Umfang der Anrechenbarkeit der Ausbildung und der von den Religions- 

und Weltanschauungsgemeinschaften abgenommenen Prüfungen in evangelischer, katholischer und 

jüdischer Religionslehre sowie in humanistischer Lebenskunde; (…) 

(…) 

Abschnitt V Ausbildungen und Prüfungen außerhalb des Landes Berlin 

§ 16 a 

(1) Eine von den Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften nach einer Ausbildung 

abgenommene Prüfung zur Erlangung der Befähigung, im Sinne von § 23 Abs. 1 des Schulgesetzes 

für Berlin Unterricht in evangelischer, katholischer oder jüdischer Religionslehre sowie in 

humanistischer Lebenskunde zu erteilen, kann als Prüfung in einem Prüfungsfach mit einem 

Studienanteil von etwa 55 Semesterwochenstunden im Rahmen der Ersten Staatsprüfung für das Amt 

des Lehrers - mit fachwissenschaftlicher Ausbildung in zwei Fächern - und für das Amt des 

Studienrats angerechnet werden. (…) 

(2) Auf die schulpraktische Ausbildung und auf die Zweite Staatsprüfung für das Amt des Lehrers - 

mit fachwissenschaftlicher Ausbildung in zwei Fächern - und für das Amt des Studienrats ist Absatz 1 

entsprechend anzuwenden. 

(…) 

 

 

 

 



11.4.5 Schulgesetz für das Land Berlin 

Vom 26.01.2004 (GVBl. Berlin S. 26), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.06.2012 

(GVBl.  S. 166) 

Teil 1   Auftrag der Schule und Recht auf Bildung und Erziehung, Anwendungsbereich 

§ 1 Auftrag der Schule 

Auftrag der Schule ist es, alle wertvollen Anlagen der Schülerinnen und Schüler zur vollen Entfaltung 

zu bringen und ihnen ein Höchstmaß an Urteilskraft, gründliches Wissen und Können zu vermitteln. 

Ziel muss die Heranbildung von Persönlichkeiten sein, welche fähig sind, der Ideologie des 

Nationalsozialismus und allen anderen zur Gewaltherrschaft strebenden politischen Lehren 

entschieden entgegenzutreten sowie das staatliche und gesellschaftliche Leben auf der Grundlage der 

Demokratie, des Friedens, der Freiheit, der Menschenwürde, der Gleichstellung der Geschlechter und 

im Einklang mit Natur und Umwelt zu gestalten. Diese Persönlichkeiten müssen sich der 

Verantwortung gegenüber der Allgemeinheit bewusst sein, und ihre Haltung muss bestimmt werden 

von der Anerkennung der Gleichberechtigung aller Menschen, von der Achtung vor jeder ehrlichen 

Überzeugung und von der Anerkennung der Notwendigkeit einer fortschrittlichen Gestaltung der 

gesellschaftlichen Verhältnisse sowie einer friedlichen Verständigung der Völker. Dabei sollen die 

Antike, das Christentum und die für die Entwicklung zum Humanismus, zur Freiheit und zur 

Demokratie wesentlichen gesellschaftlichen Bewegungen ihren Platz finden. 

§ 2   Recht auf Bildung und Erziehung 

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf zukunftsfähige schulische Bildung und Erziehung 

ungeachtet seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Sprache, seiner Herkunft, einer 

Behinderung, seiner religiösen oder politischen Anschauungen, seiner sexuellen Identität und der 

wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Stellung seiner Erziehungsberechtigten. 

(...) 

§ 3   Bildungs- und Erziehungsziele 

(...) 

(3) Schulische Bildung und Erziehung sollen die Schülerinnen und Schüler insbesondere befähigen, 

(...) 

3. die eigene Kultur sowie andere Kulturen kennen zu lernen und zu verstehen, Menschen 

anderer Herkunft, Religion und Weltanschauung vorurteilsfrei zu begegnen, (...), 

(...) 

§ 6   Begriffsbestimmungen und Anwendungsbereich 

(...) 

(4) Auf Schulen in freier Trägerschaft (Privatschulen) findet dieses Gesetz Anwendung, soweit dies 

ausdrücklich bestimmt ist. Schulen in freier Trägerschaft sind Schulen, deren Träger natürliche oder 

juristische Personen des privaten oder öffentlichen Rechts sind. 

 



Teil 2   Schulgestaltung 

§ 12   Unterrichtsfächer, Lernbereiche und Aufgabengebiete, Lernfelder, Ethik 

(…) 

(6) Das Fach Ethik ist in den Jahrgangsstufen 7 bis 10 der öffentlichen Schulen ordentliches Lehrfach 

für alle Schülerinnen und Schüler. Ziel des Ethikunterrichts ist es, die Bereitschaft und Fähigkeit der 

Schülerinnen und Schüler unabhängig von ihrer kulturellen, ethnischen, religiösen und 

weltanschaulichen Herkunft zu fördern, sich gemeinsam mit grundlegenden kulturellen und ethischen 

Problemen des individuellen Lebens, des gesellschaftlichen Zusammenlebens sowie mit 

unterschiedlichen Wert- und Sinnangeboten konstruktiv auseinander zu setzen. Dadurch sollen die 

Schülerinnen und Schüler Grundlagen für ein selbstbestimmtes und verantwortungsbewusstes Leben 

gewinnen und soziale Kompetenz, interkulturelle Dialogfähigkeit und ethische Urteilsfähigkeit 

erwerben. Zu diesem Zweck werden Kenntnisse der Philosophie sowie weltanschaulicher und 

religiöser Ethik sowie über verschiedene Kulturen, Lebensweisen, die großen Weltreligionen und zu 

Fragen der Lebensgestaltung vermittelt. Das Fach Ethik orientiert sich an den allgemeinen ethischen 

Grundsätzen, wie sie im Grundgesetz, in der Verfassung von Berlin und im Bildungs- und 

Erziehungsauftrag der §§ 1 und 3 niedergelegt sind. Es wird weltanschaulich und religiös neutral 

unterrichtet. Im Ethikunterricht sollen von den Schulen einzelne Themenbereiche in Kooperation mit 

Trägern des Religions- und Weltanschauungsunterrichts gestaltet werden. Die Entscheidung, in 

welcher Form Kooperationen durchgeführt werden, obliegt der einzelnen Schule. Die Schule hat die 

Erziehungsberechtigten rechtzeitig und in geeigneter Weise über Ziel, Inhalt und Form des 

Ethikunterrichts zu informieren.  

(…) 

§ 13   Religions- und Weltanschauungsunterricht 

(1) Der Religions- und Weltanschauungsunterricht ist Sache der Religions- und 

Weltanschauungsgemeinschaften. Als Träger von Religionsunterricht kommen nur solche 

Vereinigungen in Betracht, die die Gewähr der Rechtstreue und der Dauerhaftigkeit bieten und deren 

Bestrebungen und Tätigkeiten auf die umfassende Pflege eines religiösen Bekenntnisses ausgerichtet 

und deren Mitglieder auf dieses Bekenntnis verpflichtet und durch es verbunden sind. 

(2) Der Religionsunterricht wird erteilt von Personen mit der Befähigung für ein Lehramt und einer 

Prüfung im Fach Religionslehre oder von Personen, die ein fachwissenschaftliches Studium an einer 

Hochschule oder eine vergleichbare Ausbildung abgeschlossen haben. Sie werden von den 

Religionsgemeinschaften beauftragt. Von Personen, deren Muttersprache nicht Deutsch ist, sind die 

für die Ausübung eines Lehramtes erforderlichen deutschen Sprachkenntnisse nachzuweisen. Als 

geeigneter Nachweis gilt das Große Deutsche Sprachdiplom des Goethe-Instituts oder ein 

gleichwertiger Nachweis. Lehrkräfte an öffentlichen Schulen haben das Recht, Religionsunterricht zu 

erteilen; diese Unterrichtsstunden werden ihnen auf die Zahl der Pflichtstunden angerechnet. Aus der 

Erteilung oder Nichterteilung des Religionsunterrichts dürfen keine Vor- oder Nachteile erwachsen. 

(3) Die Religionsgemeinschaften übernehmen die Verantwortung dafür, dass der Religionsunterricht 

gemäß den für den allgemeinen Unterricht geltenden Bestimmungen durchgeführt wird. Sie reichen 

bei der für das Schulwesen zuständigen Senatsverwaltung Rahmenlehrpläne ein, die erkennen lassen 

müssen, dass der Religionsunterricht den pädagogischen und fachlichen Maßstäben gerecht wird, die 

an den allgemeinen Unterricht gestellt werden. 



(4) Über die Teilnahme am Religionsunterricht entscheiden die Erziehungsberechtigten durch 

schriftliche Erklärung gegenüber der Schulleiterin oder dem Schulleiter. Nach Vollendung des 14. 

Lebensjahres steht dieses Recht den Schülerinnen und Schülern zu. 

(5) Die Schule hat für die Erteilung des Religionsunterrichts an die nach Absatz 4 ordnungsgemäß 

angemeldeten Schülerinnen und Schüler wöchentlich zwei Unterrichtsstunden im Stundenplan der 

Klassen freizuhalten und unentgeltlich Unterrichtsräume zur Verfügung zu stellen. Die nicht 

angemeldeten Schülerinnen und Schüler können während der Religionsstunden unterrichtsfrei 

gelassen werden. 

(6) Soweit Klassen nicht gebildet werden, gilt Absatz 5 mit der Maßgabe, dass die Schule durch eine 

entsprechende Aufteilung des Unterrichtsangebotes den nach Absatz 4 angemeldeten Schülerinnen 

und Schülern die Teilnahme an zwei Stunden Religionsunterricht je Woche zu ermöglichen hat. 

(7) Für Weltanschauungsgemeinschaften gelten Absatz 1 Satz 2 und die Absätze 2 bis 6 sinngemäß. 

§ 16   Einführung von Schulbüchern und anderen Medien 

(1) Schulbücher und andere Unterrichtsmedien, die dazu bestimmt sind, von Schülerinnen und  

Schülern über einen längeren Zeitraum überwiegend im Unterricht und bei der häuslichen Vor- und 

Nachbereitung des Unterrichts verwendet zu werden, dürfen an einer Schule nur eingeführt werden, 

wenn sie 

(...) 

5.  nicht ein geschlechts-, religions- oder rassendiskriminierendes Verständnis fördern. 

(...) 

Teil 6   Schulverfassung  

Abschnitt III   Konferenzen der Lehrkräfte  

 § 82 Mitglieder 

(…) 

(2) An den Sitzungen der Gesamtkonferenz der Lehrkräfte und ihrer Ausschüsse nehmen mit 

beratender Stimme teil  

(…) 

 2.  die gemäß § 13 Abs. 2 mit der Erteilung von Religions- und 

Weltanschauungsunterricht betrauten Personen, 

(…) 

(4) (…)
 
Die in der Klasse mit der Erteilung von Religions- und Weltanschauungsunterricht betrauten 

Personen können an den Sitzungen der Klassenkonferenz mit beratender Stimme teilnehmen.  

 

 



Teil 7   Schulen in freier Trägerschaft 

Abschnitt I   Allgemeine Bestimmungen 

§ 94   Schulen in freier Trägerschaft 

Schulen in freier Trägerschaft (Privatschulen) bereichern als Ersatz- oder Ergänzungsschulen das 

Schulwesen des Landes Berlin. Sie erweitern das Angebot freier Schulwahl und können das 

Schulwesen durch besondere Inhalte und Formen der Erziehung und des Unterrichts fördern. Die 

Zusammenarbeit zwischen Schulen in freier Trägerschaft und öffentlichen Schulen ist zu unterstützen. 

Abschnitt II   Ersatzschulen  

§ 98   Genehmigung 

(1) Ersatzschulen dürfen nur mit Genehmigung der Schulaufsichtsbehörde errichtet und betrieben 

werden. Die Genehmigung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. 

(…) 

(3) Die Genehmigung ist nach Maßgabe der Absätze 5 bis 7 zu erteilen, wenn  

 1.  die Schule in ihren Lehrzielen und Einrichtungen nicht hinter den öffentlichen Schulen 

zurücksteht, 

 2.  die Lehrkräfte eine wissenschaftliche Ausbildung und Prüfung nachweisen, die hinter 

der Ausbildung der Lehrkräfte an öffentlichen Schulen nicht zurücksteht, oder die wissenschaftliche 

und pädagogische Eignung der Lehrkräfte durch gleichwertige freie Leistungen nachgewiesen werden 

kann, 

 3.  die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte genügend gesichert ist, 

 4.  eine Sonderung der Schülerinnen und Schüler nach den Besitzverhältnissen ihrer 

Erziehungsberechtigten nicht gefördert wird, 

 5.  der Schulträger oder, falls dieser keine natürliche Person ist, dessen Vertreterin oder 

Vertreter geeignet ist, eine Schule verantwortlich zu führen, und er die Gewähr dafür bietet, nicht 

gegen die verfassungsmäßige Ordnung zu verstoßen, und 

 6.  die Schulgebäude und -anlagen den allgemeinen gesetzlichen und 

ordnungsbehördlichen Anforderungen an einen geordneten Schulbetrieb entsprechen. 

(4) Grundschulen in freier Trägerschaft sind nur zu genehmigen, wenn  

 1.  die Voraussetzungen des Absatzes 3 vorliegen und 

 2.  ein besonderes pädagogisches Interesse für die Zulassung der Schule vorliegt oder die 

Erziehungsberechtigten die Errichtung einer Gemeinschafts-, Bekenntnis- oder 

Weltanschauungsschule beantragen und eine öffentliche Grundschule dieser Art in zumutbarer 

Entfernung nicht besteht. (…) 

 

 



Teil 9   Bezirks- und Landesgremien  

§ 115   Landesschulbeirat 

(1) Auf Landesebene wird ein Landesschulbeirat gebildet. Der Landesschulbeirat berät die für das 

Schulwesen zuständige Senatsverwaltung in Angelegenheiten, die für die Entwicklung der Schulen 

und für ihre Unterrichts- und Erziehungsarbeit von grundsätzlicher Bedeutung sind.  

(…) 

(4) Der Landesschulbeirat besteht aus  

(…) 

 6.  je einer Vertreterin oder einem Vertreter der Religions- und 

Weltanschauungsgemeinschaften, die nach § 13 Abs. 1 Religions- oder Weltanschauungsunterricht 

anbieten und von denen jene benannt werden, (…) 

(...) 

 

11.5 Brandenburg 

11.5.1 Gesetz über die Ausbildung und Prüfung für Lehrämter und die Fort- und 

Weiterbildung von Lehrerinnen und Lehrern im Land Brandenburg 

(Brandenburgisches Lehrerbildungsgesetz – BbgLeBiG) 

Vom 25.06.1999 (GVBl. II 1999, 242), zuletzt geändert durch Gesetz  vom 03.04.2009 (GVBl. 

I S. 26, 59) 

Abschnitt 4 Anerkennungen 

§ 19 Anerkennung von Befähigungsprüfungen für Religionsunterricht  

(1) Eine von den Kirchen und Religionsgemeinschaften abgenommene Prüfung zur Erlangung der 

Befähigung, Unterricht in evangelischer, katholischer oder jüdischer Religionslehre zu erteilen, kann 

als Erweiterungsprüfung, als Ergänzungsprüfung, als Teil einer Ergänzungsprüfung oder einer Ersten 

oder Zweiten Staatsprüfung für ein Lehramt anerkannt werden, wenn ein Studienumfang 

nachgewiesen wird, der einem der Fächer der Lehramtsprüfungsordnung entspricht. Die Anerkennung 

darf nicht versagt werden, wenn die Prüfung nach einer von dem für Schule zuständigen Ministerium 

bestätigten Ausbildungs- und Prüfungsordnung durchgeführt worden ist. 

(2) Die Regelung des Absatzes 1 gilt sinngemäß für entsprechende gleichwertige Ausbildungen 

anderer Religionsgemeinschaften oder Weltanschauungsgemeinschaften. 

 

 

 



11.5.2 Gesetz über die Hochschulen des Landes Brandenburg (BbgHG)  

Vom 18.12.2008 (GVBl. I 318), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.04.2013 (GVBl. I 11) 

Abschnitt 3   Studium, Lehre, Prüfungen  

§ 20   Prüfungen 

(1) Das Studium wird in der Regel durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche Prüfung oder eine 

kirchliche Prüfung abgeschlossen. (…) 

Abschnitt 4   Hochschulgrade, Promotion und Habilitation  

§ 26   Hochschulgrade 

(…) 

(2) Aufgrund der Hochschulprüfung, mit der ein berufsqualifizierender Abschluss erworben wird, 

kann die Hochschule einen Diplomgrad mit Angabe der Fachrichtung verleihen. Aufgrund der 

Hochschulprüfung an Fachhochschulen oder in Fachhochschulstudiengängen anderer Hochschulen 

kann der Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“) verliehen werden. Die Hochschule 

kann einen Diplomgrad auch aufgrund einer staatlichen Prüfung oder einer kirchlichen Prüfung, mit 

der ein Hochschulstudium abgeschlossen wird, verleihen. Die Universitäten können für den 

berufsqualifizierenden Abschluss eines Studiums einen Magistergrad verleihen. Eine Hochschule kann 

für den berufsqualifizierenden Abschluss eines Studiums aufgrund einer Vereinbarung mit einer 

ausländischen Hochschule andere als die in den Sätzen 1, 2 und 4 genannten Grade verleihen. Ein 

Grad nach Satz 5 kann auch zusätzlich zu einem der in den Sätzen 1, 2 und 4 genannten Grade 

verliehen werden. 

(…) 

§ 28   Ausländische Hochschulgrade 

(1) Ein ausländischer Hochschulgrad, der von einer nach dem Recht des Herkunftslandes anerkannten 

Hochschule und aufgrund eines nach dem Recht des Herkunftslandes anerkannten 

Hochschulabschlusses nach einem ordnungsgemäß durch Prüfung abgeschlossenen Studium verliehen 

worden ist, darf in der Form, in der er verliehen wurde, unter Angabe der verleihenden Hochschule 

geführt werden. Dabei kann die verliehene Form, soweit erforderlich, in lateinische Schrift übertragen 

und die im Herkunftsland zugelassene oder nachweislich allgemein übliche Abkürzung verwendet und 

eine wörtliche Übersetzung in Klammern hinzugefügt werden. Hochschulgrade aus Mitgliedstaaten 

der Europäischen Union oder des Europäischen Wirtschaftsraumes sowie des Europäischen 

Hochschulinstituts Florenz und der Päpstlichen Hochschulen können ohne Herkunftsbezeichnung 

geführt werden. Eine Umwandlung in einen entsprechenden deutschen Grad findet nicht statt; eine 

Ausnahme hiervon gilt für Berechtigte nach § 10 des Bundesvertriebenengesetzes in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 10. August 2007 (BGBl. I S. 1902), geändert durch Artikel 19 Abs. 1 des 

Gesetzes vom 12. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2840). Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für 

ausländische staatliche oder kirchliche Grade. 

(…) 

 

 



11.5.3 Gesetz über die Schulen im Land Brandenburg (Brandenburgisches 

Schulgesetz - BbgSchulG) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 02.08.2002 (GVBl. I Brandenburg  S. 78), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 19.12.2011 (GVBl. I Nr. 35  S.1) 

Teil 1   Allgemeines 

Abschnitt I   Einleitende Vorschriften 

§ 2   Begriffsbestimmungen 

(...) 

3. Schulen in freier Trägerschaft: Schulen, deren Träger inländische natürliche oder juristische 

Personen des Privatrechts sowie Kirchen, Religionsgemeinschaften oder 

Weltanschauungsgemeinschaften sind, die die Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 

besitzen. 

(...) 

Abschnitt II   Auftrag der Schule 

§ 3   Recht auf Bildung 

(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes dienen der Verwirklichung des Rechts auf Bildung gemäß  

Artikel 29 Abs. 1 der Verfassung des Landes Brandenburg. Die Schulen sind so zu gestalten, dass 

gleicher Zugang, unabhängig von der wirtschaftlichen und sozialen Lage, der nationalen Herkunft, der 

politischen oder religiösen Überzeugung und des Geschlechts, gewährleistet wird. Es ist Aufgabe aller 

Schulen, jede Schülerin und jeden Schüler individuell    zu fördern. Schülerinnen und Schüler mit 

besonderen Begabungen, sozial benachteiligte Schülerinnen und Schüler sowie Schülerinnen und 

Schüler mit Behinderungen sind besonders zu fördern. 

(...) 

§ 4   Ziele und Grundsätze der Erziehung und Bildung 

(...) 

(4) Die Schule wahrt die Freiheit des Gewissens sowie Offenheit und Toleranz gegenüber 

unterschiedlichen kulturellen, religiösen, weltanschaulichen und politischen Wertvorstellungen, 

Empfindungen und Überzeugungen. Keine Schülerin und kein Schüler darf einseitig beeinflusst 

werden. Keine Schülerin und kein Schüler darf wegen der Rasse, Abstammung, Nationalität, Sprache, 

des Geschlechts, der sexuellen Identität, der sozialen Herkunft oder Stellung, der Behinderung, der 

religiösen, weltanschaulichen oder politischen Überzeugung bevorzugt oder benachteiligt werden. 

Einer Benachteiligung von Mädchen und Frauen ist aktiv entgegenzuwirken. 

(...) 

Teil 2   Schulgestaltung 

Abschnitt I   Stellung der Schulen 

§ 9   Zusammenarbeit mit anderen Stellen, öffentlichen Einrichtungen und den Kirchen 



(1) Die Schulen sollen mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen, deren Tätigkeit sich auf die 

Lebenssituation junger Menschen und ihrer Familien auswirkt, im Rahmen ihrer Aufgaben und 

Befugnisse zusammenarbeiten. Sie achten dabei die fachlichen Grundsätze und das Selbstverständnis 

der Kooperationspartner. Sie können nach Zustimmung durch das staatliche Schulamt und den 

Schulträger Vereinbarungen insbesondere mit einem Träger der Jugendhilfe über die Durchführung 

von Sozialarbeit oder von Freizeitangeboten an der Schule treffen, soweit der Schulträger nicht selbst 

solche Vereinbarungen trifft. Schulen können in Zusammenarbeit insbesondere mit Unternehmen der 

Wirtschaft, mit Hochschuleinrichtungen, Einrichtungen der Weiterbildung und in integrierten 

Projekten von Jugendhilfe und Schule (praxisbezogene Angebote) im Rahmen der Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften besondere Unterrichtsangebote einrichten, die insbesondere schulisches 

Lernen sowie berufsorientierende und studienvorbereitende Maßnahmen miteinander verbinden.  

(2) Die Kirchen und Religionsgemeinschaften haben das Recht, Schülerinnen und Schüler in allen 

Schulformen und Schulstufen in den Räumen der Schule in Übereinstimmung mit ihren Grundsätzen 

zu unterrichten (Religionsunterricht). Sie übernehmen die Verantwortung dafür, dass der 

Religionsunterricht entsprechend den für den Schulunterricht geltenden Bestimmungen durchgeführt 

wird. Sie haben das Recht, Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern über den Religionsunterricht 

zu informieren. Der Religionsunterricht wird durch Personen erteilt, die von den Kirchen und 

Religionsgemeinschaften beauftragt werden. Am Religionsunterricht nehmen Schülerinnen und 

Schüler teil, deren Eltern eine dahingehende schriftliche Erklärung abgeben. Bei Schülerinnen und 

Schülern, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, tritt die eigene Erklärung an die Stelle der Erklärung 

der Eltern. Der Schulträger stellt die Räume unentgeltlich zur Verfügung.  

(3) Der Religionsunterricht wird in Lerngruppen mit einer Teilnehmerzahl von in der Regel 

mindestens zwölf Schülerinnen und Schülern durchgeführt. Der Religionsunterricht soll in die 

regelmäßige Unterrichtszeit integriert werden. Durch die zeitliche Gestaltung soll nicht ausgeschlossen 

werden, dass Schülerinnen und Schüler, die den Unterricht in dem Fach Lebensgestaltung-Ethik-

Religionskunde besuchen, zusätzlich am Religionsunterricht teilnehmen können.  

(4) Sofern die Kirchen und Religionsgemeinschaften dies wollen, werden die Leistungen der 

Schülerinnen und Schüler im Religionsunterricht von denjenigen, die diesen Unterricht erteilen, 

entsprechend den Grundsätzen der Leistungsbewertung gemäß § 57 bewertet und entsprechend in das 

Zeugnis gemäß § 58 aufgenommen. Die Gewährleistung der Gleichwertigkeit der Leistungsbewertung 

des Religionsunterrichts obliegt der Kirche oder Religionsgemeinschaft. Die von ihr beauftragten 

Personen müssen über eine hinreichende Ausbildung verfügen und den Unterricht nach verbindlichen 

curricularen Vorgaben gestalten, die denen des staatlichen Unterrichts gleichwertig sind.  

(5) Lehrkräften des Landes Brandenburg, die neben dem staatlichen Unterricht im Auftrag von 

Kirchen oder Religionsgemeinschaften Religionsunterricht erteilen, wird die Erteilung dieses 

Unterrichts mit bis zu acht Unterrichtsstunden je Woche auf die Pflichtstundenzahl angerechnet, 

sofern die Mindestgruppengröße von zwölf Schülerinnen und Schülern erreicht wird. Bei einer 

Teilzeitbeschäftigung erfolgt die Anrechnung in entsprechend gekürztem Umfang. Den genannten 

Lehrkräften wird die Teilnahme an Veranstaltungen ihrer Kirche oder Religionsgemeinschaft zur 

religionspädagogischen Fort- und Weiterbildung unter den für Fort- und Weiterbildung üblichen 

Bedingungen ermöglicht. Den Kirchen und Religionsgemeinschaften, deren Beauftragte 

Religionsunterricht erteilen, werden zu den dadurch entstehenden Kosten nach Maßgabe des Haushalts 

staatliche Zuschüsse gewährt.  

(6) Die Landesregierung wird ermächtigt, im Benehmen mit dem für Schule zuständigen Ausschuss 

des Landtages das Nähere zu den Absätzen 2 bis 5 durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere 



über die Erteilung des Religionsunterrichts bei Unterschreitung der Mindestgruppengröße, die 

Möglichkeit klassen-, jahrgangsstufen- oder schulübergreifender Gruppenbildung sowie über den 

Religionsunterricht in Räumen der Kirche oder Religionsgemeinschaft. Durch Rechtsverordnung kann 

auch bestimmt werden, welche Bedeutung die Religionsnote für die Versetzung der Schülerin oder des 

Schülers und für den Erwerb von Abschlüssen und Berechtigungen hat.  

(7) Mit den Kirchen und Religionsgemeinschaften sollen Vereinbarungen insbesondere über die 

Durchführung des Religionsunterrichts und die staatlichen Zuschüsse getroffen werden.  

(8) Vereinigungen zur gemeinschaftlichen Pflege einer Weltanschauung werden den 

Religionsgemeinschaften gleichgestellt.  

Abschnitt II   Unterrichtsinhalte, Stundentafeln 

§ 11   Unterrichtsfächer 

(1) In den Unterrichtsfächern sind die jedes Fach kennzeichnenden Ziele und Kompetenzen sowie die 

für das Fach spezifischen Didaktiken und Methoden zu berücksichtigen. Inhalte von 

Unterrichtsfächern können für begrenzte Zeiträume auch fachübergreifend oder fächerverbindend 

unterrichtet werden. In Oberstufenzentren können an die Stelle von Unterrichtsfächern Lernfelder 

treten. Lernfelder sind durch Zielformulierungen beschriebene thematische Einheiten, die sich an 

konkreten beruflichen Aufgabenstellungen und Handlungsabläufen orientieren. 

(2) Das Fach Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde soll Schülerinnen und Schüler in besonderem 

 Maße darin unterstützen, ihr Leben selbstbestimmt und verantwortlich zu gestalten, und ihnen helfen, 

sich in einer demokratischen und pluralistischen Gesellschaft mit ihren vielfältigen Wertvorstellungen 

und Sinnangeboten zunehmend eigenständig und urteilsfähig zu orientieren. Das Fach dient der 

Vermittlung von Grundlagen für eine wertorientierte Lebensgestaltung, von Wissen über Traditionen 

philosophischer Ethik und Grundsätzen ethischer Urteilsbildung sowie über Religionen und 

Weltanschauungen. 

(3) Das Fach Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde wird bekenntnisfrei, religiös und 

weltanschaulich neutral unterrichtet. Die Eltern werden über Ziele, Inhalte und Formen des Unterrichts 

in Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde rechtzeitig und umfassend informiert. Gegenüber der 

religiösen oder weltanschaulichen Gebundenheit von Schülerinnen und Schülern ist Offenheit und 

Toleranz zu wahren. Schülerinnen und Schüler, deren Eltern gegenüber der Schule erklären, dass ihr 

Kind Religionsunterricht anstelle des Faches Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde erhalten soll, 

und den Besuch eines solchen Unterrichts nachweisen, sind von der Verpflichtung zur Teilnahme am 

Unterricht in dem Fach Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde befreit. Bei Schülerinnen und 

Schülern, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, tritt die eigene Erklärung an die Stelle der Erklärung 

der Eltern. 

(4) Das für Schule zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, die Ausgestaltung des 

Faches Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde durch Rechtsverordnung zu regeln. Bezüglich des 

Stundenvolumens und der Einführung des Faches in den einzelnen Jahrgangsstufen ist rechtzeitig und 

nach umfassender Information das Benehmen mit dem für Schule zuständigen Ausschuss des 

Landtages herzustellen. 

§ 12   Lernbereiche und übergreifende Themenkomplexe 

(...) 



(3) Die schulische Sexualerziehung ergänzt die Sexualerziehung durch die Eltern. Ihr Ziel ist es, die 

Schülerinnen und Schüler altersgemäß mit den biologischen, ethischen, religiösen, kulturellen und 

sozialen Tatsachen und Bezügen der Geschlechtlichkeit des Menschen vertraut zu machen. (…) 

§ 14   Zulassung von Lernmitteln 

(1) Lehr- und Lernmittel müssen zur Erreichung der Ziele und Grundsätze gemäß § 4 geeignet sein. 

(…) 

(3) Sie sind zuzulassen, wenn sie  

 1.  Rechtsvorschriften nicht widersprechen, 

 2.  mit den grundlegenden Zielen und Inhalten der Rahmenlehrpläne vereinbar sind und 

 3.  nach methodischen und didaktischen Grundsätzen den pädagogischen Anforderungen 

genügen, keine Fehler in der Sachdarstellung aufweisen und insbesondere nicht ein geschlechts-, 

religions- oder rassendiskriminierendes Verständnis fördern und nicht den Zielen und Grundsätzen 

gemäß § 4 zuwiderlaufen. 

(…) 

Teil 7   Mitwirkungsrechte in der Schule  

Abschnitt 4   Lehrkräfte  

§ 85   Konferenz der Lehrkräfte 

(1) An jeder Schule wird eine Konferenz der Lehrkräfte gebildet. (…) die gemäß § 9 Abs. 2 mit der 

Erteilung des Religionsunterrichts beauftragten Lehrkräfte (…) sind beratende Mitglieder der 

Konferenz. Die Konferenz der Lehrkräfte tritt in der Regel sechsmal im Jahr auf Einladung der 

Schulleitung zusammen. 

(…) 

§ 88   Klassenkonferenzen 

(1) Stimmberechtigte Mitglieder der Klassenkonferenzen sind alle Lehrkräfte, die in der Klasse 

regelmäßig unterrichten, und das in der Klasse regelmäßig tätige sonstige pädagogische Personal. (…) 

Mit der Erteilung von Religionsunterricht beauftragte Lehrkräfte, die Schülerinnen oder Schülern der 

Klasse Religionsunterricht erteilen, können mit beratender Stimme teilnehmen. (…) 

Teil 10    Schulen in freier Trägerschaft 

Abschnitt I   Allgemeine Vorschriften 

§ 117   Stellung der Schulen in freier Trägerschaft 

(1) Schulen in freier Trägerschaft wirken neben Schulen in öffentlicher Trägerschaft daran mit, die 

Vielfalt der Bildungsgänge zu gewährleisten. 

(2) Den freien Trägern obliegt die Schulgestaltung. Dabei entscheiden sie insbesondere über die 

Inhalte, die Methoden, die Organisation von Unterricht und Erziehung und die pädagogische, religiöse 



oder weltanschauliche Ausrichtung, soweit durch dieses Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes nichts 

anderes bestimmt ist. 

(...) 

Teil 12    Mitwirkungsrechte auf Kreis- und Landesebene 

§ 139   Landesschulbeirat 

(1) Es wird ein Landesschulbeirat gebildet. Ihm gehören die gemäß § 138 Abs. 3 gewählten Mitglieder 

an. Dem Landesschulbeirat gehören ferner an 

(...) 

3. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Evangelischen Kirche und der Katholischen Kirche.  

(...) 

 

 

11.5.4 Gesetz zur Regelung und Förderung der Weiterbildung im Land 

Brandenburg (Brandenburgisches Weiterbildungsgesetz – BbgWBG) 

Vom 15.12.1993 (GVBl. I 1993, 498), zuletzt geändert durch Gesetz  vom 09.11.2006 (GVBl. I 

S. 127) 

Abschnitt 2 - Anerkennung von Einrichtungen und Landesorganisationen 

§ 7 - Anerkennung von Einrichtungen 

Als Weiterbildungseinrichtungen werden Einrichtungen freier Träger gemäß § 3 Abs. 2 anerkannt, die 

(…) 

2. Veranstaltungen jeder Person ohne Rücksicht auf ihre gesellschaftliche und berufliche Stellung, 

Nationalität, ihr Geschlecht und ihre Religion öffnen. Vorbildungsnachweise dürfen ausschließlich bei 

schulabschlußbezogenen Maßnahmen und Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung als 

Zugangsvoraussetzungen verlangt werden, 

(…) 

 

 

 

http://www.juris.de/jportal/portal/t/r1e/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=39&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-WeitBildGBBrahmen%3Ajuris-lr00&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#jlr-WeitBildGBBpG2
http://www.juris.de/jportal/portal/t/r1e/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=39&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-WeitBildGBBrahmen%3Ajuris-lr00&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#jlr-WeitBildGBBpP7


11.6 Bremen 

11.6.1 Bremisches Hochschulgesetz 

In der Fassung vom 09.05.2007 (Brem.GBl. S. 339), zuletzt geändert durch Nr. 2 i.V.m. Anl 1 

ÄndBek vom 24.01.2012 (Brem.GBl. S. 24) 

Teil V   Studium, Prüfungen und Studienreform 

Kapitel 3   Prüfungen und Hochschulgrade 

§ 64b   Führung von ausländischen Graden 

Ausländische Hochschulgrade, Hochschultätigkeitsbezeichnungen und Hochschultitel sowie 

entsprechende staatliche oder kirchliche Grade, Bezeichnungen und Titel dürfen in der verliehenen 

Form unter Angabe der verleihenden Stelle geführt werden, wenn sie von einer ausländischen, im 

Herkunftsland anerkannten und zur Verleihung berechtigten Hochschule oder von einer 

entsprechenden staatlichen oder kirchlichen Stelle nach ordnungsgemäß durchgeführtem und durch 

Prüfung abgeschlossenen Hochschulstudium verliehen worden sind. Dabei kann die verliehene Form 

in die lateinische Schrift übertragen und die im Herkunftsland zugelassene oder nachweislich 

allgemein übliche Abkürzung geführt sowie eine wörtliche Übersetzung in Klammern hinzugefügt 

werden. (…) 

 

 

11.6.2 Bremisches Schulgesetz (BremSchulG)  

Vom 28.06.2005 (GBl. Bremen  S. 260, ber. GBl. S. 388, 398), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 24.01.2012 (GBl. Bremen S. 24) 

Teil 1   Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen 

§ 1   Geltungsbereich 

(...) 

(2) Für Ersatzschulen in freier Trägerschaft gelten, sofern sie nicht Schulen für Gesundheitsfachberufe 

sind oder es sich um Bildungsgänge von Schulen handelt, die einen Abschluss im Sinne von § 14a 

Abs. 2 des Privatschulgesetzes vermitteln, die §§ 2 bis 8, 11, 13 bis 22 und 24 bis 29 ebenfalls, soweit 

in ihnen der allgemeine Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule, die Gliederung des bremischen 

Schulsystems und die einzelnen Schularten und Schulstufen inhaltlich und organisatorisch bestimmt 

sind. 

(...) 

Teil 2   Die Schule 

Kapitel 1   Auftrag der Schule 

§ 3   Allgemeines 

(…) 



(4) Bremische Schulen haben den Auftrag, sich zu inklusiven Schulen zu entwickeln. Sie sollen im 

Rahmen ihres Erziehungs- und Bildungsauftrages die Inklusion aller Schülerinnen und Schüler 

unabhängig von ihrer ethnischen Herkunft, ihrer Staatsbürgerschaft, Religion oder einer 

Beeinträchtigung in das gesellschaftliche Leben und die schulische Gemeinschaft befördern und 

Ausgrenzungen Einzelner vermeiden. 

§ 4   Allgemeine Gestaltung des Schullebens 

(...) 

(3) Die Schule hat die Aufgabe, gegenseitiges Verständnis und ein friedliches Zusammenleben in der 

Begegnung und in der wechselseitigen Achtung der sozialen, kulturellen und religiösen Vielfalt zu 

fördern und zu praktizieren. Die Schule hat im Rahmen ihres Erziehungs- und Bildungsauftrages die 

Integration der Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund in das gesellschaftliche Leben 

und die schulische Gemeinschaft zu befördern und Ausgrenzungen einzelner zu vermeiden. Sie soll 

der Ungleichheit von Bildungschancen entgegenwirken und soziale Benachteiligungen abbauen sowie 

Voraussetzungen zur Förderung der Gleichberechtigung der Geschlechter schaffen. 

(...) 

§ 5   Bildungs- und Erziehungsziele 

(1) Schulische Bildung und Erziehung ist den allgemeinen Menschenrechten, den in Grundgesetz und 

Landesverfassung formulierten Werten sowie den Zielen der sozialen Gerechtigkeit und 

Mitmenschlichkeit verpflichtet. Die Schule hat ihren Auftrag gemäß Satz 1 gefährdenden Äußerungen 

religiöser, weltanschaulicher oder politischer Intoleranz entgegenzuwirken. 

(2) Die Schule soll insbesondere erziehen: 

(...) 

8. zur Achtung der Werte anderer Kulturen sowie der verschiedenen Religionen; 

(...) 

§ 7   Biblischer Geschichtsunterricht  

(1) Nach Art. 32 der Landesverfassung erteilen die allgemeinbildenden öffentlichen Schulen in der 

Primarstufe und der Sekundarstufe I bekenntnismäßig nicht gebundenen Unterricht in Biblischer 

Geschichte auf allgemein christlicher Grundlage; in der Gymnasialen Oberstufe können die Schüler 

und Schülerinnen Kurse mit entsprechenden Inhalten an bestimmten Standorten anwählen. 

(2) Schülerinnen und Schüler, die in der Sekundarstufe I nicht am Unterricht in Biblischer Geschichte 

teilnehmen, besuchen den Unterricht in einem vom Senator für Bildung und Wissenschaft bestimmten 

geeigneten Alternativfach. 

§ 12   Zusammenarbeit mit anderen Institutionen 

(1) Zur Erfüllung ihres Auftrages arbeitet die Schule zusammen mit Institutionen, die allgemein für 

die Angebote und Hilfe in gesundheitlichen, sozialen, kriminalpräventiven und berufsbezogenen 

Fragen zuständig sind, insbesondere mit den außerschulischen Bildungs-, Förderungs- und 

Beratungsangeboten der Kinder- und Jugendhilfe, mit Institutionen des Gesundheitswesens, mit der 

Polizei, mit den örtlichen Beiräten sowie sozialen und kulturellen Einrichtungen der Region 



einschließlich der Kirchen, der im Sinne von Artikel 61 der Landesverfassung anerkannten Religions- 

und Weltanschauungsgemeinschaften und der Einrichtungen der Weltreligionen sowie mit der 

Arbeitswelt der Region. Die Schule soll sich auch bemühen, internationale Kontakte zu pflegen. 

(…) 

Teil 3   Die Schülerin und der Schüler  

Kapitel 1   Rechte der Schülerin und des Schülers 

§ 47 Arten der Ordnungsmaßnahmen 

(1) Erfordert das Verhalten eines Schülers oder einer Schülerin eine Ordnungsmaßnahme, so kommt 

folgendes in Betracht:  

 1.  Beauftragung mit Aufgaben, die geeignet sind, den Schüler oder die Schülerin das 

eigene Fehlverhalten erkennen zu lassen; 

 2.  Ausschluss von der Teilnahme am Unterricht bis zu höchstens einer Woche; 

 3.  Ausschluss von Klassen- oder Schulveranstaltungen; 

 4.  Erteilung eines schriftlichen Verweises; 

 5.  Überweisung in eine parallele Klasse oder Lerngruppe; 

 6.  Überweisung in eine andere Schule. 

(…) 

(3) Ordnungsmaßnahmen können mit Auflagen verbunden werden und müssen besonders pädagogisch 

begleitet werden. Erforderlich ist die besondere pädagogische Begleitung insbesondere in Fällen der 

Verletzung der Würde (…) religiösen Gruppen durch alle Formen der Gewalt. (…) 

Teil 4   Rechte und Pflichten des schulischen Personals, der Erziehungsberechtigten und 

der Ausbildenden 

§ 59b   Aufgaben des schulischen Personals insgesamt 

(...) 

(4) Die öffentlichen Schulen haben religiöse und weltanschauliche Neutralität zu wahren. Dieser 

Verpflichtung muss das Verhalten der Lehr-, sozialpädagogischen Fach- und Betreuungskräfte in der 

Schule gerecht werden. Die Lehrkräfte, die sozialpädagogischen Fachkräfte und die Betreuungskräfte 

müssen in jedem Fach auf die religiösen und weltanschaulichen Empfindungen aller Schülerinnen und 

Schüler sowie auf das Recht der Erziehungsberechtigten Rücksicht nehmen, ihren Kindern in 

Glaubens- und Weltanschauungsfragen Überzeugungen zu vermitteln. Diese Pflichten der Lehrkräfte 

und des betreuenden Personals erstrecken sich auf die Art und Weise einer Kundgabe des eigenen 

Bekenntnisses. Auch das äußere Erscheinungsbild der Lehrkräfte und des betreuenden Personals darf 

in der Schule nicht dazu geeignet sein, die religiösen und weltanschaulichen Empfindungen der 

Schülerinnen und Schüler und der Erziehungsberechtigten zu stören oder Spannungen, die den 

Schulfrieden durch Verletzung der religiösen und weltanschaulichen Neutralität gefährden, in die 

Schule zu tragen. 



(5) Für Referendare und Referendarinnen gilt Absatz 4 nur, soweit sie Unterricht erteilen. 

 

 

11.7 Hamburg 

11.7.1 Hamburgisches Hochschulgesetz (HmbHG) 

Vom 18.06.2001 (HmbGVBl. S. 171), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.12.2012 

(HmbGVBl. S. 510,518) 

ZWEITER TEIL   Mitglieder der Hochschulen 

Zweiter Abschnitt  Wissenschaftliches und künstlerisches Personal, 

Unterrichtstutorinnen und Unterrichtstutoren 

§ 12   Dienstliche Aufgaben der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 

(1) Professorinnen und Professoren nehmen die ihrer Hochschule jeweils obliegenden Aufgaben in 

Wissenschaft und Kunst, Forschung und Lehre in ihren Fächern nach näherer Ausgestaltung ihres 

Dienstverhältnisses selbständig wahr. 

(…) 

(4) Zu ihren Aufgaben im Sinne des Absatzes 1 gehören insbesondere auch: 

1.  die Mitwirkung an Hochschul- und Staatsprüfungen sowie an kirchlichen Prüfungen nach 

Maßgabe der Prüfungsordnungen, 

(…) 

Dritter Abschnitt   Die Studierenden 

§ 37   Berechtigung zum Studium in grundständigen Studiengängen 

(1) Zum Studium in Bachelorstudiengängen und Studiengängen mit staatlicher oder kirchlicher 

Abschlussprüfung nach § 72 (grundständige Studiengänge) sind berechtigt: 

1.  Inhaberinnen und Inhaber der allgemeinen Hochschulreife nach dem Hamburgischen 

Schulgesetz vom 16. April 1997 (HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am 9. März 2010 (HmbGVBl. S. 

249), in der jeweils geltenden Fassung oder einer als gleichwertig anerkannten Vorbildung, 

2.  Inhaberinnen und Inhaber eines Hochschulabschlusses, der an einer deutschen Hochschule 

nach einem Studium mit einer Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern erworben wurde, 

sowie Personen, die an einer deutschen Fachhochschule die Vorprüfung mit weit 

überdurchschnittlichem Erfolg bestanden haben, 

3.  Meisterinnen und Meister nach der Handwerksordnung in der Fassung vom 24. September 

1998 (BGBl. 1998 I S. 3075, 2006 I S. 2095), zuletzt geändert am 17. Juli 2009 (BGBl. I S. 2091, 

2094), in der jeweils geltenden Fassung, 

4.  Fachwirtinnen und Fachwirte sowie Inhaberinnen und Inhaber anderer Fortbildungsabschlüsse 

nach den §§ 53 und 54 des Berufsbildungsgesetzes vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931), zuletzt 



geändert am 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160, 262), in der jeweils geltenden Fassung oder der §§ 42 

und 42a der Handwerksordnung, sofern die Lehrgänge in der Regel mindestens 400 

Unterrichtsstunden umfassen, 

5.  Inhaberinnen und Inhaber von Befähigungszeugnissen nach der Schiffsoffizier-

Ausbildungsverordnung in der Fassung vom 15. Januar 1992 (BGBl. I S. 22, 227), zuletzt geändert am 

31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407, 2472), in der jeweils geltenden Fassung, 

6.  Inhaberinnen und Inhaber von Abschlüssen von Fachschulen nach Maßgabe der 

Rechtsverordnungen nach § 24 Absatz 2 des Hamburgischen Schulgesetzes
*)

 sowie Inhaberinnen und 

Inhaber als gleichwertig anerkannter Abschlüsse, 

7.  Inhaberinnen und Inhaber von Abschlüssen landesrechtlicher Fortbildungsregelungen für 

Berufe im Gesundheitswesen sowie im Bereich der sozialpflegerischen und sozialpädagogischen 

Berufe, die mit Nummer 4 oder 6 vergleichbar sind. 

Zum Studium in den grundständigen Studiengängen der Hochschule für Angewandte Wissenschaften 

Hamburg sind auch Inhaberinnen und Inhaber der Fachhochschulreife nach dem Hamburgischen 

Schulgesetz oder einer als gleichwertig anerkannten Vorbildung berechtigt. Die Fakultät Wirtschafts- 

und Sozialwissenschaften der Universität Hamburg kann durch Satzung bestimmen, dass in ihren 

grundständigen Studiengängen oder in einzelnen ihrer grundständigen Studiengänge ein Zeugnis der 

Fachhochschulreife zum Studium berechtigt. 

(…) 

DRITTER TEIL    Studienreform, Studium und Prüfungen 

Zweiter Abschnitt   Studium 

§ 52   Studiengänge 

(…) 

(2) Der Abschluss eines Studiengangs kann eine Hochschulprüfung, eine staatliche oder eine 

kirchliche Prüfung sein. Soweit ein Studiengang wegen seiner Eigenart nicht mit einer Prüfung 

abgeschlossen werden muss, gilt das zu dem jeweiligen Studienziel führende Studium als 

Studiengang; die Hochschule bestimmt die Dauer des Studiums durch Satzung. 

(…) 

Dritter Abschnitt   Prüfungen 

§ 69   Ausländische Grade 

(1) Ein ausländischer akademischer Hochschulgrad, der auf Grund einer Prüfung im Anschluss an ein 

tatsächlich absolviertes Studium von einer nach dem Recht des Herkunftslandes anerkannten 

Hochschule ordnungsgemäß verliehen wurde, kann in der Form, in der er verliehen wurde, unter 

Angabe der verleihenden Institution geführt werden. Die verliehene Form des Grades kann bei 

fremden Schriftarten in die lateinische Schrift übertragen werden; ferner kann die im Herkunftsland 

zugelassene oder nachweislich allgemein übliche Abkürzung geführt sowie eine wörtliche 

Übersetzung in Klammern hinzugefügt werden. Die Sätze 1 und 2 gelten für ausländische staatliche 

und kirchliche Hochschulgrade entsprechend. § 10 des Bundesvertriebenengesetzes in der Fassung 



vom 3. Juni 1993 (BGBl. I S. 830), zuletzt geändert am 22. Dezember 1999 (BGBl. I S. 2534, 2535), 

in der jeweils geltenden Fassung bleibt unberührt. 

(…) 

§ 72   Staatliche und kirchliche Prüfungen, staatliche Prüfungsordnungen 

(1) Die zuständige staatliche Stelle und die Hochschulen bestimmen im gegenseitigen Einvernehmen, 

ob an die Stelle einer staatlichen Abschlussprüfung eine Hochschulabschlussprüfung oder an die Stelle 

einer Hochschulabschlussprüfung eine staatliche Abschlussprüfung treten soll. 

(2) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nach Anhörung der Hochschule für 

Studiengänge, die durch staatliche Prüfungen abgeschlossen werden, Prüfungsordnungen zu erlassen. 

(3) Die §§ 59 bis 65 gelten für staatliche Prüfungsordnungen entsprechend, soweit dies mit dem 

Zweck der jeweiligen staatlichen Prüfung vereinbar ist. Abweichend von § 64 Absatz 1 kann auch zur 

Prüferin oder zum Prüfer bestellt werden, wer die betreffende oder eine vergleichbare Prüfung 

abgelegt hat. Die staatlichen Prüfungsordnungen sollen dem § 66 entsprechende Regelungen 

enthalten. 

(4) Die Hochschulen können auf Grund einer bestandenen staatlichen oder kirchlichen 

Abschlussprüfung einen Hochschulgrad verleihen; die Hochschulen regeln das Nähere durch Satzung. 

 

 

11.7.2 Hamburgisches Schulgesetz (HmbSG), 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 16.04.1997 (GVBl. Hamburg S. 97), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 04.12.2012 (GVBl. Hamburg S. 510, 518, 520) 

Erster Teil   Recht auf schulische Bildung und Auftrag der Schule 

§ 1   Recht auf schulische Bildung 

Jeder junge Mensch hat das Recht auf eine seinen Fähigkeiten und Neigungen entsprechende Bildung 

und Erziehung und ist gehalten, sich nach seinen Möglichkeiten zu bilden. Dies gilt ungeachtet seines 

Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines 

Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen oder einer Behinderung. Das Recht auf 

schulische Bildung und Erziehung wird durch ein Schulwesen gewährleistet, das nach Maßgabe dieses 

Gesetzes einzurichten und zu unterhalten ist. Aus dem Recht auf schulische Bildung ergeben sich 

individuelle Ansprüche, wenn sie nach Voraussetzungen und Inhalt in diesem Gesetz oder aufgrund 

dieses Gesetzes bestimmt sind. 

Zweiter Teil Gestaltung von Unterricht und Erziehung 

§ 7   Religionsunterricht 

(1) Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach. Er wird in Übereinstimmung mit den 

Grundsätzen der Religionsgemeinschaften im Geiste der Achtung und Toleranz gegenüber anderen 

Bekenntnissen und Weltanschauungen erteilt. 



(2) Keine Lehrerin und kein Lehrer darf verpflichtet werden, gegen ihren oder seinen Willen 

Religionsunterricht zu erteilen. 

(3) Über die Teilnahme am Religionsunterricht entscheiden die Sorgeberechtigten, nach Vollendung 

des 14. Lebensjahres die Schülerinnen und Schüler. 

(4) Soweit in der Stundentafel vorgesehen, wird den Schülerinnen und Schülern eine Wahlpflicht-

Alternative zum Religionsunterricht in den Bereichen Ethik und Philosophie angeboten. 

Fünfter Teil   Schulverfassung 

Achter Abschnitt   Kammern, Landsschulbeirat 

§ 83   Landesschulbeirat 

(...) 

(2) Der Landesschulbeirat besteht aus 

(...) 

2. je einem Mitglied, das auf Vorschlag der Handelskammer Hamburg, der Handwerkskammer 

Hamburg, des Integrationsbeirates, des Senatskoordinators für die Gleichstellung behinderter 

Menschen, der Landesarbeitsgemeinschaft für Behinderte, der Agentur für Arbeit Hamburg, des 

Deutschen Gewerkschaftsbundes Hamburg, der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft Hamburg, des 

Deutschen Beamtenbundes Hamburg, der Universität Hamburg, der Technischen Universität 

Hamburg-Harburg, der Hochschule für angewandte Wissenschaften, der Evangelischen Kirche, der 

Katholischen Kirche, der Arbeitsgemeinschaft der freien Schulträger in der Freien und Hansestadt 

Hamburg, der Jüdischen Gemeinde, des Rates der islamischen Gemeinden und des Verbandes freier 

Weltanschauungsgemeinschaften Hamburg e.V. von der zuständigen Behörde berufen wird, 

(...) 

 

 

11.8 Hessen 

11.8.1 Gesetz über den Staatsvertrag über die Errichtung einer gemeinsamen  

Einrichtung für Hochschulzulassung 

Vom 15.12.2009 (GVBl. I 2009, 705), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.11.2011 (GvBl. I 

S. 679) 

Anlage  

§ 4   Auswahlverfahren 

(…) 

(5) Die Hochschule regelt die Einzelheiten des Verfahrens nach Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, 

insbesondere die Entscheidung über die Auswahlkriterien, durch Satzung. Verfahren und Kriterien 

sind in der Satzung so zu gestalten, dass niemand mittelbar oder unmittelbar aufgrund des 



Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung oder der 

sexuellen Orientierung diskriminiert wird. 

(…) 

 

 

11.8.2 Gesetz über die Finanzierung von Ersatzschulen [von Hessen] 

(Ersatzschulfinanzierungsgesetz - EschFG -)
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Vom 06.12.1972 (GVBl. I 1972, 389), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.09.2011 

(GVBl. I S. 402) 

§ 1   Voraussetzungen 

(1) Das Land Hessen leistet den Trägern von Schulen in freier Trägerschaft Beihilfen zu den Kosten 

der Vergütung und sozialen Sicherung ihrer Lehrer, wenn 

1. die Schule als Ersatzschule genehmigt worden ist und 

2. der Schulträger die Voraussetzungen der steuerrechtlichen Gemeinnützigkeit nach § 52 der 

Abgabenordnung in der Fassung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3869, 2003 I S. 61), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 676), nachweist 

(2) Für die ersten drei Jahre des Unterrichtsbetriebs wird eine Finanzhilfe in Höhe von 50 % des 

Förderbetrages - zahlbar in zehn gleichen Jahresraten - nach Ablauf dieses Zeitraums bezahlt, wenn 

der Unterrichtsbetrieb ohne Beanstandungen stattgefunden hat und im Anschluss daran fortgeführt 

wird. Diese Regelung gilt für alle Anträge, die nach dem 1. Januar 2002 neu gestellt wurden. 

(3) Erweitert ein privater Schulträger eine beihilfeberechtigte Ersatzschule am gleichen Schulstandort 

um eine weitere Schulform, so wird die Beihilfe für die neue Schulform mit dem Beginn des Jahres 

gewährt, das auf die Genehmigung der neuen Schulform folgt. 

§ 2 Regelbeihilfe 

Die durchschnittliche Jahresbeihilfe beträgt für jeden Schüler der beihilfeberechtigten Ersatzschulen 

75 vom Hundert, der beihilfeberechtigten Förderschulen 90 vom Hundert der Personalkosten, die je 

Schüler der öffentlichen Schulen der entsprechenden Schulformen und -stufen aufgewendet werden. 

Maßgebend ist der Besoldungs-, Vergütungs- und Versorgungsaufwand für die hauptberuflichen, 

nebenberuflichen und nebenamtlichen Lehrer und Erzieher dieser Schulen, den das Land jeweils im 

Vorjahr geleistet hat. 

§ 3   Berechnung und Zahlen 

(1) Den Beihilfen sind die Schülerzahlen der öffentlichen Schulen und der beihilfeberechtigten 

Ersatzschulen nach dem Stichtage der letzten landeseinheitlichen Jahreserhebung zugrunde zu legen. 

Bei Ersatzschulen, deren Unterrichtsabschnitte vom Schuljahresturnus abweichen, kann der 

Kultusminister von anderen Stichtagen ausgehen. 

(2) Zur Festsetzung der Regelbeihilfen je Schüler der Ersatzschulen ist von den Sätzen pro Kopf  
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auszugehen, die sich durch Teilung des nach § 2 Satz 2 ermittelten Jahresaufwandes für die 

öffentlichen Schulen durch deren Gesamtschülerzahlen ergeben. 

(3) Der weitere Berechnungsmodus wird vom Kultusminister durch Rechtsverordnung geregelt. Er 

muß sicherstellen, daß die Beihilfe je Schüler der einzelnen Schulformen und -stufen durchschnittlich 

den nach § 2 Satz 1 maßgebenden Vomhundertsatz des entsprechenden Landesaufwandes erreicht. 

(4) Beihilfeberechtigte Ersatzschulen erhalten einen Investitionskostenanteil. Er beträgt für 

allgemeinbildende Schulen 110 Euro, für berufliche Schulen in Vollzeitform 120 Euro, für 

Berufsschulen in der dualen Berufsausbildung 50 Euro, für sonstige berufliche Schulen in Teilzeitform 

30 Euro und für Förderschulen 230 Euro pro Schüler und Jahr. 

§ 4   Zusatzbeihilfe 

Für beihilfeberechtigte Ersatzschulen, die vom Kultusminister als Versuchsschulen oder als Schulen 

besonderer pädagogischer Prägung bestätigt worden sind, leistet das Land zusätzliche Beihilfen. Die 

Zusatzbeihilfe beträgt für jeden Schüler durchschnittlich 12,5 vom Hundert der Personalkosten, die je 

Schüler der öffentlichen Schulen der entsprechenden Schulformen und -stufen aufgewendet werden. 

Die Vorschriften des § 2 Satz 2 und des § 3 gelten entsprechend. 

§ 5   Leistungen für Förderschulen 

(1) Statt der Beihilfen können den als Ersatzschule genehmigten Förderschulen, die den öffentlichen 

der Erfüllung der Schulpflicht dienenden Förderschulen entsprechen, und den als Ersatzschule 

genehmigten weiterführenden Förderschulen zu Lasten von Planstellen Lehrer des Landes unter 

Fortzahlung der Bezüge zur Verfügung gestellt oder die Bezüge anderer Lehrkräfte erstattet werden. 

(2) Das Land stellt für Zuwendungen zu notwendigen Investitionskosten der Träger von 

beihilfeberechtigten heim- oder anstaltsgebundenen Förderschulen sowie von Wohnheimen für 

behinderte Schüler Mittel gesondert bereit. 

§ 6   Lernmittelfreiheit 

Die Schüler der beihilfeberechtigten Ersatzschulen nehmen entsprechend den für Schüler der 

öffentlichen Schulen geltenden Vorschriften an der Lernmittelfreiheit teil. 

§ 7   Schulgeld 

Privatrechtliche Vereinbarungen über eine Vergütung für den Besuch von Ersatzschulen werden durch 

dieses Gesetz nicht ausgeschlossen. 

§ 8   Leistungen kommunaler Gebietskörperschaften 

(1) Die kreisfreien Städte, die Landkreise und die kreisangehörigen Gemeinden, die Schulträger sind, 

leisten den Schulträgern beihilfeberechtigter Ersatzschulen alljährlich einen Beitrag zur laufenden 

sachlichen Schulunterhaltung. Er beträgt für jeden Schüler dieser Schulen, der am Stichtage des § 3 

Abs. 1 den Wohnsitz im Gebiet des Leistungspflichtigen hatte, 75 vom Hundert des 

Gastschulbeitrages, der nach § 165 des Schulgesetzes in der Fassung vom 14. Juni 2005 (GVBl. I S. 

441), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. Juni 2011 (GVBl. I S. 267), für auswärtige Schüler 

öffentlicher Schulen der entsprechenden Schulform und -stufe festgesetzt worden ist. Für Schüler der 

als Ersatzschule genehmigten Kollegs gilt der Gastschulbeitrag für Fachschüler.  

(2) Die Erhebungen nach Abs. 1 trifft das Staatliche Schulamt; es entscheidet im Zweifelsfalle. 

http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HESESchFG&p=3
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HESESchFG&p=3&x=1
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HESSchulG&p=165


(3) Die kreisfreien Städte, die Landkreise und die kreisangehörigen Gemeinden, die Schulträger sind, 

können vertraglich vereinbarte Zuwendungen zu den Personal- oder Sachkosten einer Ersatzschule auf 

die Pflichtleistungen nach Abs. 1 anrechnen. 

§ 9 

(aufgehoben) 

§ 10   Besitzstandswahrung 

Die Zusatzbeihilfe nach § 4 wird nur den Trägern solcher beihilfeberechtigter Ersatzschulen gewährt, 

die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes als Versuchsschule oder als Schule mit besonderer pädagogischer 

Prägung bestätigt worden sind. 

(…) 

 

11.8.3 Hessisches Hochschulgesetz 

Vom 14.12.2009 (GVBl. Hessen I S. 666)
12

, zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.06.2012 

(GVBl. I S. 277) 

Zweiter Abschnitt   Studium, Lehre und Prüfungen 

§ 18   Prüfungen 

(1) Das Studium wird durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche Prüfung oder eine kirchliche 

Prüfung abgeschlossen, die in der Regel studienbegleitend abgelegt wird. 

(…) 

§ 21   Hochschulgrade 

(1) Aufgrund der Hochschulprüfung, mit der ein erster berufsqualifizierender Abschluss erworben 

wird, verleiht die Hochschule den Bachelorgrad. Aufgrund der Hochschulprüfung, mit der ein weiterer 

berufsqualifizierender Abschluss erworben wird, verleiht die Hochschule den Mastergrad; § 16 Abs. 2 

bleibt unberührt. Die Grade können auch aufgrund einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung, mit der 

ein Hochschulstudium abgeschlossen wird, verliehen werden.  

(...) 

Elfter Abschnitt   Schlussbestimmungen 

§ 98 Verträge mit den Kirchen und Rechtsstellung der kirchlichen theologischen Hochschulen 

Die Verträge mit den Kirchen und die Rechtsstellung der kirchlichen theologischen Hochschulen 

bleiben unberührt.
13

 Soweit den Hochschulen durch dieses Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes 
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 Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2014 außer Kraft, vgl. § 103 Satz 2. 
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 Anm.: Diese Vorschrift bezieht sich auf den Vertrag des Landes Hessen mit den Evangelischen Landeskirchen 

von Hessen vom 10. Juni 1960 (GVBl. Hessen S. 54), – dort insbesondere Artikel 10, 13 und 14 – und auf den 

Vertrag des Landes Hessen mit den Katholischen Bistümern in Hessen vom 4. Juli1 1963 (GVBl. Hessen I S. 

102), zuletzt geändert durch Ergänzungsvertrag vom 29. März 1974 (GVBl. Hessen I S. 521) 

(Ergänzungsvertrag zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. September 1974 (GVBl. Hessen I S. 388 )) – dort 

insbesondere Artikel 10.  



Zuständigkeiten für Maßnahmen übertragen worden sind, bei denen aufgrund der in Satz 1 genannten 

Verträge eine Beteiligung der Kirchen erforderlich ist, erfolgt diese über das Ministerium. Für die 

Anerkennung als staatlich anerkannte Hochschule gelten die §§ 91, 94 und 95 entsprechend.  

§ 103   Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2014 außer Kraft.  

 

 

11.8.4 Hessisches Lehrerbildungsgesetz   

Vom 28.11.2011 (GVBl. I S. 550)
14

, zuletzt geändert durch Gesetz vom 12.12.2012 (GVBl. S. 

581) 

ERSTER TEIL   Allgemeine Bestimmungen 

§ 4   Trägereinrichtungen der Lehrerbildung 

(…) 

(5) An der Aus-, Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte für den Religionsunterricht wirken die 

Kirchen aufgrund der staatskirchenrechtlichen Vereinbarungen mit. 

ZWEITER TEIL   Studium, Praktika 

§ 10   Studium für das Lehramt an Grundschulen 

(1) Das Studium für das Lehramt an Grundschulen umfasst: 

1. Erziehungs- und Gesellschaftswissenschaften, 

2. Didaktik der Grundschule, 

3. die Unterrichtsfächer Deutsch und Mathematik, 

4. musisch-ästhetische Bildung und Bewegungserziehung und 

5. mindestens ein aus folgendem Kanon zu wählendes Unterrichtsfach: 

- Englisch, 

- Evangelische Religion, 

- Französisch, 

- Katholische Religion, 

- Kunst, 

- Musik, 

- Sachunterricht, 
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 Gültig bis: 31.12.2020. 



- Sport. 

Dieser Fächerkanon kann durch das Kultusministerium bei Bedarf erweitert werden. 

(…) 

§ 11   Studium für das Lehramt an Hauptschulen und Realschulen 

(1) Das Studium für das Lehramt an Hauptschulen und Realschulen umfasst: 

1. Erziehungs- und Gesellschaftswissenschaften, 

2. mindestens zwei Unterrichtsfächer aus folgendem Kanon: 

(…) 

- Evangelische Religion, 

(…) 

- Katholische Religion, 

(…) 

SIEBTER TEIL   Lehrbefähigungen, Unterrichtserlaubnis 

§ 62   Unterrichtserlaubnis, Religions- und Weltanschauungsunterricht 

(1) Wer die Befähigung zum Lehramt oder die Lehrbefähigung in arbeitstechnischen Fächern nicht 

besitzt, darf Unterrichts- und Erziehungsaufgaben in öffentlichen Schulen nur mit Erlaubnis des 

Kultusministeriums übernehmen. Die Erlaubnis kann für einzelne Unterrichtsbereiche allgemein erteilt 

werden. Das Kultusministerium kann seine Befugnis, die Erlaubnis im Einzelfall zu erteilen, den 

Staatlichen Schulämtern und dem Amt für Lehrerbildung übertragen. 

(2) Geistliche und entsprechende Amtsträger einer Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft, 

denen ihre Kirche oder Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft die Befähigung zur Erteilung 

von Religions- oder Weltanschauungsunterricht zuerkannt hat, bedürfen für die Übernahme des 

Unterrichts in diesen Fächern nicht der Erlaubnis nach Abs. 1, wenn zwischen dem Land und der 

Kirche, Religionsgemeinschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft eine Vereinbarung über die 

Befähigung zur Erteilung des Unterrichts abgeschlossen worden ist und die vereinbarten 

Anforderungen erfüllt werden. 

 

11.8.5 Hessisches Schulgesetz (Schulgesetz - HSchG ) 

In der Fassung vom 14.06.2005 (GVBl. I 2005, 441), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

18.12.2012 (GVBl. I S. 645) 

ERSTER TEIL   Recht auf schulische Bildung und Auftrag der Schule 

§ 1   Recht auf schulische Bildung 

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Bildung. Dieses Recht wird durch ein Schulwesen 

gewährleistet, das nach Maßgabe dieses Gesetzes einzurichten und zu unterhalten ist. Aus diesem 



Recht auf schulische Bildung ergeben sich einzelne Ansprüche, wenn sie nach Voraussetzungen und 

Inhalt in diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes bestimmt sind. 

(2) Für die Aufnahme in eine Schule dürfen weder Geschlecht, Behinderung, Herkunftsland oder 

Religionsbekenntnis noch die wirtschaftliche oder gesellschaftliche Stellung der Eltern bestimmend 

sein. 

§ 2   Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule 

(1) Die Schulen im Lande Hessen erfüllen in ihren verschiedenen Schulstufen und Schulformen den 

ihnen in Art. 56 der Verfassung des Landes Hessen erteilten gemeinsamen Bildungsauftrag, der auf 

humanistischer und christlicher Tradition beruht. Sie tragen dazu bei, dass die Schülerinnen und 

Schüler ihre Persönlichkeit in der Gemeinschaft entfalten können. 

(2) Die Schulen sollen die Schülerinnen und Schüler befähigen, in Anerkennung der Wertordnung des 

Grundgesetzes und der Verfassung des Landes Hessen 

die Grundrechte für sich und andere wirksam werden zu lassen, eigene Rechte zu wahren und die 

Rechte anderer auch gegen sich selbst gelten zu lassen, 

staatsbürgerliche Verantwortung zu übernehmen und sowohl durch individuelles Handeln als auch 

durch die Wahrnehmung gemeinsamer Interessen mit anderen zur demokratischen Gestaltung des 

Staates und einer gerechten und freien Gesellschaft beizutragen, 

die christlichen und humanistischen Traditionen zu erfahren, nach ethischen Grundsätzen zu handeln 

und religiöse und kulturelle Werte zu achten, 

die Beziehungen zu anderen Menschen nach den Grundsätzen der Achtung und Toleranz, der 

Gerechtigkeit und der Solidarität zu gestalten, 

die Gleichberechtigung von Mann und Frau auch über die Anerkennung der Leistungen der Frauen in 

Geschichte, Wissenschaft, Kultur und Gesellschaft zu erfahren, 

andere Kulturen in ihren Leistungen kennen zu lernen und zu verstehen, 

Menschen anderer Herkunft, Religion und Weltanschauung vorurteilsfrei zu begegnen und somit zum 

friedlichen Zusammenleben verschiedener Kulturen beizutragen sowie für die Gleichheit und das 

Lebensrecht aller Menschen einzutreten, 

die Auswirkungen des eigenen und gesellschaftlichen Handelns auf die natürlichen Lebensgrundlagen 

zu erkennen und die Notwendigkeit einzusehen, diese Lebensgrundlagen für die folgenden 

Generationen zu erhalten, um der gemeinsamen Verantwortung dafür gerecht werden zu können, ihr 

zukünftiges privates, berufliches und öffentliches Leben auszufüllen, bei fortschreitender Veränderung 

wachsende Anforderungen zu bewältigen und die Freizeit sinnvoll zu nutzen. 

(…) 

§ 3   Grundsätze für die Verwirklichung 

(1) Die Schule achtet die Freiheit der Religion, der Weltanschauung, des Glaubens und des Gewissens 

sowie das verfassungsmäßige Recht der Eltern auf die Erziehung ihrer Kinder und nimmt Rücksicht 

auf die Empfindungen und Überzeugungen Andersdenkender. 

(…) 



(3) Die Schule darf keine Schülerin und keinen Schüler wegen des Geschlechts, der Abstammung, der 

Rasse, der Sprache, der Heimat und Herkunft, des Glaubens und der religiösen oder politischen 

Anschauungen benachteiligen oder bevorzugen. 

ZWEITER TEIL   Unterrichtsinhalte und Stundentafeln 

§ 5   Gegenstandsbereiche des Unterrichts 

(1) Gegenstandsbereiche des Pflichtunterrichts sind nach näherer Bestimmung durch die Stundentafeln 

folgende Unterrichtsfächer: 

1. in der Grundstufe (Primarstufe) 

(…) 

f) Religion, 

(…) 

2. in der Mittelstufe (Sekundarstufe I) 

(…) 

l) Religion, 

(…) 

§ 7   Sexualerziehung 

(1) Durch die Sexualerziehung, die als Teil der Gesamterziehung zu den Aufgaben der Schule gehört, 

sollen die Schülerinnen und Schüler sich altersgemäß mit den biologischen, ethischen, religiösen, 

kulturellen und sozialen Tatsachen und Bezügen der Geschlechtlichkeit des Menschen vertraut 

machen. Die Sexualerziehung soll das Bewusstsein für eine persönliche Intimsphäre und für ein 

gewaltfreies, respektvolles Verhalten in gegenwärtigen und zukünftigen persönlichen und 

partnerschaftlichen Beziehungen entwickeln und fördern sowie die grundlegende Bedeutung von Ehe 

und Familie vermitteln. Bei der Sexualerziehung ist Zurückhaltung zu wahren sowie Offenheit und 

Toleranz gegenüber den verschiedenen Wertvorstellungen in diesem Bereich zu beachten; jede 

einseitige Beeinflussung ist zu vermeiden. 

(…) 

§ 8   Religionsunterricht und Ethikunterricht 

(1) Religion ist ordentliches Unterrichtsfach. Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechts wird der 

Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Kirchen oder 

Religionsgemeinschaften erteilt. Die Kirchen oder Religionsgemeinschaften können sich durch 

Beauftragte vergewissern, dass der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den Grundsätzen ihres 

Bekenntnisses erteilt wird. 

(2) Keine Lehrerin und kein Lehrer kann verpflichtet oder, die Befähigung vorausgesetzt, gehindert 

werden, Religionsunterricht zu erteilen. 

(3) Eine Abmeldung vom Religionsunterricht ist möglich. Hierüber entscheiden die Eltern, nach 

Vollendung des 14. Lebensjahres die Schülerinnen und Schüler. 



(4) Die Schülerinnen und Schüler, die am Religionsunterricht nicht teilnehmen, sind verpflichtet, an 

einem Ethikunterricht teilzunehmen, in dem ihnen das Verständnis für Wertvorstellungen und ethische 

Grundsätze und der Zugang zu ethischen, philosophischen und religionskundlichen Fragen vermittelt 

wird. Schülerinnen und Schüler verschiedener Schulen, Schulformen und Schulstufen können dabei zu 

einer pädagogisch vertretbaren Lerngruppe zusammengefasst werden. 

(5) Die Einführung und Ausgestaltung des Ethikunterrichts wird durch Rechtsverordnung näher 

geregelt; dabei kann auch vorgesehen werden, Ethikunterricht schrittweise für einzelne Schulen 

einzuführen. 

§ 10   Zulassung von Schulbüchern 

(1) Schulbücher sind Druckwerke, die dazu bestimmt sind, von Schülerinnen und Schülern im 

Unterricht für einen längeren Zeitraum benutzt zu werden. 

(2) Schulbücher dürfen an einer Schule nur eingeführt werden, wenn sie zuvor zugelassen worden 

sind. Über die Zulassung entscheidet das Kultusministerium, sofern dessen Befugnis nicht allgemein 

für bestimmte Verwendungszwecke, Fachbereiche oder Schulformen oder im Einzelfall den 

Schulaufsichtsbehörden oder den Schulleiterinnen und Schulleitern übertragen worden ist. 

Schulbücher sind zuzulassen, wenn 

1. sie allgemeinen Verfassungsgrundsätzen und Rechtsvorschriften nicht widersprechen, 

2. sie mit den Lehrplänen vereinbar sind und nach Umfang und Inhalt ein für das Unterrichtsfach und 

die Schulform vertretbares Maß nicht überschreiten, 

3. sie nach methodischen und didaktischen Grundsätzen den pädagogischen Anforderungen genügen, 

keine schwerwiegenden Fehler in der Sachdarstellung aufweisen und insbesondere nicht ein 

geschlechts-, religions- oder rassendiskriminierendes Verständnis fördern und 

4. die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel bei Beachtung einer wirtschaftlichen 

Haushaltsführung die Einführung rechtfertigen. 

(3) Die Schulbücher für den Religionsunterricht bedürfen der Zustimmung der Kirche oder 

Religionsgemeinschaft hinsichtlich der Übereinstimmung mit deren Grundsätzen. 

(…) 

DRITTER TEIL   Schulaufbau 

Erster Abschnitt   Gliederung und Organisation der Schule 

§ 16   Öffnung der Schule 

(1) Die Öffnung der Schule gegenüber ihrem Umfeld ist zu fördern. 

(2) Diese Öffnung kann durch die Zusammenarbeit der Schulen mit außerschulischen Einrichtungen 

und Institutionen geschehen, insbesondere mit Sport- und anderen Vereinen, Kunst- und 

Musikschulen, kommunalen und kirchlichen Einrichtungen sowie mit Einrichtungen der 

Weiterbildung. Berufliche Schulen sollen mit Trägern der beruflichen Weiterbildung in der Region 

zusammenarbeiten. 

(3) Geeignete Formen der Zusammenarbeit nach Abs. 2 können in die Angebote nach § 9 Abs. 2 Nr. 3 

und Abs. 3 einbezogen werden. Die Schulen können mit der jeweiligen Einrichtung Verträge über Art, 



Umfang und Inhalt dieser Zusammenarbeit schließen. Finanzielle Verpflichtungen für das Land und 

den Schulträger können die Schulen eingehen, soweit ihnen für diesen Zweck Mittel zur Verfügung 

stehen. 

(4) Die Mitarbeit von Eltern und anderen geeigneten Personen im Unterricht und an Angeboten der 

Schule ist möglich. Die Grundsätze der Mitwirkung beschließt die Schulkonferenz auf der Grundlage 

einer Konzeption der Konferenzen der Lehrkräfte. Das Nähere regelt das Kultusministerium durch 

Richtlinien. 

Vierter Abschnitt   Studienqualifizierende Bildungsgänge der Oberstufe (Sekundarstufe 

II) 

§ 32   Aufgabenfelder 

(1) Die Unterrichtsfächer der gymnasialen Oberstufe werden mit Ausnahme des Faches Sport in drei 

Aufgabenfelder zusammengefasst. 

(…) 

(3) Zum gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld gehören die Fächer Politik und Wirtschaft, 

Geschichte, Religion, Wirtschaftswissenschaften, Erdkunde, Rechtskunde und Philosophie. 

(…) 

§ 33   Grund- und Leistungskurse 

(1) Als Leistungsfächer können angeboten werden: 

(…) 

2. Politik und Wirtschaft, Geschichte, Erdkunde, Evangelische und Katholische Religion; 

(…) 

(2) Kunst, Musik, weitere Fremdsprachen, sonstige Religionslehren, Sport, Wirtschaftswissenschaften 

und Informatik können mit Genehmigung der Schulaufsichtsbehörde an einzelnen Schulen als 

Leistungsfächer eingerichtet werden. Durch Rechtsverordnung können weitere Unterrichtsfächer als 

Leistungsfächer zugelassen werden. 

(…) 

§ 34   Belegverpflichtungen und Bewertung 

(1) In der Qualifikationsphase haben die Schülerinnen und Schüler durchgehend Unterricht 

mindestens in Deutsch, einer fortgeführten Fremdsprache, Geschichte, Mathematik, einer 

Naturwissenschaft, Religion und in der Regel in Sport zu belegen; § 8 bleibt unberührt. Der Unterricht 

in Kunst oder Musik, in Politik und Wirtschaft, einer weiteren Fremdsprache, einer weiteren 

Naturwissenschaft oder Informatik ist mindestens in zwei Schulhalbjahren zu besuchen. 

(…) 

§ 35   Berufliche Gymnasien 

(…) 



(5) Zum gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld gehören die Fächer Politik und Wirtschaft, 

Erdkunde, Geschichte, Wirtschaftslehre, insbesondere Betriebswirtschaftslehre, Wirtschaftslehre des 

Haushalts sowie des Landbaus und Religion. 

SIEBTER TEIL   Lehrkräfte, Schulleitung und Schulaufsicht 

Erster Abschnitt   Lehrkräfte und Schulleitung 

§ 86   Rechtsstellung der Lehrerinnen und Lehrer 

(…) 

(3) Zur Gewährleistung der Grundsätze des § 3 Abs. 1 haben Lehrkräfte in Schule und Unterricht 

politische, religiöse und weltanschauliche Neutralität zu wahren; § 8 bleibt unberührt. Insbesondere 

dürfen sie Kleidungsstücke, Symbole oder andere Merkmale nicht tragen oder verwenden, die objektiv 

geeignet sind, das Vertrauen in die Neutralität ihrer Amtsführung zu beeinträchtigen oder den 

politischen, religiösen oder weltanschaulichen Frieden in der Schule zu gefährden. Bei der 

Entscheidung über das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 und 2 ist der christlich und 

humanistisch geprägten abendländischen Tradition des Landes Hessen angemessen Rechnung zu 

tragen. Für Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst kann die zuständige Behörde auf Antrag abweichend 

von Satz 2 im Einzelfall die Verwendung von Kleidungsstücken, Symbolen oder anderen Merkmalen 

zulassen, soweit nicht zwingende öffentliche Interessen entgegenstehen. 

(…) 

Dritter Abschnitt   Weiterentwicklung des Schulwesens 

§ 99a   Landesschulbeirat 

(1) Der Landesschulbeirat besteht aus fünfundzwanzig Mitgliedern, und zwar 

einer Vertreterin oder einem Vertreter der evangelischen Kirche, 

einer Vertreterin oder einem Vertreter der katholischen Kirche, 

(…) 

Dritter Abschnitt   Kommunale Schulverwaltung 

§ 148   Schulkommissionen 

(1) Die Gemeinden, die Schulträger sind, und die Landkreise bilden eine oder mehrere 

Schulkommissionen im Sinne des § 72 der Hessischen Gemeindeordnung und des § 43 der Hessischen 

Landkreisordnung. Den Schulkommissionen müssen Lehrerinnen oder Lehrer, Eltern, Schülerinnen 

oder Schüler sowie Vertreterinnen oder Vertreter der Kirchen und von Religions- und 

Weltanschauungsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, angehören. 

(2) Für Schulverbände und für Schulen des Landeswohlfahrtsverbandes gelten diese Vorschriften 

sinngemäß. 

DREIZEHNTER TEIL   Schulen in freier Trägerschaft 

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen 



§ 167   Schulgestaltung und Aufsicht 

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, obliegt den Trägern dieser Schulen die 

Schulgestaltung, insbesondere die Entscheidung über eine besondere pädagogische, religiöse oder 

weltanschauliche Prägung, die Festlegung der Lehr- und Unterrichtsmethoden und der Lehrinhalte und 

die Organisation des Unterrichts auch abweichend von den Vorschriften für die öffentlichen Schulen. 

(2) Die Schulen in freier Trägerschaft unterliegen der staatlichen Schulaufsicht. 

(3) Die Aufsicht beschränkt sich auf die Einhaltung der Genehmigungs- und 

Anerkennungsvoraussetzungen (§§ 171, 173, 174 und 176) sowie die Einhaltung der in diesem Gesetz 

für anwendbar erklärten Vorschriften (§ 179) und die Aufsicht über Ergänzungsschulen nach § 175 

Abs. 2 und 3. 

(4) Die Schulaufsichtsbehörden können sich jederzeit über die Angelegenheiten der Schule 

unterrichten und Unterrichtsbesuche in den Schulen in freier Trägerschaft durchführen. 

VIERZEHNTER TEIL   Gemeinsame Bestimmungen 

§ 184   Verträge des Landes 

Verträge des Landes Hessen mit den Kirchen sowie Staatsverträge bleiben unberührt. 

 

 

11.9 Mecklenburg-Vorpommern 

11.9.1 Gesetz über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern 

(Landeshochschulgesetz - LHG M-V) 

Vom 05.07.2002 (GVOBl. M-V S. 398), in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. 

01.2011, zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.06.2012 (GVOBl. M-V S. 208) 

Teil 4   Lehre, Studium und Prüfungen 

§ 36   Prüfungen 

(1) Das Studium wird durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche oder eine kirchliche Prüfung 

abgeschlossen. (…)  

(…) 

Teil 5   Akademische Grade, Promotion, Habilitation 

§ 41 Inländische Grade 

(1) Aufgrund einer Hochschulprüfung, mit der ein berufsqualifizierender Abschluss erworben wird, 

verleiht die Hochschule einen Diplom-, einen Bachelor- oder einen Mastergrad. Die Universitäten 

können auch einen Bakkalaureus- oder Magistergrad verleihen. Nach Maßgabe der jeweiligen 

Prüfungsordnung kann die Hochschule auf Antrag des Studierenden im Falle eines abgeschlossenen 

Masterstudiums unter Einrechnung der im Rahmen des vorangegangenen Bachelor-Abschlusses 

erworbenen Leistungspunkte mit mindestens 300 Leistungspunkten (ECTS) anstelle des Mastergrades 



einen Diplomgrad verleihen, sofern sichergestellt ist, dass die erbrachten Studien- und 

Prüfungsleistungen denen eines Diplomstudiengangs mindestens gleichwertig sind. An 

Fachhochschulen kann anstelle eines Bachelorgrades ein Diplomgrad auch dann verliehen werden, 

sofern der Studienabschluss den Erwerb von mindestens 240 Leistungspunkten (ECTS) voraussetzt 

und Prüfungsleistungen denen eines Diplomstudiengangs mindestens gleichwertig sind. 

(2) Diplomgrade enthalten die Angabe der Fachrichtung; Fachhochschulen verleihen den Diplomgrad 

mit dem Zusatz Fachhochschule (FH). Bachelor- oder Bakkalaureusgrade und Master- oder 

Magistergrade als weitere berufsqualifizierende Abschlüsse können mit einem fachlichen Zusatz 

versehen werden. Im Übrigen sollen Magistergrade ohne fachlichen Zusatz verliehen werden.  

(3) Von der Hochschule können aufgrund einer Vereinbarung mit einer Hochschule außerhalb der 

Bundesrepublik Deutschland für den berufsqualifizierenden Abschluss andere als die in Absatz 1 

genannten Grade verliehen werden. Das Nähere regelt die Hochschule in einer Satzung.  

(4) Die Hochschulen können Hochschulgrade nach den Absätzen 1, 2 und 3 auch aufgrund von 

staatlichen oder kirchlichen Prüfungen verleihen, wenn der Studiengang mit einer solchen Prüfung 

abgeschlossen wird.  

§ 42 Ausländische Grade 

(1) Ein ausländischer Hochschulgrad, der aufgrund eines nach dem Recht des Herkunftslandes 

anerkannten Hochschulabschlusses nach einem ordnungsgemäß durch Prüfung abgeschlossenen 

Studium verliehen worden ist, kann in der Form, in der er verliehen wurde, unter Angabe der 

verleihenden Hochschule geführt werden. Dabei kann die verliehene Form gegebenenfalls transliteriert 

und die im Herkunftsland zugelassene oder nachweislich allgemein übliche Abkürzung geführt und 

eine wörtliche Übersetzung in Klammern hinzugefügt werden. Die Regelungen finden auch 

Anwendung auf staatliche und kirchliche Grade. Eine Umwandlung in einen entsprechenden 

deutschen Grad findet mit Ausnahme zu Gunsten der nach dem Bundesvertriebenengesetz 

Berechtigten nicht statt.  

(…) 

Teil 9   Aufbau und Organisation der Hochschule 

Kapitel 2   Fachbereiche 

§ 90   Fachbereiche 

(1) Die Hochschulen gliedern sich nach fachlichen Gesichtspunkten in Fachbereiche oder andere 

organisatorische Grundeinheiten, die fächerübergreifend die Aufgaben der Hochschule auf ihrem 

Gebiet erfüllen. Die Regelungen des Gesetzes zu dem Vertrag zwischen dem Land Mecklenburg-

Vorpommern und der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs und der Pommerschen 

Evangelischen Kirche vom 20. Januar 1994 (GVOBl. M-V S. 559) bleiben unberührt. Die 

Vorschriften über die Organisation der Fachbereiche gelten entsprechend für andere organisatorische 

Grundeinheiten.  

(2) Organe des Fachbereiches sind der Fachbereichsrat und die Fachbereichsleitung.  

 

 



11.9.2 Gesetz zur Förderung der Weiterbildung in Mecklenburg-Vorpommern 

(Weiterbildungsförderungsgesetz - WBFöG M-V) 

Vom 20.05.2011 (GVOBl. M-V 2011, 342) 

§ 4   Weiterbildungsbereiche 

Die Weiterbildung umfasst gleichrangig folgende aufeinander einwirkende und sich ergänzende 

Bereiche: 

1. die allgemeine Weiterbildung, welche der Selbstentfaltung des einzelnen Menschen dient und die 

Meinungsbildung, die Auseinandersetzung mit Kunst, Kultur, Ethik und Religion fördert sowie Hilfe 

bei der Bewältigung von Lebenssituationen gibt und Bildungsdefizite vorangegangener 

Bildungsphasen ausgleicht, 

(…). 

 

 

11.9.3 Gesetz zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in 

Kindertagespflege (Kindertagesförderungsgesetz - KiföG M-V) 

Vom 01. 04 2004 (GVOBl. M-V 2004, 146), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12.07.2010 

(GVOBl. M-V S. 396) 

§ 1   Ziele und Inhalte der individuellen Förderung 

(1) Die individuelle Förderung aller Kinder hat sich pädagogisch und organisatorisch an den 

Bedürfnissen, dem Entwicklungsstand und den Entwicklungsmöglichkeiten der Kinder und den 

Bedürfnissen ihrer Familien zu orientieren. Sie ermöglicht den Kindern den aktiven Erwerb von 

entwicklungsangemessenen Kompetenzen über den Familienrahmen hinaus. 

Kinder, die nicht altersgerecht entwickelt sind, werden in besonderem Maße gefördert. Die Förderung 

soll die Personensorgeberechtigten bei der Erziehung und Betreuung ihrer Kinder durch ein 

vielfältiges Angebot an Bildung, Erziehung und Betreuung unterstützen und damit zur Entwicklung 

der Kinder zu eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten beitragen. Die 

Kinder sollen in besonderer Weise personale, soziale, kognitive, körperliche und motorische 

Kompetenzen sowie Kompetenzen im alltagspraktischen Bereich in folgenden Bildungs- und 

Erziehungsbereichen erwerben: 

(…) 

- Werteerziehung, Ethik und Religion, 

(…) 

§ 3   Anspruch auf Förderung 

(…) 

(2) Mit öffentlichen Mitteln geförderte Kindertageseinrichtungen und Tagespflegepersonen stehen 

allen Kindern unabhängig von der religiösen, weltanschaulichen und pädagogischen Ausrichtung des 

Trägers offen. Artikel 140 des Grundgesetzes bleibt unberührt. 



 

11.9.4 Schulgesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern (SchulG M-V) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 10.09.2010 ( GVOBl. M-V 2010, 462), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 13.12.2012 (GVOBl. M-V, S. 555) 

 

Teil 1   Recht auf schulische Bildung und Auftrag der Schule 

§ 1   Schulische Bildung für jeden 

(…) 

(2) Jeder hat nach seiner Begabung das Recht auf freien Zugang zu allen öffentlichen 

Bildungseinrichtungen, unabhängig von seiner wirtschaftlichen und sozialen Lage sowie seiner 

weltanschaulichen oder politischen Überzeugung. 

(…) 

§ 3   Lernziele 

Die Schülerinnen und Schüler sollen in der Schule insbesondere lernen,  

(…) 

9. in religiösen und weltanschaulichen Fragen persönliche Entscheidungen zu treffen und Verständnis 

und Toleranz gegenüber den Entscheidungen anderer zu entwickeln, 

(…) 

§ 4   Grundsätze für die Verwirklichung des Auftrags der Schulen  

(1) Die Schulen haben die religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen der Schülerinnen und 

Schüler, Erziehungsberechtigten und Lehrerinnen und Lehrer sowie das verfassungsmäßige Recht der 

Erziehungsberechtigten auf Erziehung ihrer Kinder zu achten.  

(…) 

§ 5   Gegenstandsbereiche des Unterrichts 

(…) 

(2) An den Schulen ist Unterricht in folgenden Gegenstandsbereichen zu gewährleisten: 

1.  Im Primarbereich  

(…) 

f) in Religion und Philosophieren mit Kindern,  

(…) 

2. Im Sekundarbereich I  

(…) 

h) in Religion und Philosophieren mit Kindern,  



(…) 

4. In den studienqualifizierenden Bildungsgängen der Sekundarstufe II Unterrichtseinheiten  

(…) 

b) im gesellschaftswissenschaftlichen Aufgabenfeld einschließlich Religion und Philosophie (...) 

§ 7   Religionsunterricht 

(1) Der Religionsunterricht ist an den öffentlichen Schulen ordentliches Unterrichtsfach. Er wird in 

Übereinstimmung mit den Grundsätzen der betreffenden Kirchen oder Religionsgemeinschaften 

erteilt.  

(2) Die Erziehungsberechtigten, nach Vollendung des 14. Lebensjahres die Schülerinnen und Schüler, 

entscheiden über die Teilnahme am Religionsunterricht. Für Schülerinnen und Schüler, die vom 

Religionsunterricht abgemeldet worden sind oder sich abgemeldet haben, wird im Primar- und 

Sekundarbereich I Unterricht in Philosophieren mit Kindern, im Sekundarbereich II Unterricht in 

Philosophie erteilt.  

(3) Die Unterrichtsfächer evangelische Religion, katholische Religion und Philosophieren mit Kindern 

oder Philosophie können zeitweilig auch als Fächergruppe angeboten werden. Innerhalb dieser 

Fächergruppe sollen die einzelnen Fächer unter Wahrung ihrer Eigenständigkeit und ihrer 

Besonderheiten und der Rechte der Schülerinnen und Schüler und Erziehungsberechtigten in 

kooperativer Form unterrichtet werden.  

§ 8   Rahmenpläne und schulinterne Lehrpläne 

(…) 

(3) Die oberste Schulaufsichtsbehörde setzt zur Entwicklung der Rahmenpläne Kommissionen ein. 

Die Kirchen oder Religionsgemeinschaften werden an der Erarbeitung der Rahmenpläne für den 

Religionsunterricht beteiligt. 

(…) 

§ 10   Einführung von Schulbüchern und Unterrichtsmedien 

(…) 

(2) Schulbücher für den Religionsunterricht bedürfen der Zustimmung der Kirche oder 

Religionsgemeinschaft hinsichtlich der Übereinstimmung mit deren Grundsätzen.  

(…) 

Teil 7   Schulmitwirkung 

§ 93   Landesschulbeirat 

(1) Bei der obersten Schulaufsichtsbehörde wird ein Landesschulbeirat gebildet.  

(2) Dem Landesschulbeirat gehören an  

(…)7. Vertreter der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs, der Pommerschen-

Evangelischen Kirche und der Katholischen Kirche,  



(…) 

(4) Der Landesschulbeirat berät die oberste Schulaufsichtsbehörde bei allen Angelegenheiten von 

grundlegender Bedeutung für die Schule. Die oberste Schulbehörde ist verpflichtet, den 

Landesschulbeirat hierbei zu hören.  

(...) 

Teil 8   Schulverwaltung 

§ 100   Lehrerinnen und Lehrer 

(…) 

(6) Die Erteilung von Religionsunterricht setzt eine Bevollmächtigung durch die betreffende Kirche 

oder Religionsgemeinschaft voraus. Eine Lehrerin oder ein Lehrer kann nicht verpflichtet werden, 

Religionsunterricht zu erteilen.  

(7) Für die Erteilung von Religionsunterricht können Bedienstete der Religionsgemeinschaften, soweit 

diese Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, und von deren öffentlich-rechtlichen Verbänden, 

Anstalten und Stiftungen beschäftigt werden. Diese Lehrerinnen und Lehrer bedürfen für die Erteilung 

des Religionsunterrichts an öffentlichen Schulen eines staatlichen Lehrauftrages. Sie unterstehen bei 

der Ausführung dieses Lehrauftrages der zuständigen Schulbehörde. Das Nähere regeln die mit den 

Religionsgemeinschaften getroffenen Vereinbarungen.  

(...) 

Teil 11   Schulen in freier Trägerschaft  

§ 116   Aufgaben, Trägerschaft und Bezeichnung  

(1) Schulen in freier Trägerschaft ergänzen als Ersatz- oder Ergänzungsschulen das Schulwesen des 

Landes durch besondere Formen und Inhalte der Erziehung und des Unterrichts.  

(2) Schulen in freier Trägerschaft können von natürlichen Personen und juristischen Personen des 

privaten oder des öffentlichen Rechts, jedoch nicht vom Land und von den Gemeinden oder 

Gemeindeverbänden errichtet und betrieben werden.  

(3) Schulen in freier Trägerschaft müssen eine Bezeichnung führen, die eine Verwechslung mit 

Schulen in öffentlicher Trägerschaft ausschließt. In der Bezeichnung muss eine Angabe über die 

Schulart enthalten sein und darüber, ob es sich um eine Ersatzschule oder Ergänzungsschule handelt. 

Ein Zusatz, der auf eine staatliche Genehmigung oder Anerkennung hinweist, ist zulässig.  

§ 117   Schulgestaltung  

Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, obliegt den Trägern der Schulen nach § 116 die 

Schulgestaltung, insbesondere die Entscheidung über eine besondere pädagogische, religiöse oder 

weltanschauliche Prägung, die Festlegung der Lehr- und Unterrichtsmethoden, der Lehrinhalte und die 

Organisation des Unterrichts auch abweichend von den Vorschriften für Schulen in öffentlicher 

Trägerschaft. (…) 

§ 118   Die Ersatzschulen  

(1) Schulen in freier Trägerschaft sind Ersatzschulen, wenn sie in ihren Bildungs- und  



Erziehungszielen den Bildungsgängen oder Schularten entsprechen, die in Teil 3 dieses Gesetzes 

genannt sind. Die Regelungen der schulartunabhängigen Orientierungsstufe sind zu beachten.  

(2) Den Schulleiterinnen und Schulleitern der Ersatzschulen ist durch die zuständige Schulbehörde die 

Möglichkeit einzuräumen, an Dienstbesprechungen der Schulleiterinnen und Schulleiter der Schulen 

in öffentlicher Trägerschaft teilzunehmen.  

§ 119   Genehmigungserfordernis und Aufsicht  

(1) Ersatzschulen dürfen nur mit vorheriger Genehmigung der obersten Schulbehörde errichtet, 

betrieben oder geändert werden.  

(2) Die Genehmigung kann sich auf bestimmte Bildungsgänge einer Schulart beschränken.  

(3) Die Schulen in freier Trägerschaft unterliegen der staatlichen Schulaufsicht. Die Aufsicht 

beschränkt sich auf die Einhaltung der Genehmigungs- und Anerkennungsvoraussetzungen. Die 

Träger sind verpflichtet, den Schulbehörden auf Verlangen die zur Durchführung ihrer Aufgaben 

erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die dafür notwendigen Unterlagen vorzulegen und innerhalb der 

üblichen Geschäftszeit Besichtigungen der Grundstücke und Räume, die dem Unterrichtsbetrieb 

dienen, sowie Unterrichtsbesuche zu gestatten. Das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur 

ist berechtigt, im Rahmen des Finanzhilfeverfahrens Grundstücke und Schulgebäude der Ersatzschule 

zu betreten.  

§ 120   Genehmigungsvoraussetzungen und Anzeigepflichten  

(1) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn  

1. die Ersatzschule in ihren Zielen und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung 

ihrer Lehrer nicht hinter den entsprechenden Schulen in öffentlicher Trägerschaft zurücksteht,  

2. eine Sonderung der Schülerinnen und Schüler nach den Besitzverhältnissen der 

Erziehungsberechtigten nicht gefördert wird,  

3. die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrerinnen und Lehrer genügend gesichert ist und  

4. die Schule Formen der Mitwirkung von Schülerinnen und Schülern und Erziehungsberechtigten 

gewährleistet.  

(2) Die Anforderungen an die Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer sind erfüllt, wenn eine fachliche 

und pädagogische Ausbildung sowie Prüfungen nachgewiesen werden, die der Ausbildung und den 

Prüfungen der Lehrer an den entsprechenden Schulen in öffentlicher Trägerschaft gleichwertig sind. In 

Ausnahmefällen kann die fachliche und pädagogische Eignung der Lehrerin bzw. des Lehrers 

aufgrund anderweitig erbrachter Leistungen nachgewiesen werden.  

(3) Die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrerinnen und Lehrer an einer Ersatzschule ist 

nur dann genügend gesichert, wenn  

1. über das Anstellungsverhältnis ein schriftlicher Vertrag abgeschlossen ist,  

2. der Anspruch auf Urlaub und  

3. die regelmäßige Pflichtstundenzahl festgelegt sind,  



4. die Gehälter und Vergütungen bei entsprechenden Anforderungen hinter den Gehältern der 

Lehrerinnen und Lehrer an gleichartigen oder gleichwertigen Schulen in öffentlicher Trägerschaft 

nicht wesentlich zurückbleiben und in regelmäßigen Zeitabständen gezahlt werden und  

5. für die Lehrerinnen und Lehrer eine Anwartschaft auf Versorgung erworben wird, die wenigstens 

den Bestimmungen der Angestelltenversicherung entspricht.  

(4) Ersatzschulen, bei denen zum Zeitpunkt ihrer Errichtung die Voraussetzungen für die Erteilung der 

Genehmigung noch nicht vollständig erfüllt sind, kann die Genehmigung mit der Auflage erteilt 

werden, dass die noch fehlenden Voraussetzungen innerhalb einer von der obersten Schulbehörde 

gesetzten Frist erfüllt werden.  

(5) Der Träger der Ersatzschule ist verpflichtet, wesentliche Änderungen der für die Genehmigung 

maßgebenden Verhältnisse der obersten Schulbehörde unverzüglich anzuzeigen.  

(6) Mit der Genehmigung erhält die Schule das Recht, schulpflichtige Schülerinnen und Schüler 

aufzunehmen. Der Schulträger hat die Aufnahme und die Entlassung von schulpflichtigen 

Schülerinnen und Schülern der jeweils zuständigen Schulbehörde anzuzeigen. Dem Schulträger 

obliegt die Überwachung der Erfüllung der Schulpflicht.  

(7) Artikel 7 Abs. 5 des Grundgesetzes bleibt unberührt.  

§ 121   Zurücknahme und Erlöschen der Genehmigung  

(1) Die Genehmigung ist zurückzunehmen, wenn eine Voraussetzung für die Genehmigung zum 

Zeitpunkt der Erteilung nicht gegeben war oder später weggefallen ist und dem Mangel trotz 

Aufforderung der obersten Schulbehörde innerhalb einer bestimmten Frist nicht abgeholfen worden 

ist.  

(2) Die Genehmigung erlischt, wenn der Träger die Schule nicht binnen eines Jahres eröffnet, wenn sie 

geschlossen oder ohne Zustimmung der obersten Schulbehörde ein Jahr lang nicht betrieben wird.  

(3) Die Genehmigung geht auf einen neuen Träger über, wenn die oberste Schulbehörde vor dem 

Wechsel der Trägerschaft dem Übergang der Genehmigung zugestimmt hat. In allen übrigen Fällen 

erlischt die Genehmigung, wenn der Träger der Schule wechselt. Ist der Träger eine natürliche Person, 

so kann die Genehmigung innerhalb von sechs Monaten nach deren Tod erteilt werden. Die 

Genehmigungsbehörde kann diese Frist auf Antrag verlängern.  

§ 122   Staatliche Anerkennung von Ersatzschulen  

(1) Einer genehmigten Ersatzschule, die die Gewähr dafür bietet, dass sie dauernd die zur Erreichung 

der Lern- und Erziehungsziele gestellten Anforderungen an nach diesem Gesetz vorgesehenen 

Bildungsgängen erfüllt, kann auf Antrag die Eigenschaft einer staatlich anerkannten Ersatzschule 

verliehen werden.  

(2) Anerkannte Ersatzschulen sind verpflichtet, die für entsprechende Schulen in öffentlicher 

Trägerschaft geltenden Aufnahme- und Versetzungsbestimmungen anzuwenden. Für Schulen mit 

besonderer pädagogischer Prägung kann die oberste Schulbehörde Ausnahmen zulassen.  

(3) Mit der Anerkennung erhält die Ersatzschule das Recht, nach den für Schulen in öffentlicher 

Trägerschaft geltenden Vorschriften unter Vorsitz eines von der obersten Schulbehörde Beauftragten 

Prüfungen abzuhalten und Zeugnisse zu erteilen, die die gleichen Berechtigungen verleihen wie die 



der Schulen in öffentlicher Trägerschaft. Bei der Durchführung der Prüfungen ist der Eigenart der 

Ersatzschule Rechnung zu tragen.  

(4) Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht mehr 

vorliegen oder die in Absatz 2 genannten Bestimmungen nicht beachtet werden.  

§ 123   Staatliche Lehrerinnen und Lehrer an anerkannten Ersatzschulen  

(1) Lehrerinnen und Lehrer an Schulen in öffentlicher Trägerschaft können unter Wegfall der Zahlung 

der Dienstbezüge beurlaubt werden, um an einer anerkannten Ersatzschule zu unterrichten.  

(2) Die Zeit der Beurlaubung ist bei der Anwendung beamtenrechtlicher oder arbeitsrechtlicher 

Vorschriften einer im öffentlichen Schuldienst des Landes Mecklenburg-Vorpommern verbrachten 

Beschäftigungszeit gleichzustellen.  

§ 124   Die Ergänzungsschulen  

(1) Schulen in freier Trägerschaft, die nicht Ersatzschulen sind, sind Ergänzungsschulen.  

(2) Der Betrieb einer Ergänzungsschule ist der obersten Schulbehörde rechtzeitig vor Aufnahme des 

Unterrichts anzuzeigen. Der Anzeige sind die Lehrpläne sowie Nachweise über den Schulträger, die 

Schuleinrichtung und die Vorbildung der Leiterin bzw. des Leiters und der Lehrerinnen und Lehrer 

sowie eine Übersicht über die vorgesehene Schülerzahl beizufügen. Dieses gilt entsprechend bei einem 

Wechsel des Schulträgers, der Schulleiterin bzw. des Schulleiters, bei wesentlicher Änderung der 

Schuleinrichtung und bei der Einstellung von Lehrerinnen und Lehrern. § 119 Abs. 3 Satz 2 gilt 

entsprechend.  

(3) Der Betrieb einer Ergänzungsschule kann von der obersten Schulbehörde untersagt werden, wenn 

der Schulträger, die Schulleiterin bzw. der Schulleiter, die Lehrerinnen und Lehrer oder Einrichtungen 

der Ergänzungsschule den Anforderungen nicht entsprechen, die zum Schutz der Schülerinnen und 

Schüler und der Allgemeinheit vor Gefahren oder Schäden an sie zu stellen sind, und wenn den 

Mängeln trotz Aufforderung der obersten Schulbehörde innerhalb einer bestimmten Frist nicht 

abgeholfen worden ist.  

§ 125   Staatliche Anerkennung von Ergänzungsschulen  

(1) Die oberste Schulbehörde kann einer bewährten berufsbildenden Ergänzungsschule, an der ein 

besonderes pädagogisches oder sonstiges öffentliches Interesse besteht, auf Antrag die Eigenschaft 

einer staatlich anerkannten Ergänzungsschule verleihen, wenn sie den Unterricht nach einem 

genehmigten Lehrplan erteilt und die Lehrerinnen und Lehrer einschließlich der Schulleiterin bzw. des 

Schulleiters die Voraussetzungen nach § 120 Abs. 2 erfüllen.  

(2) Mit der Anerkennung erhält die Ergänzungsschule das Recht, nach den von der obersten 

Schulbehörde genehmigten Prüfungsvorschriften Prüfungen abzuhalten und Zeugnisse auszustellen. 

Die oder der Vorsitzende der Prüfungskommission wird von der obersten Schulbehörde bestellt.  

(3) § 122 Abs. 4 gilt entsprechend.  

§ 126   Freie Unterrichtseinrichtungen  

Unterrichtseinrichtungen, die nach ihren Lehrzielen, ihren Lehrinhalten und ihrer Organisationsform 

nicht als Schulen gelten, sind freie Unterrichtseinrichtungen. Zu den freien Unterrichtseinrichtungen 



gehören auch Lehrgänge, Repetitorien und Fernunterricht. Sie dürfen keine Bezeichnung führen, die 

eine Verwechslung mit einer Schule im Sinne dieses Gesetzes hervorrufen kann.  

§ 127    Voraussetzungen der Finanzhilfe  

(1) Für die personelle, materielle und finanzielle Sicherstellung einer Schule in freier Trägerschaft ist 

ihr Träger verantwortlich.  

(2) Das Land gewährt Trägern von Ersatzschulen Finanzhilfe zu den Kosten der Lehrer und des 

Personals mit sonderpädagogischer Aufgabenstellung (Personalkostenzuschüsse). Im gegenseitigen 

Einvernehmen und mit Zustimmung der abgebenden Schule kann die Gewährung der Finanzhilfe ganz 

oder teilweise durch die Zuweisung von Lehrerinnen und Lehrern ersetzt werden. 

(3) Der Anspruch auf Finanzhilfe besteht nicht oder erlischt, wenn der Träger einen 

erwerbswirtschaftlichen Gewinn erzielt oder erstrebt. Ist der Träger der Ersatzschule eine Körperschaft 

(§ 51 Satz 2 der Abgabenordnung), so hat er nur dann einen Anspruch auf Finanzhilfe, wenn er 

ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke verfolgt (§ 52 der Abgabenordnung).  

 (4) Finanzhilfen im Sinne von § 128 werden erst drei Jahre nach Aufnahme des Unterrichts 

(Wartefrist) gewährt. Schulen in freier Trägerschaft, die Schulen für die Förderschwerpunkte 

körperliche und motorische Entwicklung sowie geistige Entwicklung (Schulen für Körperbehinderte 

oder Schulen zur individuellen Lebensbewältigung) entsprechen oder Förderklassen mit Schülerinnen 

und Schülern entsprechender Behinderungen in beruflichen Bildungsgängen führen, wird die 

Finanzhilfe vom Zeitpunkt der Aufnahme des Unterrichts an gewährt.  

§ 128   Grundlagen und Höhe der Zuschussberechnung  

(1) Die Personalausgabenzuschüsse für Ersatzschulen bemessen sich nach den jeweiligen tatsächlichen 

Personalausgaben des Landes an Schulen in öffentlicher Trägerschaft für  

 1. Schülerinnen und Schüler an Grundschulen, 

 2. Schülerinnen und Schüler der Orientierungsstufe, 

 3. Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 7 bis 12 an Gesamtschulen, 

 4. Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 7 bis 10 an Regionalen Schulen, 

 5. Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 7 bis 12/13 an Gymnasien, 

 6. Schülerinnen und Schüler an Förderschulen mit entsprechendem Förderschwerpunkt und 

 7. Schülerinnen und Schüler in entsprechenden beruflichen Bildungsgängen. 

Die Personalausgabenzuschüsse umfassen die schülerbezogene Grundausstattung nach Satz 1 und 

Personalausgaben für sonderpädagogischen Förderbedarf sowie Personalausgaben für besondere 

pädagogische Angebote. Zu den Personalausgaben für sonderpädagogischen Förderbedarf und 

besondere pädagogische Angebote gehören ausschließlich solche für  

 1. den Gemeinsamen Unterricht (GU), 

 2. Lese- und Rechtschreibschwäche/Dyskalkulie, 

 3. den Einzelunterricht bei Verhaltensstörungen, 



 4. die Hochbegabtenförderung, 

 5. die Ganztagsschulen des Sekundarbereichs I, 

 6. die Sportgymnasien und 

 7. die Musikgymnasien. 

(2) Grundlage für die Berechnung der Personalausgabenzuschüsse nach Absatz 1 sind die 

tatsächlichen Personalausgaben des Landes für Lehrerinnen und Lehrer und für Personal mit 

sonderpädagogischer Aufgabenstellung im vergangenen Haushaltsjahr gemäß § 69 Nr. 11 Satz 5 

zuzüglich der Gestellungsgelder für kirchliche Lehrkräfte.  

(3) Die nach Absatz 1 Satz 1 und nach Absatz 2 ermittelten tatsächlichen Personalausgaben des 

Landes werden durch die Anzahl der Schülerinnen und Schüler an entsprechenden Schulen oder in 

entsprechenden beruflichen Bildungsgängen in öffentlicher Trägerschaft, durch deren Beschulung die 

Ausgaben im vergangenen Haushaltsjahr entstanden sind, geteilt (Schülerkostensatz). Die nach Absatz 

1 Satz 3 und Absatz 2 ermittelten tatsächlichen Personalausgaben des Landes für sonderpädagogischen 

Förderbedarf sowie die besonderen pädagogischen Angebote werden merkmalsgenau durch die 

Anzahl der jeweiligen Schülerinnen und Schüler des vergangenen Haushaltsjahres an Schulen in 

öffentlicher Trägerschaft, die dieses Merkmal aufgewiesen haben, geteilt (Förderbedarfssatz). Die 

Personalausgabenzuschüsse für Schulen in freier Trägerschaft ergeben sich aus Folgendem:  

 1.  Es wird das Produkt des jeweiligen Schülerkostensatzes und der Anzahl der 

Schülerinnen und Schüler an der Schule in freier Trägerschaft oder der Anzahl der Schülerinnen und 

Schüler in den jeweiligen beruflichen Bildungsgängen an Schulen in freier Trägerschaft gebildet. 

Dieses Produkt wird mit dem entsprechenden Finanzhilfesatz multipliziert, der für die allgemein 

bildenden Schulen (ohne Förderschulen) 85 Prozent und für die Schülerinnen und Schüler an 

beruflichen Schulen 50 bis 80 Prozent beträgt. Für Schülerinnen und Schüler an Förderschulen und für 

entsprechend diagnostizierte Schülerinnen und Schüler im integrativen Unterricht beträgt der 

Schülerkostensatz 100 Prozent der schülerbezogenen Grundausstattung der Personalausgaben des 

Landes für die jeweils besuchte Schulart. 

 2.  Hinzu kommen die Förderbedarfssätze für sonderpädagogische Förderbedarfe und 

besondere pädagogische Angebote. Dazu wird das Produkt aus dem jeweiligen Förderbedarfssatz und 

der Anzahl der Schülerinnen und Schüler an der Schule in freier Trägerschaft mit dem jeweiligen 

Merkmal gebildet. Dieses Produkt wird bei den Merkmalen Gemeinsamer Unterricht, Lese- und 

Rechtschreibschwäche/Dyskalkulie sowie Einzelunterricht bei Verhaltensstörungen mit 100 Prozent 

multipliziert, bei den Merkmalen Hochbegabtenförderung, Ganztagsschule des Sekundarbereiches I, 

Sport- und Musikgymnasien gemäß § 19 Abs. 2 mit dem Finanzhilfesatz der jeweiligen Schulart. 

Maßgeblich für die Ermittlung der Schülerzahlen der Ersatzschulen und die Zuweisung der 

Finanzhilfen zum Schuljahr ist die amtliche Schulstatistik des aktuellen Schuljahres.  

§ 129   Erstattung der Sachkosten  

Die Träger von Ersatzschulen haben nach Maßgabe von § 115 Abs. 1 bis 4 Anspruch auf die Zahlung 

von Schulkostenbeiträgen, wobei ab 1. August 2000 die Kosten der jeweils zuständigen Schule in 

öffentlicher Trägerschaft maßgeblich sind. § 115 Abs. 2 Satz 2 findet keine Anwendung. Besteht eine 

nach diesem Gesetz örtlich zuständige Schule nicht, wird eine solche, die nach ihrem Angebot für die 

Schülerin bzw. den Schüler mit der Ersatzschule vergleichbar ist, von der obersten Schulbehörde  



festgelegt.  

§ 130   Baukostenzuschuss  

(1) Für notwendige Baumaßnahmen kann der Schulträger einer genehmigten Ersatzschule nach 

Maßgabe des Haushaltsplanes und der für Schulen in freier Trägerschaft geltenden Bestimmungen 

vom Land einen Zuschuss erhalten.  

(2) Bei zweckfremder Nutzung oder Verwendung der nach Absatz 1 geförderten Schulanlagen steht 

dem Land ein Anspruch auf Wertausgleich zu.  

Teil 12   Schluss – und Übergangsvorschriften 

§ 142   Verträge des Landes  

Verträge des Landes Mecklenburg-Vorpommern mit den Kirchen sowie Staatsverträge bleiben 

unberührt.  

 

 

11.10 Niedersachsen 

11.10.1 Niedersächsisches Hochschulgesetz (NHG) 

In der Fassung vom 26.02.2007 (Nds. GVBl. S. 69), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

12.12.2012 (Nds. GVBl. S. 591) 

Erster Teil   Hochschulen in staatlicher Verantwortung 

Erstes Kapitel   Allgemeine Bestimmungen 

Zweiter Abschnitt   Studium und Lehre 

§ 6   Studiengänge und ihre Akkreditierung; Regelstudienzeit; Studienberatung 

(1) Studiengänge im Sinne dieses Gesetzes werden durch Prüfungsordnungen geregelt und führen in 

der Regel zu einem berufsqualifizierenden Abschluss durch eine Hochschulprüfung oder eine 

staatliche oder eine kirchliche Prüfung. 

(…) 

§ 8   Inländische Grade 

(1) Aufgrund einer Hochschulprüfung, mit der ein erster berufsqualifizierender Abschluss erworben 

wird, verleiht die Hochschule einen Diplom- oder Bachelorgrad mit Angabe der Fachrichtung; 

Fachhochschulen verleihen den Diplomgrad mit dem Zusatz „FH“ (Fachhochschule). Universitäten 

und gleichgestellte Hochschulen können als ersten berufsqualifizierenden Abschluss auch einen 

Magistergrad verleihen. Aufgrund einer Hochschulprüfung, mit der ein weiterer berufsqualifizierender 

Abschluss erworben wird, verleiht die Hochschule einen Mastergrad mit Angabe der Fachrichtung.  

(2) Für berufsqualifizierende Abschlüsse in künstlerischen Studiengängen oder in Studiengängen, die  



in Kooperation mit einer ausländischen Hochschule durchgeführt werden, können die Hochschulen 

andere als die in Absatz 1 genannten Grade verleihen. In Studiengängen, die in Kooperation mit einer 

ausländischen Hochschule durchgeführt werden, können diese anderen Grade auch zusätzlich 

verliehen werden.  

(3) Die Hochschulen können Hochschulgrade nach den Absätzen 1 und 2 auch aufgrund von 

staatlichen oder kirchlichen Prüfungen verleihen, wenn der Studiengang mit einer solchen Prüfung 

abgeschlossen wird.  

§ 10 Ausländische Grade, Titel und Bezeichnungen 

(1) Ein ausländischer Hochschulgrad, der von einer nach dem Recht des Herkunftslandes anerkannten 

Hochschule aufgrund eines durch Prüfung abgeschlossenen Studiums verliehen worden ist, kann in 

der verliehenen Form unter Angabe der verleihenden Hochschule geführt werden. Dabei kann die 

verliehene Form gegebenenfalls in lateinische Schrift übertragen und die im Herkunftsland 

zugelassene oder nachweislich allgemein übliche Abkürzung geführt sowie eine wörtliche 

Übersetzung in Klammern hinzugefügt werden. Die Regelungen finden auch Anwendung auf 

staatliche und kirchliche Grade. Eine Umwandlung in einen entsprechenden inländischen Grad findet 

nicht statt.  

(…) 

Drittes Kapitel   Hochschulen in Trägerschaft des Staates 

§ 52   Hochschulrat 

(…) 

(2) Der Hochschulrat besteht aus sieben Mitgliedern, von denen mindestens drei Frauen sein sollen. 

Mitglieder sind  

1. fünf mit dem Hochschulwesen vertraute Personen vornehmlich aus Wirtschaft, Wissenschaft 

oder Kultur, die nicht Mitglieder der Hochschule sein dürfen und im Einvernehmen mit dem Senat der 

Hochschule vom Fachministerium bestellt werden, 

2. ein Mitglied der Hochschule, das vom Senat der Hochschule gewählt wird, und 

3. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Fachministeriums. 

Der Hochschulrat bestimmt aus den Mitgliedern nach Satz 2 Nr. 1 ein vorsitzendes Mitglied und ein 

stellvertretendes vorsitzendes Mitglied.  

(…) 

§ 54   Besondere Bestimmungen für die Universität Vechta 

(…) 

(3) § 52 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 gilt mit der Maßgabe, dass von den fünf vom Fachministerium im 

Einvernehmen mit dem Senat zu bestellenden Mitgliedern zwei auf Vorschlag der Katholischen 

Kirche zu bestellen sind; diese können vom Fachministerium nur im Einvernehmen mit der 

Katholischen Kirche abberufen werden. Zu den Mitgliedern des Hochschulrats in der 



Findungskommission nach § 38 Abs. 2
15

 Satz 3 gehört ein auf Vorschlag der Katholischen Kirche 

bestelltes Mitglied.  

Vierter Teil   Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 72   Übergangs- und Schlussvorschriften 

(…) 

(6) Die Verträge mit den Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften
16

 werden durch 

dieses Gesetz nicht berührt.  

(…) 

 

11.10.2 Niedersächsisches Schulgesetz (NSchG) 

In der Fassung vom 03.03.1998 (Nds. GVBl. S. 137), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

17.07.2012 (Nds. GVBl. S. 244) 

Erster Teil   Allgemeine Vorschriften 

§ 1   Geltungsbereich 

(...) 

(4) Schulen in freier Trägerschaft im Sinne dieses Gesetzes sind die Schulen, deren Träger entweder 

natürliche oder juristische Personen des privaten Rechts oder Religions- oder 

Weltanschauungsgemeinschaften sind, die die Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 

besitzen. Ihre Rechtsverhältnisse bestimmen sich nach den Vorschriften des Elften Teils. 

(...) 

§ 2   Bildungsauftrag der Schule 

(1) Die Schule soll im Anschluss an die vorschulische Erziehung die Persönlichkeit der Schülerinnen 

und Schüler auf der Grundlage des Christentums, des europäischen Humanismus und der Ideen der 

liberalen, demokratischen und sozialen Freiheitsbewegungen weiterentwickeln. Erziehung und 

Unterricht müssen dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland und der Niedersächsischen 

Verfassung entsprechen; die Schule hat die Wertvorstellungen zu vermitteln, die diesen Verfassungen 

zugrunde liegen. Die Schülerinnen und Schüler sollen fähig werden, 

 - die Grundrechte für sich und jeden anderen wirksam werden zu lassen, die sich daraus 

ergebende staatsbürgerliche Verantwortung zu verstehen und zur demokratischen Gestaltung der 

Gesellschaft beizutragen, 

 - nach ethischen Grundsätzen zu handeln sowie religiöse und kulturelle Werte zu erkennen 

und zu achten, 

 - ihre Beziehungen zu anderen Menschen nach den Grundsätzen der Gerechtigkeit, der  

Solidarität und der Toleranz sowie der Gleichberechtigung der Geschlechter zu gestalten, 
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(...) 

§ 3   Freiheit des Bekenntnisses und der Weltanschauung 

(1) Die öffentlichen Schulen sind grundsätzlich Schulen für Schülerinnen und Schüler aller 

Bekenntnisse und Weltanschauungen. 

(2) In den öffentlichen Schulen werden die Schülerinnen und Schüler ohne Unterschied des 

Bekenntnisses und der Weltanschauung gemeinsam erzogen und unterrichtet. In Erziehung und 

Unterricht ist die Freiheit zum Bekennen religiöser und weltanschaulicher Überzeugungen zu achten 

und auf die Empfindungen Andersdenkender Rücksicht zu nehmen. 

(3) Die abweichenden Vorschriften des Zehnten Teils bleiben unberührt. 

Dritter Teil   Lehrkräfte sowie übrige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

§ 50   Allgemeines 

(...) 

(2) Die Lehrkräfte an den öffentlichen Schulen stehen in einem unmittelbaren Dienstverhältnis zum 

Land. Für die Erteilung von Religionsunterricht können Bedienstete der Religionsgemeinschaften des 

öffentlichen Rechts und deren öffentlich-rechtlicher Verbände, Anstalten und Stiftungen beschäftigt 

werden. 

§ 51   Dienstrechtliche Sonderregelungen 

(...) 

(3) Das äußere Erscheinungsbild von Lehrkräften in der Schule darf, auch wenn es von einer Lehrkraft 

aus religiösen oder weltanschaulichen Gründen gewählt wird, keine Zweifel an der Eignung der 

Lehrkraft begründen, den Bildungsauftrag der Schule (§ 2) überzeugend erfüllen zu können. Dies gilt 

nicht für Lehrkräfte an Schulen in freier Trägerschaft. 

(4) Absatz 3 gilt auch für Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst, soweit sie eigenverantwortlichen 

Unterricht erteilen. Für sie können im Einzelfall Ausnahmen zugelassen werden. 

§ 52   Besetzung der Stellen der Lehrkräfte 

(…) 

(5) Die Besetzung der Stellen der Lehrkräfte an öffentlichen Grundschulen und Hauptschulen richtet 

sich unbeschadet des Artikels 3 Abs. 3, des Artikels 7 Abs. 3 Satz 3 und des Artikels 33 Abs. 2 und 3 

des Grundgesetzes nach der bekenntnismäßigen Zusammensetzung der Schülerschaft.  

(…) 

Vierter Teil   Schülerinnen und Schüler  

Vierter Abschnitt   Schülervertretungen, Schülergruppen, Schülerzeitungen  

§ 86   Schülergruppen 

(1) Schließen sich Schülerinnen und Schüler einer Schule zur Verfolgung von Zielen zusammen, die  



innerhalb des Bildungsauftrags der Schule (§ 2) liegen (Schülergruppen), so gestattet ihnen die 

Schulleiterin oder der Schulleiter die Benutzung von Schulanlagen und Einrichtungen der Schule, 

wenn nicht die Erfüllung des Bildungsauftrags der Schule (§ 2) gefährdet ist oder Belange der Schule 

oder des Schulträgers entgegenstehen.  

(2) Schülergruppen, deren Mitglieder das 14. Lebensjahr vollendet haben, können in der Schule für 

eine bestimmte politische, religiöse oder weltanschauliche Richtung eintreten.  

Neunter Teil   Religionsunterricht, Unterricht Werte und Normen 

§ 124   Religionsunterricht 

(1) Der Religionsunterricht ist an den öffentlichen Schulen ordentliches Lehrfach. Für mindestens 

zwölf Schülerinnen oder Schüler desselben Bekenntnisses ist an einer Schule Religionsunterricht 

einzurichten. 

(2) Über die Teilnahme am Religionsunterricht bestimmen die Erziehungsberechtigten. Nach der 

Vollendung des 14. Lebensjahres steht dieses Recht den Schülerinnen und Schülern zu. Die 

Nichtteilnahme am Religionsunterricht ist der Schulleitung schriftlich zu erklären. 

(3) An Fachschulen für pädagogische oder sozialpflegerische Berufe ist der Religionsunterricht 

Pflichtfach oder Wahlfach; an den übrigen Fachschulen sollen Arbeitsgemeinschaften im Fach 

Religion eingerichtet werden, wenn sich zu ihnen mindestens zwölf Schülerinnen oder Schüler eines 

Bekenntnisses anmelden. 

§ 125   Mitwirkung der Religionsgemeinschaften am Religionsunterricht 

Der Religionsunterricht wird in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften 

erteilt. Die Schulbehörden erlassen die Richtlinien und genehmigen die Lehrbücher im Einvernehmen 

mit den Religionsgemeinschaften. 

§ 126   Einsichtnahme in den Religionsunterricht 

Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechts haben die Religionsgemeinschaften das Recht, sich davon 

zu überzeugen, ob der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit ihren Grundsätzen erteilt wird. Die 

näheren Umstände der Einsichtnahme sind vorher mit den staatlichen Schulbehörden abzustimmen. 

Die Religionsgemeinschaften können als Beauftragte für die Einsichtnahme Religionspädagoginnen 

oder Religionspädagogen an Hochschulen oder geeignete Beamtinnen oder Beamte des staatlichen 

Schuldienstes oder im Einvernehmen mit der Schulbehörde auch andere erfahrene Pädagoginnen oder 

Pädagogen bestellen; soweit die Religionsgemeinschaften von diesem Recht keinen Gebrauch 

machen, können sie bei Zweifeln, ob in bestimmten Einzelfällen der Religionsunterricht in 

Übereinstimmung mit ihren Grundsätzen erteilt wird, durch eine Sachverständige oder einen 

Sachverständigen ihrer Oberbehörde, die oder der im Einvernehmen mit der Schulbehörde zu bestellen 

ist, Einsicht nehmen. 

§ 127   Erteilung von Religionsunterricht 

(1) Keine Lehrkraft ist verpflichtet, Religionsunterricht zu erteilen oder die Leitung von 

Arbeitsgemeinschaften im Fach Religion an Fachschulen zu übernehmen. 

(2) Bei der Erteilung von Religionsunterricht dürfen Lehrkräfte in ihrem Erscheinungsbild ihre 

religiöse Überzeugung ausdrücken. 



§ 128   Unterricht Werte und Normen 

(1) Wer nicht am Religionsunterricht teilnimmt, ist stattdessen zur Teilnahme am Unterricht Werte 

und Normen verpflichtet, wenn die Schule diesen Unterricht eingerichtet hat. Für diejenigen, für die 

Religionsunterricht ihrer Religionsgemeinschaft als ordentliches Lehrfach eingeführt ist, entsteht die 

Verpflichtung nach Satz 1 erst nach Ablauf eines Schuljahres, in dem Religionsunterricht nicht erteilt 

worden ist. Die Schule hat den Unterricht Werte und Normen als ordentliches Lehrfach vom 5. 

Schuljahrgang an einzurichten, wenn mindestens zwölf Schülerinnen oder Schüler zur Teilnahme 

verpflichtet sind. In der gymnasialen Oberstufe, im Fachgymnasium, im Abendgymnasium und im 

Kolleg kann die Verpflichtung zur Teilnahme am Unterricht Werte und Normen auch durch die 

Teilnahme am Unterricht im Fach Philosophie erfüllt werden, wenn die Schule diesen Unterricht 

eingerichtet hat. 

(2) Im Fach Werte und Normen sind religionskundliche Kenntnisse, das Verständnis für die in der 

Gesellschaft wirksamen Wertvorstellungen und Normen und der Zugang zu philosophischen, 

weltanschaulichen und religiösen Fragen zu vermitteln. 

Zehnter Teil   Grundschulen für Schülerinnen und Schüler des gleichen Bekenntnisses 

§ 129   Allgemeines 

(1) Auf Antrag von Erziehungsberechtigten sind öffentliche Grundschulen für Schülerinnen und 

Schüler des gleichen Bekenntnisses zu errichten. 

(2) Der Lehrkörper einer solchen Schule setzt sich aus Lehrkräften zusammen, die dem gleichen 

Bekenntnis wie die Schülerinnen und Schüler angehören. 

(3) Schülerinnen und Schüler, die diesem Bekenntnis nicht angehören, können in geringem Umfang 

aufgenommen werden. Das Kultusministerium wird ermächtigt, das Nähere, insbesondere die 

zulässigen Höchstzahlen unter Berücksichtigung regionaler Besonderheiten, die Auswahl und das 

Aufnahmeverfahren, durch Verordnung zu regeln. § 52 Abs. 5 findet entsprechende Anwendung. 

§ 130   Antragsvoraussetzungen 

Schulen nach § 129 dürfen nur dann errichtet werden, wenn daneben der Fortbestand oder die 

Errichtung mindestens einzügiger Grundschulen für Schülerinnen und Schüler aller Bekenntnisse mit 

zumutbaren Schulwegen möglich bleibt. 

§ 131   Antragsverfahren 

(1) Antragsberechtigt sind die Erziehungsberechtigten der Schülerinnen und Schüler, die ihren 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Einzugsbereich der Grundschulen desselben Schulträgers 

haben. Die Schülerinnen und Schüler müssen dem Bekenntnis angehören, für das die Schule beantragt 

wird, und in dem in Satz 1 genannten Einzugsbereich eine Grundschule für Schülerinnen und Schüler 

aller Bekenntnisse besuchen. 

(2) In einem Einzugsbereich (Absatz 1 Satz 1) mit einer Einwohnerzahl von weniger als 5000 müssen 

Anträge für mindestens 120 Schülerinnen oder Schüler gestellt werden. Diese Zahl (Antragszahl) 

steigt für je angefangene weitere 2000 Einwohnerinnen und Einwohner um 60, jedoch nicht über 240 

hinaus. 

(3) Die Schulbehörde kann auch die Antragstellung aus einem Gebiet zulassen, das die  



Einzugsbereiche der Grundschulen benachbarter Schulträger mit umfasst. Voraussetzung dafür ist, 

dass 

 1. den Schülerinnen oder Schülern der Weg zu der beantragten Schule zugemutet werden kann 

und 

 2. alle beteiligten Schulträger zustimmen. 

Die Antragszahl bestimmt sich nach der Gesamteinwohnerzahl des Antragsbereichs; doch müssen in 

demjenigen Einzugsbereich (Absatz 1 Satz 1), in dem die beantragte Schule errichtet werden soll, 

mindestens 75 vom Hundert der Antragszahl erreicht werden, die nach Absatz 2 für ihn allein 

erforderlich sein würde. 

(4) Der Antrag muss von den Antragstellenden persönlich bis zum 31. Oktober des laufenden 

Schuljahres beim Schulträger zu Protokoll erklärt werden. Die Erklärung kann zurückgenommen 

werden. 

§ 132    Weitere Voraussetzungen 

Die Errichtung der Schule setzt voraus, dass bis zum 31. Januar des laufenden Schuljahres eine 

ausreichende Anzahl von Kindern für diese Schule angemeldet ist. Die Errichtung der Schule ist 

abzulehnen, wenn ihr Bestand nicht für mindestens vier Jahre gewährleistet erscheint. 

§ 133   Entscheidung 

(1) Über den Antrag entscheidet der Schulträger. Die Entscheidung bedarf der Genehmigung durch die 

Schulbehörde. Erforderlichenfalls kann diese auch an Stelle des Schulträgers entscheiden. 

(2) Wird dem Antrag stattgegeben, so ist eine Schule nach § 129 zum Beginn des nächsten Schuljahres 

zu errichten. 

(3) Können die für die neue Schule erforderlichen Räume zu diesem Termin nicht bereitgestellt 

werden, so kann die Errichtung der Schule um höchstens zwei Jahre hinausgeschoben werden. Eine 

dahingehende Entscheidung des Schulträgers muss bis zum 31. Mai des laufenden Schuljahres 

getroffen worden sein. Sie bedarf der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde; die 

Genehmigung kann nur im Einvernehmen mit der Schulbehörde erteilt werden. 

§ 134   Wiederholung des Antrags 

Ein erfolglos gebliebener Antrag kann erst nach Ablauf von zwei Jahren wiederholt werden. Die Frist 

beginnt mit dem Ablauf desjenigen Schuljahres, in dem über den Antrag entschieden worden ist. 

§ 135   Zusammenlegung und Umwandlung von Schulen 

(1) Bei den Maßnahmen zur Bildung besser gegliederter Schulen ist auf die bekenntnismäßige 

Zusammensetzung der Schülerschaft Rücksicht zu nehmen. 

(2) Schulen nach § 129 sind grundsätzlich nur mit Schulen gleicher Art zu vereinigen. Dasselbe gilt 

für solche Schulen für Schülerinnen und Schüler aller Bekenntnisse, bei denen mindestens 80 vom 

Hundert der Schülerschaft dem gleichen Bekenntnis angehören. Die in Satz 1 genannten Schulen 

können mit den in Satz 2 genannten Schulen vereinigt werden, wenn Schulen gleicher Art in 

zumutbarer Entfernung nicht vorhanden sind. 



(3) Wenn Schulen nach § 129 oder die in Absatz 2 Satz 2 genannten Schulen nicht oder nur zum Teil 

jahrgangsweise gegliedert sind und durch Anwendung des Absatzes 2 die Bildung einer besser 

gegliederten Schule nicht zu erreichen ist, können diese Schulen auch mit anderen Schulen vereinigt 

werden. Sind Schulen nach § 129 oder die in Absatz 2 Satz 2 genannten Schulen jahrgangsweise 

gegliedert, so können sie dennoch mit anderen Schulen vereinigt werden, wenn für jede der 

betroffenen Schulen der Schulträger und die Erziehungsberechtigten von mehr als der Hälfte der 

Schülerschaft zustimmen. 

(4) Wenn an einer Vereinigung von Schulen zur Bildung einer besser gegliederten Schule 

 1. eine Schule für Schülerinnen und Schüler aller Bekenntnisse oder 

 2. bekenntnisverschiedene Schulen für Schülerinnen und Schüler des gleichen Bekenntnisses 

beteiligt sind, 

so entsteht eine Schule für Schülerinnen und Schüler aller Bekenntnisse. 

(5) Eine Schule nach § 129 kann auf Antrag der Erziehungsberechtigten von mehr als zwei Dritteln 

der dem Mehrheitsbekenntnis angehörenden Schülerinnen und Schüler in eine Schule für Schülerinnen 

und Schüler aller Bekenntnisse umgewandelt werden. Über den Antrag entscheidet der Schulträger im 

Einvernehmen mit der Schulbehörde. § 134 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 136 Errichtung von Grundschulen für Schülerinnen und Schüler aller Bekenntnisse 

Besteht im Gebiet eines Schulträgers keine ausreichende Anzahl von öffentlichen Grundschulen für 

Schülerinnen und Schüler aller Bekenntnisse, so sind eine oder mehrere solcher Schulen zu errichten, 

sobald eine genügende Zahl von Schülerinnen oder Schülern für diese Schulen angemeldet ist.  

§ 138 Sonderregelung für den Bereich des ehemaligen Landes Oldenburg 

(1) Im Bereich des ehemaligen Landes Oldenburg gelten die folgenden besonderen Regelungen.  

(2) Abweichend von § 129 Abs. 3 können auf Antrag der Erziehungsberechtigten auch Schülerinnen 

und Schüler aufgenommen werden, die diesem Bekenntnis nicht angehören, wenn  

 1. ihnen der Weg zu anderen Schulen nicht zugemutet werden kann oder 

 2. die Schule wesentlich besser gegliedert ist als die anderen Grundschulen desselben 

Schulträgers. 

(3) § 129 Abs. 2 findet für den dem Mehrheitsbekenntnis angehörenden Schüleranteil Anwendung; für 

den übrigen Schüleranteil findet § 52 Abs. 5 Anwendung.  

(4) Besteht im Gebiet eines Schulträgers keine Grundschule für Schülerinnen und Schüler aller 

Bekenntnisse, so findet bei der Errichtung von Schulen nach § 129, § 130 keine Anwendung. Besteht 

im Gebiet eines Schulträgers nur eine Schule nach § 129, so muß auch bei Errichtung einer weiteren 

Schule gleicher Art die zweizügige Gliederung der bestehenden Schule gewährleistet sein.  

(5) Besteht im Gebiet eines Schulträgers keine Grundschule für Schülerinnen und Schüler aller 

Bekenntnisse, so können Schülerinnen und Schüler in eine benachbarte Grundschule für Schülerinnen 

und Schüler aller Bekenntnisse aufgenommen werden, wenn ihnen der Weg zu dieser Schule 

zugemutet werden kann.  

 



Elfter Teil   Schulen in freier Trägerschaft 

Erster Abschnitt   Allgemeines 

§ 141   Geltung anderer Vorschriften dieses Gesetzes 

(1) Für Ersatzschulen sowie für Ergänzungsschulen in den Fällen der §§ 160 und 161 gelten die §§ 2, 

3 Abs. 2 Satz 2, §§ 4 bis 6 und §§9 bis 22 entsprechend; auf Ersatzschulen von besonderer 

pädagogischer Bedeutung sind § 5 Abs. 3 Nr. 3 Buchst. b und § 12 Abs. 1 und 4 Satz 2 in der bis zum 

31. Juli 2010 geltenden Fassung weiter anzuwenden. 
2
Im Rahmen des Bildungsauftrags der Schule 

(§ 2) kann ein auf religiöser oder weltanschaulicher Grundlage eigenverantwortlich geprägter und 

gestalteter Unterricht erteilt werden.  

(…) 

Zweiter Abschnitt   Ersatzschulen 

§ 147   Zurücknahme, Erlöschen und Übergang der Genehmigung  

(1) Die Genehmigung ist zurückzunehmen, wenn die Voraussetzungen für die Genehmigung im 

Zeitpunkt der Erteilung nicht gegeben waren oder später weggefallen sind und dem Mangel trotz 

Aufforderung der Schulbehörde innerhalb einer bestimmten Frist nicht abgeholfen worden ist.  

(2) Die Genehmigung erlischt, wenn der Träger die Schule nicht binnen eines Jahres eröffnet, wenn sie 

geschlossen oder ohne Zustimmung der Schulbehörde ein Jahr lang nicht betrieben wird.  

(3) Die Genehmigung geht auf einen neuen Träger über,  

 1. wenn dieser eine Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft ist, die die Rechte einer 

Körperschaft des öffentlichen Rechts besitzt, oder 

 2. wenn die Schulbehörde vor dem Wechsel der Trägerschaft den Übergang der Genehmigung 

ausdrücklich zugelassen hat. 

In allen übrigen Fällen erlischt die Genehmigung, wenn der Träger der Schule wechselt. Ist der Träger 

eine natürliche Person, so besteht die Genehmigung noch sechs Monate nach deren Tod fort. Die 

Schulbehörde kann diese Frist auf Antrag verlängern.  

§ 153   Bezeichnung der Lehrkräfte 

(1) Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts und deren öffentlich-rechtliche Verbände, 

Anstalten und Stiftungen können Lehrkräften, die an den von ihnen oder ihnen angeschlossenen 

kirchlichen Institutionen getragenen Schulen auf Grund des Kirchenbeamtenrechts beschäftigt werden, 

die im öffentlichen Schuldienst vorgeschriebenen Amtsbezeichnungen mit dem Zusatz „im 

Kirchendienst“ verleihen, wenn die Lehrkräfte die Voraussetzungen erfüllen, die an die 

entsprechenden Lehrkräfte im öffentlichen Schuldienst gestellt werden. 

(…) 
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Dritter Abschnitt   Ersatzschulen in kirchlicher Trägerschaft, die aus öffentlichen 

Schulen hervorgegangen sind 

§ 154   Allgemeines 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten für folgende Ersatzschulen in kirchlicher Trägerschaft, 

die aus öffentlichen Schulen hervorgegangen sind: 

1. je eine Haupt- und Realschule in Cloppenburg, Duderstadt, Göttingen, Hannover, Lingen, 

Meppen, Oldenburg, Papenburg, Vechta, Wilhelmshaven, Wolfsburg und 

 2.je zwei Haupt- und Realschulen in Hildesheim und in Osnabrück. 

Eine Schule nach Satz 1 kann auf Antrag des kirchlichen Schulträgers als Oberschule geführt werden, 

wenn die Entwicklung der Schülerzahlen dies rechtfertigt. 

 (2) Voraussetzung für die Beibehaltung der in Absatz 1 genannten Schulen ist, dass sie in ihrer 

Gliederung den unter vergleichbaren Bedingungen stehenden öffentlichen Schulen entsprechen und 

dass die öffentlichen Schulträger, in deren Gebiet die betreffende Schule besteht, eine entsprechende 

öffentliche Schule aufrechterhalten können. Eine Oberschule nach Absatz 1 Satz 2 kann auf Antrag 

des kirchlichen Schulträgers um ein gymnasiales Angebot erweitert werden, wenn der Schulträger 

desjenigen öffentlichen Gymnasiums zustimmt, das die Schülerinnen und Schüler sonst im Gebiet des 

Landkreises oder der kreisfreien Stadt besuchen würden, und die Entwicklung der Schülerzahlen dies 

rechtfertigt. 

(3) Für die Vergleichbarkeit der Bedingungen im Sinne des Absatzes 2 sind folgende Faktoren zu 

berücksichtigen: 

a) die Einwohnerzahl, die Ausdehnung und die Verkehrsverhältnisse der betreffenden 

Gemeinde, 

 b) die absehbare Veränderung der Bevölkerung nach Zahl und Gliederung, 

 c) die Stärke der jeweiligen Schuljahrgänge. 

(4) § 149 Abs. 5 gilt für die Geltendmachung von Ansprüchen nach den §§ 155 und 156 entsprechend. 

(5) Die nachgeordnete Schulbehörde und der Landesrechnungshof sind berechtigt, bei den in Absatz 1 

genannten Schulen und ihren Trägern alle die Geldleistungen des Landes betreffenden Angaben an Ort 

und Stelle zu überprüfen, die dazugehörigen Unterlagen einzusehen und Auskünfte zu verlangen. 

§ 155   Persönliche Kosten für Lehrkräfte 

(1) Das Land trägt nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 die persönlichen Kosten für die Lehrkräfte an 

den in § 154 Abs. 1 genannten Schulen. Dabei wird jedoch höchstens diejenige Zahl von Lehrkräften 

berücksichtigt, die sich aufgrund des Verhältnisses von Schüler- und Lehrerzahlen (Schüler-Lehrer-

Relation) an den entsprechenden öffentlichen Schulen auf Landesebene ergibt. Das Kultusministerium 

wird ermächtigt, die Schüler-Lehrer-Relation durch Verordnung zu bestimmen. Der Bestimmung ist 

das Verhältnis der Summe der von allen Lehrkräften der Schulen einer Schulform zu leistenden 

Regelstunden zu der für die Lehrkräfte an dieser Schulform maßgeblichen Regelstundenzahl zugrunde 

zu legen. § 150 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 gilt entsprechend. Entsprechend Satz 4 ist die Zahl der Lehrkräfte 

an den in § 154 Abs. 1 genannten Schulen zu ermitteln, und zwar gemeinsam für alle Schulen eines 

kirchlichen Schulträgers, die derselben Schulform zugehören. Überschreitet die nach Satz 6 ermittelte 
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Zahl der Lehrkräfte an den Schulen eines kirchlichen Schulträgers, die derselben Schulform 

zugehören, die für diese Schulen nach Satz 2 maßgebliche Höchstzahl, so werden die für alle 

schuleigenen Lehrkräfte dieser Schulform tatsächlich getragenen Kosten gemäß Absatz 3 Sätze 1 

und 2 Nr. 1 sowie der entsprechende Abgeltungsbetrag nach Absatz 3 Satz 3 nur in Höhe eines 

Betrages erstattet, der wie folgt zu ermitteln ist: Die Summe der tatsächlich getragenen Kosten gemäß 

Satz 7 ist durch die Zahl der schuleigenen Lehrkräfte zu teilen und mit derjenigen Zahl zu 

multiplizieren, die sich als Differenz zwischen der nach Satz 2 maßgeblichen Höchstzahl und der Zahl 

der nach Absatz 2 Satz 1 beurlaubten Lehrkräfte ergibt. Werden Schülerinnen und Schüler mit einem 

festgestellten Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung gemeinsam mit anderen Schülerinnen und 

Schülern unterrichtet, so wird die Zahl der Lehrkräfte, die den hierfür erforderlichen Stunden 

entspricht, bei der Ermittlung nach Satz 6 abgezogen. § 150 Abs. 7 Satz 3 gilt entsprechend.  

(2) Zum Dienst an den in § 154 Abs. 1 genannten Schulen werden mit ihrer Zustimmung Lehrkräfte 

im Landesdienst befristet oder unbefristet unter Fortzahlung der Bezüge beurlaubt. In diesen Fällen 

können die Schulträger Lehrkräften, denen bei einer Verwendung an öffentlichen Schulen nach dem 

Besoldungsrecht eine Zulage oder wegen der Wahrnehmung herausgehobener Funktionen höhrere 

Bezüge zuständen, diese in gleicher Höhe gewähren. Dasselbe gilt im Fall einer ergänzenden 

Versorgung auch für den auf die Zulage oder auf den höheren Bezügeanteil (Unterschiedsbetrag) 

entfallenden Versorgungsbeitrag. Die Zulage, der Unterschiedsbetrag und der Versorgungsbeitrag 

werden erstattet. Für alle nach Satz 1 beurlaubten Lehrkräfte trägt das Land auch die 

Reisekostenvergütungen, die Umzugskostenvergütungen, das Trennungsgeld und die Beiträge zur 

gesetzlichen Unfallversicherung. Die Zeit der Beurlaubung ist bei der Anwendung beamtenrechtlicher 

Vorschriften einer im öffentlichen Schuldienst im Beamtenverhältnis verbrachten Beschäftigungszeit 

gleichzustellen. Die Sätze 1 bis 6 gelten für Lehrkräfte im Angestelltenverhältnis entsprechend. 

 (3) Für die Lehrkräfte, die nicht beurlaubte Landesbedienstete sind, erstattet das Land den kirchlichen 

Schulträgern die tatsächlich getragenen persönlichen Kosten bis zur Höhe der Bezüge oder 

Vergütungen vergleichbarer Lehrkräfte an einer entsprechenden öffentlichen Schule. Daneben werden 

nach Maßgabe staatlicher Grundsätze erstattet: 

1. für angestellte Lehrkräfte bis zur Höhe der tatsächlichen Aufwendungen die 

Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung und zur gesetzlichen Unfallversicherung sowie die 

laufenden Beiträge zu Zusatzversorgungen bis zur Höhe des vom Versorgungsverband 

bundes- und landesgeförderter Unternehmen e.V. festgesetzten Umlagevomhundertsatzes vom 

versicherungspflichtigen Einkommen, 

2. für beamtete Lehrkräfte der Kirchen im Schuldienst die Aufwendungen nach den 

Beihilfevorschriften, 

3. für beamtete Lehrkräfte der Kirchen im Schuldienst, die der kirchliche Schulträger bei 

ihrem Ausscheiden aus dem Kirchendienst nach den Bestimmungen des Sechsten Buchs des 

Sozialgesetzbuchs nachzuversichern hat, die dazu erforderlichen Beiträge, soweit für sie nicht 

Beiträge nach Nummer 4 Buchst. a erstattet worden sind, 

 4. für beamtete Lehrkräfte der Kirchen,  

a) für die der kirchliche Schulträgter Beiträge an eine Versorgungskasse leistet, die als 

rechtsfähige kirchliche Anstalt öffentlichen Rechts geführt wird und die lebenslängliche 

Versorgung nach den Grundsätzen der versorgungsrechtlichen Bestimmungen des Landes 

Niedersachsen sicherstellt, Aufwendungen bis zu 30 vom Hundert der ruhegehaltfähigen 

Dienstbezüge, 
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b) die sich im Ruhestand befinden und die im Schuldienst tätig waren, die Aufwendungen 

nach den Bestimmungen des Beamtenversorgungsgesetzes, soweit für die Lehrkräfte nicht 

Beiträge nach Buchstabe a erstattet worden sind, und nach den Beihilfevorschriften.  

Darüber hinaus gewährt das Land zur Abgeltung sämtlicher sonstiger Personalausgaben einen 

Pauschalbetrag in Höhe von 1 vom Hundert der nach Satz 1 zu erstattenden Beträge. 

§ 156   Sächliche Kosten, Schulbau, Schülerbeförderung 

(1) Das Land beteiligt sich an den laufenden sächlichen Kosten für die in § 154 Abs. 1 genannten 

Schulen. Der Anteil des Landes errechnet sich durch Vervielfachung der Durchschnittszahl der 

Schülerinnen und Schüler mit dem staatskirchenvertraglich vereinbarten Betrag pro Schülerin und 

Schüler. Die Durchschnittszahl ist der Mittelwert der Zahlen der am 15. März und 15. November eines 

jeden Kalenderjahres an diesen Schulen unterrichteten Schülerinnen und Schüler. 

(2) Das Land beteiligt sich an den Kosten für Neu-, Um- und Erweiterungsbauten nach Maßgabe der 

für öffentliche Schulen geltenden Vorschriften. 

(3) § 114 Abs. 1, 2 und 3 Sätze 1 bis 4, Abs. 4 und 5 ist für Schülerinnen und Schüler der in § 154 

Abs. 1 genannten Schulen mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Beförderungs- oder 

Erstattungspflicht auch für den Weg zur nächsten der in § 154 Abs. 1 genannten Schulen besteht. 

§ 157   Anteil nichtkatholischer oder auswärtiger Schülerinnen und Schüler 

(1) Die Vorschriften der §§ 155 und 156 sind für eine der in § 154 Abs. 1 genannten Schulen nicht 

anzuwenden, wenn an ihr der Anteil nichtkatholischer Schülerinnen und Schüler 30 vom Hundert 

übersteigt. Die oberste Schulbehörde kann auf Antrag des kirchlichen Schulträgers und im 

Einvernehmen mit dem kommunalen Schulträger Ausnahmen von Satz 1 zulassen, soweit dadurch  

1.die Aufnahme von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund ermöglicht oder 

2.der gemeinsame Unterricht von Schülerinnen oder Schülern, die auf sonderpädagogische 

Unterstützung angewiesen sind, mit anderen Schülerinnen und Schülern erleichtert wird. 

 (2) Wird durch die Aufnahme auswärtiger Schülerinnen und Schüler in eine der in § 154 Abs. 1 

genannten Schulen die durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften bestimmte Mindestgröße der für 

den Wohnort dieser Schülerinnen und Schüler zuständigen öffentlichen Hauptschule oder Realschule 

beeinträchtigt, so soll die Schulbehörde mit dem kirchlichen Schulträger hierüber verhandeln, um die 

Mindestgröße der öffentlichen Schulen sicherzustellen. Führen die Verhandlungen nicht zu einer die 

Mindestgröße sicherstellenden Einigung, so sind die Vorschriften der §§ 155 und 156 nicht 

anzuwenden, wenn der Anteil der auswärtigen Schülerinnen und Schüler an der in Satz 1 genannten 

Schule 10 vom Hundert übersteigt. 

(3) Bei den in § 154 Abs. 1 genannten Schulen, auf die nach Absatz 1 oder 2 die §§ 155 und 156 nicht 

anzuwenden sind, bestimmt sich die Höhe der Finanzhilfe nach § 150. 

Vierter Abschnitt Ergänzungsschulen  

§ 160   Ruhen der Schulpflicht 

Die Schulbehörde kann für eine Ergänzungsschule, die einen Unterricht von mindestens 24 

Wochenstunden erteilt, die Feststellung treffen, daß während des Besuchs dieser Ergänzungsschule die 
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Schulpflicht ruht. Die Feststellung bedarf eines schriftlichen Bescheids, der an den Schulträger zu 

richten ist.  

§ 161   Anerkannte Ergänzungsschulen 

(1) Einer Ergänzungsschule kann die Eigenschaft einer anerkannten Ergänzungsschule verliehen 

werden, wenn sie der Ausbildung für einen bestimmten Beruf dient, der Unterricht nach einem 

genehmigten Lehrplan erteilt wird und die Abschlußprüfung nach einer genehmigten Prüfungsordnung 

unter dem Vorsitz einer Beauftragten oder eines Beauftragten der Schulbehörde stattfindet. Bildet die 

Ergänzungsschule für einen bestimmten Beruf aus, so kann ihr mit der Anerkennung gestattet werden, 

ihren Schülerinnen und Schülern die Berechtigung zu verleihen, eine entsprechende 

Berufsbezeichnung mit dem Zusatz „geprüfte oder geprüfter“ zu führen. Die Anerkennung bedarf der 

Schriftform. § 148 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden.  

(2) Schulen in freier Trägerschaft, die der Ausbildung von Heilpraktikerinnen und Heilpraktikern 

dienen, wird auf Antrag unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 die Eigenschaft einer 

anerkannten Ergänzungsschule verliehen, wenn sie ihre Schülerinnen und Schüler mindestens 18 

Monate lang durch einen mindestens halbtägigen Unterricht in wenigstens drei im Heilpraktikerwesen 

nicht nur vereinzelt vertretenen Behandlungsmethoden umfassend ausbilden. Die Landesregierung 

wird ermächtigt, die Anforderungen des Satzes 1 einschließlich der Voraussetzungen für die 

Genehmigung der Lehrpläne und der Prüfungsordnungen nach Absatz 1 Satz 1 durch Verordnung 

näher zu regeln. Im Übrigen gilt Absatz 1 Sätze 2 bis 4 entsprechend.  

(3) Einer allgemein bildenden Ergänzungsschule kann auf Antrag des Schulträgers die Eigenschaft 

einer anerkannten Ergänzungsschule verliehen werden, wenn deren Schulabschluss darauf ausgerichtet 

ist, das ‚International Baccalaureate Diplome/Diplôme du Baccalauréat International‘ zu vergeben. 

Die Anerkennung bedarf der Schriftform. § 148 Abs. 3 Nr. 1 ist entsprechend anzuwenden. Den 

Trägern der nach Satz 1 anerkannten Ergänzungsschulen gewährt das Land Finanzhilfe in 

entsprechender Anwendung des § 149 Abs. 1 und des § 150 Abs. 1 bis 6. § 150 Abs. 10 gilt 

entsprechend.  

Zwölfter Teil   Vertretungen beim Kultusministerium und Landesschulbeirat 

Erster Abschnitt   Zusammensetzung und Aufgaben 

§ 171   Landesschulbeirat 

(1) Der Landesschulbeirat besteht aus 

(...) 

4.  a) je einer Vertreterin oder einem Vertreter der Schulen in freier Trägerschaft, der 

Hochschulen und eines Dachverbandes der Erwachsenenbildung, 

 b) zwei Vertreterinnen oder Vertretern der Kirchen, 

(...) 

(2) Der Landesschulbeirat wirkt bei allen allgemeinen Fragen mit, die für das Schulwesen von 

grundsätzlicher Bedeutung sind. Das Kultusministerium ist verpflichtet, den Landesschulbeirat hierzu 

zu hören. Es unterrichtet ihn über die entsprechenden Vorhaben und gibt ihm die erforderlichen 

Auskünfte. Der Landesschulbeirat kann dem Kultusministerium Vorschläge und Anregungen 



unterbreiten. Er erhält Gelegenheit zur Stellungnahme zu allen das Schulwesen betreffenden Gesetz- 

und Verordnungsentwürfen des Kultusministeriums. 

(3) Das Kultusministerium hat bei der Bildung von Fachkommissionen, die die Aufgabe haben, 

Entwürfe für Lehrpläne und Rahmenrichtlinien (§ 122 und 189 a) auszuarbeiten, dem 

Landesschulbeirat Gelegenheit zu geben, je nach der Größe der Kommission bis zu drei 

sachverständige Mitglieder zu benennen. 

Dreizehnter Teil   Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 191   Evangelische Schulen in freier Trägerschaft 

Für zwei anerkannte Ersatzschulen, die von den evangelischen Landeskirchen zu benennen sind, wird 

Finanzhilfe abweichend von § 149 Abs. 1 bereits vom Zeitpunkt der Genehmigung an gewährt. 

 

 

11.11 Nordrhein-Westfalen 

11.11.1 Gesetz über die Evangelische Fachhochschule Rheinland-Westfalen-Lippe 

Vom 10.12.1987 (GV. NRW. 1987, 487), zuletzt geändert durch Artikel 5 Nr. 1 des  Gesetzes 

vom 31.10.2006 (GV. NRW. S. 474) 

§ 1 

Die nach kirchlichem Recht errichtete Evangelische Fachhochschule Rheinland-Westfalen-Lippe ist 

eine Körperschaft des öffentlichen Rechts.  

§ 2 

Die nach kirchlichem Recht errichtete Studentenschaft ist eine rechtsfähige Gliedkörperschaft, der die 

an der Hochschule eingeschriebenen Studenten angehören. Sie hat das Recht der Selbstverwaltung und 

der Erhebung von Beiträgen. Sie hat gemäß der durch die Kirchen in § 42 Abs. 3 des Kirchenvertrages 

vom 15./22./30. Juli 1971 in der geänderten Fassung vom 16. Februar/14./28. Juni 1983 getroffenen 

Bestimmung die Aufgaben, die den Studentenschaften an staatlichen Hochschulen des Landes 

Nordrhein-Westfalen gesetzlich zustehen. 

§ 3 

(1) Die Satzung der Fachhochschule und Änderungen der Satzung bedürfen der Genehmigung des für 

das Hochschulwesen zuständigen Ministers im Einvernehmen mit dem für Kirchenangelegenheiten 

zuständigen Minister. 

(2) Die Satzung der Studentenschaft und Änderungen der Satzung bedürfen der Genehmigung des 

Rektorats und des Kuratoriums. Die Genehmigung des Kuratoriums bedarf des Einvernehmens mit 

dem für das Hochschulwesen zuständigen Minister. 

(3) Die Genehmigung (Absatz 1) und das Einvernehmen (Absatz 2) sind zu versagen, wenn die 

Regelung nicht in Einklang mit dem geltenden Recht steht. 

(4) Die Vorschriften der §§ 72 bis 74 des Hochschulgesetzes bleiben unberührt. 



 

§ 4 

Die Fachhochschule kann Kirchenbeamte haben. 

§ 5 

Landesrechtliche Vorschriften für Religionsgemeinschaften, die den Rechtsstatus einer Körperschaft 

des öffentlichen Rechts besitzen, gelten auch für die Evangelische Fachhochschule Rheinland-

Westfalen-Lippe. 

 

 

11.11.2 Gesetz über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Hochschulgesetz – HG) 

Vom 31.10.2006 (GV. NRW. 2006, 474), zuletzt geändert durch Gesetze vom 18.12.2012 (GV. 

NRW. S. 672) 

Sechster Abschnitt Lehre, Studium und Prüfungen 

2. Prüfungen 

§ 63 Prüfungen  

(…) 

(5) Die Hochschulen und die staatlichen Prüfungsämter können von den Prüflingen eine Versicherung 

an Eides Statt verlangen und abnehmen, dass die Prüfungsleistung von ihnen selbständig und ohne 

unzulässige fremde Hilfe erbracht worden ist. Wer vorsätzlich 

a) gegen eine die Täuschung über Prüfungsleistungen betreffende Regelung einer 

Hochschulprüfungsordnung oder 

b) gegen eine entsprechende Regelung einer staatlichen oder kirchlichen Prüfungsordnung 

verstößt, handelt ordnungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 50.000 

Euro geahndet werden. Die Hochschulen können das Nähere in einer Ordnung regeln. Zuständige 

Verwaltungsbehörde für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach Satz 2 

Buchstabe a) ist die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident für den Bereich der Wirtschafts- und 

Personalverwaltung sowie nach Satz 2 Buchstabe b) das staatliche Prüfungsamt. Im Falle eines 

mehrfachen oder sonstigen schwerwiegenden Täuschungsversuches kann der Prüfling zudem 

exmatrikuliert werden. 

§ 64 Prüfungsordnungen  

(…)  

(3) Die Hochschulen können durch Prüfungsordnung oder durch Ordnung regeln, dass die Anmeldung 

zum Erstversuch einer Prüfung spätestens drei Semester 



a) nach dem Semester, in dem der Besuch der Lehrveranstaltung, dem die Prüfung nach dem 

Studienplan oder dem Studienablaufplan zugeordnet ist, nach diesen Plänen vorgesehen war, oder 

b) nach dem Besuch dieser Lehrveranstaltung 

erfolgen muss; desgleichen können in der Prüfungsordnung oder in einer Ordnung Fristen für die 

Wiederholung der Prüfung festgesetzt werden; für die Fristen gilt § 8 Abs. 3 Studienbeitrags- und 

Hochschulabgabengesetz entsprechend. In den Fällen des Satzes 1 verlieren die Studierenden den 

Prüfungsanspruch, wenn sie nicht innerhalb des vorgegebenen Zeitraumes die Lehrveranstaltung 

besuchen oder sich zur Prüfung oder zur Wiederholungsprüfung melden, es sei denn, sie weisen nach, 

dass sie das Versäumnis der Frist nicht zu vertreten haben. Vorbehaltlich anderweitiger staatlicher 

Regelungen oder Regelungen in Leistungspunktsystemen können die Hochschulen in 

Hochschulprüfungsordnungen sowie für Studiengänge mit staatlichen oder kirchlichen Prüfungen in 

besonderen Ordnungen vorsehen, dass die Wiederholung von Teilnahmevoraussetzungen im Sinne des 

Absatzes 2 Nr. 2 beschränkt werden kann. 

(…) 

Neunter Abschnitt Anerkennung als Hochschulen und Betrieb nichtstaatlicher 

Hochschulen  

§ 72 Anerkennung und Verlust der Anerkennung  

(1) Bildungseinrichtungen, die nicht in der Trägerschaft des Landes stehen, können als Universitäten 

oder Fachhochschulen staatlich anerkannt werden, wenn gewährleistet ist, dass 

1. die Hochschule die Aufgaben nach § 3 Abs. 1 oder Abs. 2 wahrnimmt, 

2. das Studium an dem in § 58 Abs. 1 genannten Ziel ausgerichtet ist, 

3. eine Mehrzahl von nebeneinander bestehenden oder aufeinander folgenden und erfolgreich 

akkreditierten Studiengängen im Sinne des § 60 Abs. 1 an der Hochschule vorhanden oder im Rahmen 

einer Ausbauplanung vorgesehen ist; das gilt nicht, soweit innerhalb eines Faches die Einrichtung 

einer Mehrzahl von Studiengängen durch die wissenschaftliche Entwicklung oder die Bedürfnisse der 

beruflichen Praxis nicht nahegelegt wird, 

4. das Studium und die Abschlüsse auf Grund der Prüfungsordnungen und des tatsächlichen 

Lehrangebotes den wissenschaftlichen Maßstäben an Hochschulen in der Trägerschaft des Landes 

entsprechen, 

5. die Studienbewerberinnen und Studienbewerber die Voraussetzungen für die Aufnahme in eine 

entsprechende Hochschule in der Trägerschaft des Landes erfüllen, 

6. die Lehraufgaben überwiegend von hauptberuflich Lehrenden der Hochschule mit den 

Einstellungsvoraussetzungen einer Professorin oder eines Professors nach § 36 wahrgenommen 

werden und alle Lehrenden die Einstellungsvoraussetzungen erfüllen, die für entsprechende 

Tätigkeiten an Hochschulen in der Trägerschaft des Landes gefordert werden, 

7. die Bestimmungen des § 65 Anwendung finden, 

8. die Mitglieder der Hochschule an der Gestaltung des Studiums in sinngemäßer Anwendung der 

Grundsätze dieses Gesetzes mitwirken, 



9. der Bestand der Hochschule und des Studienbetriebs sowie die Stellung des Hochschulpersonals  

wirtschaftlich und rechtlich dauerhaft gesichert sind und die Hochschule der alleinige Geschäftsbetrieb 

ihres Trägers ist. 

(2) Die staatliche Anerkennung durch das Ministerium bedarf eines schriftlichen Antrages. Die 

Anerkennung kann befristet ausgesprochen und mit Auflagen versehen werden, die der Erfüllung der 

Voraussetzungen des Absatzes 1 dienen. In dem Anerkennungsbescheid sind die Studiengänge 

einschließlich der Hochschulgrade, auf die sich die Anerkennung erstreckt, und die Bezeichnung der 

Hochschule festzulegen. Wenn die Hochschule die Ergebnisse der erfolgreichen Akkreditierung 

weiterer Studiengänge dem Ministerium anzeigt, kann die Anerkennung bei Erfüllung der 

Voraussetzungen des Absatzes 1 auf weitere Studiengänge erstreckt werden. Wenn die Hochschule als 

Einrichtung erfolgreich akkreditiert worden ist, erstreckt sich die Anerkennung auf weitere 

Studiengänge, sofern und soweit diese erfolgreich akkreditiert worden sind; diese Studiengänge sind 

dem Ministerium unverzüglich anzuzeigen. Die Akkreditierungen nach den Sätzen 4 und 5 sowie nach 

Absatz 1 Nr. 3 erfolgen nach den geltenden Regelungen und durch Agenturen, die ihrerseits 

akkreditiert worden sind. Wesentliche Veränderungen der Studiengänge sind dem Ministerium 

anzuzeigen. 

(3) Die Anerkennung erlischt, wenn die Hochschule nicht innerhalb einer vom Ministerium zu 

bestimmenden Frist den Studienbetrieb aufnimmt oder wenn der Studienbetrieb ein Jahr ruht. Die 

Anerkennung ist durch das Ministerium aufzuheben, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht 

gegeben waren, später weggefallen sind oder Auflagen gemäß Absatzes 2 nicht erfüllt wurden und 

diesem Mangel trotz Beanstandung innerhalb einer zu bestimmenden Frist nicht abgeholfen wird. Die 

Anerkennung kann aufgehoben werden, wenn die Hochschule einen Studiengang anbietet, auf den 

sich die staatliche Anerkennung nicht erstreckt. Den Studierenden ist die Beendigung des Studiums zu 

ermöglichen. 

§ 73 Folgen der Anerkennung 

(1) Das an einer staatlich anerkannten Hochschule abgeschlossene Studium ist ein abgeschlossenes 

Studium im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) Die staatlich anerkannten Hochschulen haben nach Maßgabe der Anerkennung das Recht, 

Hochschulprüfungen abzunehmen, Hochschulgrade zu verleihen und Habilitationen durchzuführen. 

Die §§ 41 und 66 bis 68 gelten entsprechend. 

(3) Die Prüfungs- und Habilitationsordnungen bedürfen der Feststellung der Gleichwertigkeit mit den 

Ordnungen der Hochschulen in der Trägerschaft des Landes durch das Ministerium. § 74 Abs. 3 bleibt 

unberührt. 

(4) Die Einstellung von Lehrenden und die Änderung der mit ihnen abgeschlossenen Verträge sind 

dem Ministerium anzuzeigen. Lehrende, zu deren Gehalt und Altersversorgung ein Zuschuss gemäß § 

81 Abs. 2 geleistet oder denen im Falle der Auflösung der staatlich anerkannten Fachhochschule die 

Übernahme in den Landesdienst zugesichert werden soll, bedürfen zur Ausübung der Tätigkeit an der 

staatlich anerkannten Fachhochschule der Genehmigung durch das Ministerium. 

(5) Mit Zustimmung des Ministeriums kann die staatlich anerkannte Hochschule einem hauptberuflich 

Lehrenden bei Vorliegen der Einstellungsvoraussetzungen einer Professorin oder eines Professors 

nach § 36 für die Dauer der Tätigkeit an der Hochschule das Recht verleihen, die Bezeichnung 

„Professorin“ oder „Professor“ oder „Universitätsprofessorin“ oder „Universitätsprofessor“ zu führen. 

§ 78 Abs. 4 und § 124 Abs. 4 Landesbeamtengesetz finden entsprechende Anwendung. Entspricht das 



Berufungsverfahren den Qualitätsmaßstäben der Hochschulen in staatlicher Trägerschaft nach § 38 

Abs. 4, kann das Ministerium allgemein oder im Einzelfall auf die Ausübung seiner Zustimmung nach 

Satz 1 jederzeit widerruflich verzichten. 

(6) Mit Zustimmung des Ministeriums kann die staatlich anerkannte Hochschule einer medizinischen 

Einrichtung außerhalb der Hochschule das Recht verleihen, sich als Hochschuleinrichtung zu 

bezeichnen, wenn sie den an eine Hochschuleinrichtung zu stellenden Anforderungen in Forschung 

und Lehre genügt. Dient eine Einrichtung außerhalb der Hochschule nur der praktischen Ausbildung 

nach Maßgabe der Approbationsordnung für Ärztinnen und Ärzte, so kann ihr die Hochschule mit 

Erlaubnis des Ministeriums eine geeignete Bezeichnung, im Falle eines Krankenhauses die 

Bezeichnung „Akademisches Lehrkrankenhaus“, verleihen. Die staatlich anerkannte Hochschule hat 

die erforderlichen Nachweise beizubringen. Die Zustimmung kann befristet ausgesprochen und mit 

Auflagen versehen werden, die der Erfüllung der Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 dienen. 

(7) Zur Wahrnehmung der dem Ministerium obliegenden Aufsichtspflichten ist es befugt, sich über die 

Angelegenheiten der staatlich anerkannten Hochschulen zu unterrichten. Eine staatlich Beauftragte 

oder ein staatlich Beauftragter kann zu Hochschulprüfungen entsandt werden. 

(8) Auf Antrag ist eine staatlich anerkannte Hochschule in die zentrale Vergabe von Studienplätzen 

einzubeziehen. Staatlich anerkannte Hochschulen können mit Hochschulen in der Trägerschaft des 

Landes, mit anderen staatlich anerkannten Hochschulen und mit staatlichen Hochschulen 

zusammenwirken. 

(9) Auf Verlangen des Ministeriums sind die bei der Erfüllung der Aufgaben erbrachten Leistungen zu 

bewerten. § 7 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. Die Kosten trägt die Hochschule. 

§ 74 Kirchliche Hochschulen  

(1) Die Theologische Fakultät Paderborn und die Kirchliche Hochschule Wuppertal/Bethel sind 

staatlich anerkannte Hochschulen im Sinne dieses Gesetzes. Andere kirchliche Bildungseinrichtungen 

können nach § 72 Abs. 2 als Hochschulen anerkannt werden. Dabei können Ausnahmen von den 

Voraussetzungen des § 72 Abs. 1 Nr. 3 und 8 zugelassen werden, wenn gewährleistet ist, dass das 

Studium an der kirchlichen Bildungseinrichtung dem Studium an einer Hochschule in der Trägerschaft 

des Landes gleichwertig ist. Für Bildungseinrichtungen, die durch eine Kirche mit der Rechtsstellung 

einer Körperschaft des öffentlichen Rechts betrieben werden, und für Ordenshochschulen gelten die 

Voraussetzungen des § 72 Abs. 1 Nr. 9 als erfüllt. 

(2) Die staatlich anerkannten kirchlichen Hochschulen unterrichten das Ministerium über die 

Hochschulsatzung und die Berufung von Professorinnen und Professoren. § 73 Abs. 4 Satz 1, Abs. 5, 

Abs. 7 und Abs. 9 findet keine Anwendung. 

(3) Für Studiengänge, die überwiegend der Aus- und Weiterbildung von Geistlichen oder für 

kirchliche Berufe dienen, gewährleisten die Kirchen die Gleichwertigkeit nach § 72 Abs. 1 Nr. 4. § 73 

Abs. 2 Satz 2 findet keine Anwendung. 

Zehnter Abschnitt Ergänzende Vorschriften 

§ 80 Kirchenverträge, kirchliche Mitwirkung bei Stellenbesetzung und Studiengängen  

(1) Verträge mit den Kirchen werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 



(2) Vor jeder Berufung in ein Professorenamt in evangelischer oder katholischer Theologie ist die 

Zustimmung der jeweils zuständigen Kirche über das Ministerium herbeizuführen. Die Absetzung und 

die Umwidmung einer Professur in evangelischer oder katholischer Theologie bedürfen der 

Zustimmung des Ministeriums. 

(3) Bei der Besetzung von Stellen für Professorinnen oder Professoren der evangelischen Theologie 

und der katholischen Theologie, die nicht einem Fachbereich für evangelische Theologie oder einem 

Fachbereich für katholische Theologie zugeordnet sind, gehören den Gremien, welche die 

Berufungsvorschläge vorbereiten, Professorinnen oder Professoren jeweils nur der evangelischen 

Theologie oder der katholischen Theologie an. Die weiteren Mitglieder dieser Gremien müssen im 

Fach evangelische Theologie oder katholische Theologie als wissenschaftliche Mitarbeiterin oder 

Mitarbeiter tätig oder als Studierende eingeschrieben sein und der jeweiligen Kirche angehören. Die 

Gremien haben das Recht, sich mit den jeweils zuständigen kirchlichen Stellen ins Benehmen zu 

setzen. 

(4) Die Einführung, Änderung oder Aufhebung von Studiengängen in evangelischer oder katholischer 

Theologie oder in evangelischer oder katholischer Religionslehre und von Studiengängen, die den 

Erwerb der Befähigung zur Erteilung des Religionsunterrichts ermöglichen, sowie Änderungen der 

Binnenorganisation, soweit sie die bestehenden Fachbereiche für evangelische oder katholische 

Theologie betreffen, sind nur nach Abschluss der in den Verträgen mit den Kirchen vorgesehenen 

Verfahren zulässig. Dies gilt auch für den Erlass von Studien-, Prüfungs- und Habilitationsordnungen 

in evangelischer Theologie oder in katholischer Theologie. Beteiligte der Verfahren sind die 

zuständigen kirchlichen Stellen und das Ministerium. 

 

 

11.11.3 Schulgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 

(Schulgesetz NRW - SchulG) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 15.02.2005 (GVBl. NRW S. 102), zuletzt geändert 

durch Gesetz  vom 13.11.2012 (GVBl. NRW S. 514) 

Erster Teil   Allgemeine Grundlagen 

Erster Abschnitt   Auftrag der Schule 

§ 2   Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule 

(1) Die Schule unterrichtet und erzieht junge Menschen auf der Grundlage des Grundgesetzes und der 

Landesverfassung. Sie verwirklicht die in Artikel 7 der Landesverfassung bestimmten allgemeinen 

Bildungs- und Erziehungsziele.
17

 

(2) Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor der Würde des Menschen und Bereitschaft zum sozialen Handeln  
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 [Amtl. Anm.:] Artikel 7 der Landesverfassung lautet:  

(1) Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor der Würde des Menschen und Bereitschaft zum sozialen Handeln zu 

wecken, ist vornehmstes Ziel der Erziehung.  

(2) Die Jugend soll erzogen werden im Geiste der Menschlichkeit, der Demokratie und der Freiheit, zur 

Duldsamkeit und zur Achtung vor der Überzeugung des anderen, zur Verantwortung für Tiere und die Erhaltung 

der natürlichen Lebensgrundlagen, in Liebe zu Volk und Heimat, zur Völkergemeinschaft und 

Friedensgesinnung. 



zu wecken, ist vornehmstes Ziel der Erziehung. Die Jugend soll erzogen werden im Geist der 

Menschlichkeit, der Demokratie und der Freiheit, zur Duldsamkeit und zur Achtung vor der 

Überzeugung des anderen, zur Verantwortung für Tiere und die Erhaltung der natürlichen 

Lebensgrundlagen, in Liebe zu Volk und Heimat, zur Völkergemeinschaft und zur Friedensgesinnung.  

(…) 

(5) Die Schülerinnen und Schüler sollen insbesondere lernen 

(...) 

4. in religiösen und weltanschaulichen Fragen persönliche Entscheidungen zu treffen und 

Verständnis und Toleranz gegenüber den Entscheidungen anderer zu entwickeln, 

(…) 

(6) Die Schule wahrt Offenheit und Toleranz gegenüber den unterschiedlichen religiösen, 

weltanschaulichen und politischen Überzeugungen und Wertvorstellungen. Sie achtet den Grundsatz 

der Gleichberechtigung der Geschlechter und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin. Sie 

vermeidet alles, was die Empfindungen anders Denkender verletzen könnte. Schülerinnen und Schüler 

dürfen nicht einseitig beeinflusst werden. 

(…) 

§ 5   Öffnung von Schule, Zusammenarbeit mit außerschulischen Partnern 

(1) Die Schule wirkt mit Personen und Einrichtungen ihres Umfeldes zur Erfüllung des schulischen 

Bildungs- und Erziehungsauftrages und bei der Gestaltung des Übergangs von den Tageseinrichtungen 

für Kinder in die Grundschule zusammen. 

(2) Schulen sollen in gemeinsamer Verantwortung mit den Trägern der öffentlichen und der freien 

Jugendhilfe, mit Religionsgemeinschaften und mit anderen Partnern zusammenarbeiten, die 

Verantwortung für die Belange von Kindern, Jugendlichen und jungen Volljährigen tragen und Hilfen 

zur beruflichen Orientierung geben. 

(3) Vereinbarungen nach den Absätzen 1 und 2 bedürfen der Zustimmung der Schulkonferenz. 

Zweiter Teil   Aufbau und Gliederung des Schulwesens 

Zweiter Abschnitt Weltanschauliche Gliederung der Grundschule und der Hauptschule 

§ 26   Schularten 

(1) Grundschulen sind Gemeinschaftsschulen, Bekenntnisschulen oder Weltanschauungs-schulen. 

Hauptschulen sind in der Regel Gemeinschaftsschulen. 

(2) In Gemeinschaftsschulen werden die Schülerinnen und Schüler auf der Grundlage christlicher 

Bildungs- und Kulturwerte in Offenheit für die christlichen Bekenntnisse und für andere religiöse und 

weltanschauliche Überzeugungen gemeinsam unterrichtet und erzogen. 

(3) In Bekenntnisschulen werden Kinder des katholischen oder des evangelischen Glaubens oder einer 

anderen Religionsgemeinschaft nach den Grundsätzen des betreffenden Bekenntnisses unterrichtet und 

erzogen. Zum evangelischen Bekenntnis im Sinne dieser Vorschrift gehören auch die 

bekenntnisverwandten Gemeinschaften.  



(4) In Weltanschauungsschulen werden die Schülerinnen und Schüler nach den Grundsätzen ihrer  

Weltanschauung unterrichtet und erzogen. An Weltanschauungsschulen wird Religionsunterricht nicht 

erteilt.  

(5) In Gemeinden mit verschiedenen Schularten können die Eltern die Schulart zu Beginn jedes 

Schuljahres wählen. Der Wechsel in eine Schule einer anderen Schulart ist während des Schuljahres 

nur aus wichtigem Grund zulässig. Schülerinnen und Schüler einer Minderheit können die Schule 

einer benachbarten Gemeinde besuchen, falls in ihrer Gemeinde die gewünschte Schulart nicht 

besteht.  

(6) In Schulen aller Schularten soll bei der Lehrereinstellung auf die Konfession der Schülerinnen und 

Schüler Rücksicht genommen werden. Lehrerinnen und Lehrer an Bekenntnisschulen müssen dem 

betreffenden Bekenntnis angehören und bereit sein, an diesen Schulen zu unterrichten und zu erziehen.  

(7) An einer Bekenntnisschule mit mehr als zwölf Schülerinnen und Schülern einer konfessionellen 

Minderheit ist eine Lehrerin oder ein Lehrer des Bekenntnisses der Minderheit einzustellen, die oder 

der Religionsunterricht erteilt und in anderen Fächern unterrichtet. Weitere Lehrerinnen und Lehrer 

des Bekenntnisses der Minderheit sind unter Berücksichtigung der Zahl der Schülerinnen und Schüler 

der Minderheit und der Gesamtschülerzahl der Schule einzustellen.  

§ 27   Bestimmung der Schulart von Grundschulen  

(1) Auf Antrag der Eltern sind Grundschulen als Gemeinschaftsschulen, Bekenntnisschulen oder 

Weltanschauungsschulen zu errichten, soweit die Mindestgröße (§ 82) gewährleistet ist. Der Antrag 

muss von Eltern gestellt werden, die mindestens ein Fünftel der Schülerinnen und Schüler vertreten, 

die ein geordneter Schulbetrieb erfordert. Antragsberechtigt sind die Eltern, deren Kinder für den 

Besuch der Schule in Frage kommen und eine bestehende Schule der gewünschten Schulart in 

zumutbarer Weise nicht erreichen können.  

(2) Bei der Errichtung einer Grundschule bestimmen die im Gebiet des Schulträgers wohnenden 

Eltern, deren Kinder für den Besuch der Schule in Frage kommen, in einem Abstimmungsverfahren 

die Schulart. Hierbei und bei der Anmeldung für die Schule muss die Mindestgröße erreicht werden.  

(3) Bestehende Grundschulen sind in eine andere Schulart umzuwandeln, wenn die Eltern eines 

Fünftels der Schülerinnen und Schüler der Schule dies beantragen und wenn sich anschließend die 

Eltern von zwei Dritteln der Schülerinnen und Schüler in einem Abstimmungsverfahren dafür 

entscheiden.  

(4) Die Eltern haben für jedes Kind gemeinsam eine Stimme. Das Abstimmungsverfahren ist geheim. 

Die Einzelheiten des Verfahrens regelt das Ministerium durch Rechtsverordnung. 

(5) Wird eine Schule durch Zusammenlegung von Schulen errichtet (§ 81 Abs. 2 Satz 2), findet kein 

Abstimmungsverfahren nach Absatz 2 statt, wenn allein Gemeinschaftsschulen oder Schulen 

desselben Bekenntnisses oder derselben Weltanschauung zusammengelegt werden. 

§ 28   Bestimmung der Schulart von Hauptschulen  

(1) Hauptschulen werden von Amts wegen als Gemeinschaftsschulen errichtet. Auf Antrag der Eltern 

ist eine Hauptschule als Bekenntnisschule oder Weltanschauungsschule zu errichten, wenn 

gewährleistet ist, dass eine Gemeinschaftsschule in zumutbarer Weise erreichbar ist. Der Antrag muss 

von im Gebiet des Schulträgers wohnenden Eltern gestellt werden, die mindestens ein Fünftel der 



Schülerinnen und Schüler vertreten, die ein geordneter Schulbetrieb erfordert. In einem 

anschließenden Abstimmungsverfahren und bei der Anmeldung für die Schule muss die für einen  

geordneten Schulbetrieb erforderliche Schülerzahl erreicht werden.  

(2) Bestehende Hauptschulen sind in Gemeinschaftsschulen umzuwandeln, wenn die Eltern eines 

Fünftels der Schülerinnen und Schüler dies beantragen und sich anschließend die Eltern eines Drittels 

der Schülerinnen und Schüler in einem Abstimmungsverfahren dafür entscheiden.  

(3) Für das Verfahren gilt § 27 Abs. 4. 

Dritter Teil   Unterrichtsinhalte 

§ 30   Lernmittel  

(1) Lernmittel sind Schulbücher und andere Medien, die dazu bestimmt sind, von den Schülerinnen 

und Schülern über einen längeren Zeitraum genutzt zu werden.  

(2) Lernmittel dürfen vom Ministerium nur zugelassen werden, wenn sie  

1. Rechtsvorschriften nicht widersprechen,  

2. den Unterrichtsvorgaben entsprechen,  

3. den Schülerinnen und Schülern individuelle Lernwege eröffnen und selbstständiges Arbeiten durch 

methodische und mediale Vielfalt fördern,  

4. dem Stand der Wissenschaft entsprechen und  

5. nicht ein diskriminierendes Verständnis fördern.  

(3) Lernmittel dürfen an Schulen nur eingeführt werden, wenn sie zugelassen sind. Über die 

Einführung von Lernmitteln entscheidet die Schulkonferenz.  

(4) Lernmittel für den Religionsunterricht werden im Einvernehmen mit der Kirche oder der 

Religionsgemeinschaft zugelassen.  

(5) Das Ministerium regelt das Zulassungsverfahren. 

§ 31   Religionsunterricht  

(1) Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach an allen Schulen mit Ausnahme der 

Weltanschauungsschulen (bekenntnisfreien Schulen). Er wird nach Bekenntnissen getrennt in 

Übereinstimmung mit den Lehren und Grundsätzen der betreffenden Kirche oder 

Religionsgemeinschaft erteilt. Religionsunterricht wird erteilt, wenn er allgemein eingeführt ist und an 

der einzelnen Schule mindestens zwölf Schülerinnen und Schüler dem entsprechenden Bekenntnis 

angehören.  

(2) Das Ministerium erlässt die Unterrichtsvorgaben für den Religionsunterricht im Einvernehmen mit 

der Kirche oder der Religionsgemeinschaft. Die Zahl der Unterrichtsstunden setzt das Ministerium im 

Benehmen mit der Kirche oder der Religionsgemeinschaft fest.  

(3) Lehrerinnen und Lehrer bedürfen für die Erteilung des Religionsunterrichts des staatlichen 

Unterrichtsauftrags und einer Bevollmächtigung durch die Kirche oder die Religionsgemeinschaft.  



Religionsunterricht kann, soweit keine staatlich ausgebildeten Lehrkräfte zur Verfügung stehen, durch 

Geistliche, kirchliche Lehrkräfte, von der Religionsgemeinschaft beauftragte Lehrkräfte oder von 

ausgebildeten Katechetinnen und Katecheten erteilt werden. Sie bedürfen dazu des staatlichen 

Unterrichtsauftrags und einer Bevollmächtigung durch die Kirche oder Religionsgemeinschaft.  

(4) Niemand darf gezwungen werden, Religionsunterricht zu erteilen. Lehrerinnen und Lehrern, die 

die Erteilung des Religionsunterrichts ablehnen, dürfen hieraus keine dienstrechtlichen Nachteile 

erwachsen.  

(5) Der Religionsunterricht unterliegt der staatlichen Schulaufsicht, die sich insbesondere auf die 

Ordnung und Durchführung des Unterrichts erstreckt. Die Kirche oder die Religionsgemeinschaft hat 

ein Recht auf Einsichtnahme in den Religionsunterricht; das Recht der obersten Kirchenleitung, den 

Religionsunterricht zu besuchen, bleibt unberührt. Das Verfahren der Einsichtnahme wird durch 

Vereinbarung des Ministeriums mit der Kirche oder der Religionsgemeinschaft geregelt.  

(6) Eine Schülerin oder ein Schüler ist von der Teilnahme am Religionsunterricht auf Grund der 

Erklärung der Eltern oder - bei Religionsmündigkeit der Schülerin oder des Schülers - auf Grund 

eigener Erklärung befreit. Die Erklärung ist der Schulleiterin oder dem Schulleiter schriftlich zu 

übermitteln. Die Eltern sind über die Befreiung zu informieren. 

§ 32   Praktische Philosophie, Philosophie  

Schülerinnen und Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen, nehmen am Fach Praktische 

Philosophie teil, soweit dieses Fach in der Ausbildungsordnung vorgesehen und an der Schule 

eingerichtet ist. In der gymnasialen Oberstufe besteht die Verpflichtung, nach einer Befreiung vom 

Religionsunterricht das Fach Philosophie zu belegen. 

Sechster Teil   Schulpersonal  

§ 57   Lehrerinnen und Lehrer 

(…) 

(4) Lehrerinnen und Lehrer dürfen in der Schule keine politischen, religiösen, weltanschaulichen oder 

ähnliche äußere Bekundungen abgeben, die geeignet sind, die Neutralität des Landes gegenüber 

Schülerinnen und Schülern sowie Eltern oder den politischen, religiösen oder weltanschaulichen 

Schulfrieden zu gefährden oder zu stören. Insbesondere ist ein äußeres Verhalten unzulässig, welches 

bei Schülerinnen und Schülern oder den Eltern den Eindruck hervorrufen kann, dass eine Lehrerin 

oder ein Lehrer gegen die Menschenwürde, die Gleichberechtigung nach Artikel 3 des Grundgesetzes, 

die Freiheitsgrundrechte oder die freiheitlich-demokratische Grundordnung auftritt. Die 

Wahrnehmung des Erziehungsauftrags nach Artikel 7 und 12 Abs. 6 der Verfassung des Landes 

Nordrhein-Westfalen und die entsprechende Darstellung christlicher und abendländischer Bildungs- 

und Kulturwerte oder Traditionen widerspricht nicht dem Verhaltensgebot nach Satz 1. Das 

Neutralitätsgebot des Satzes 1 gilt nicht im Religionsunterricht und in den Bekenntnis- und 

Weltanschauungsschulen.  

(…) 

Siebter Teil   Schulverfassung 

Erster Abschnitt   Allgemeines 



 

§ 62   Grundsätze der Mitwirkung  

(1) Lehrerinnen und Lehrer, Eltern, Schülerinnen und Schüler wirken in vertrauensvoller 

Zusammenarbeit an der Bildungs- und Erziehungsarbeit der Schule mit und fördern dadurch die 

Eigenverantwortung in der Schule. An der Gestaltung des Schulwesens wirken sie durch ihre 

Verbände ebenso wie durch die anderen am Schulwesen beteiligten Organisationen nach Maßgabe 

dieses Teils des Gesetzes mit.  

(...) 

Zweiter Abschnitt   Mitwirkung in der Schule 

§ 65   Aufgaben der Schulkonferenz  

(1) An jeder Schule ist eine Schulkonferenz einzurichten. Sie ist das oberste Mitwirkungsgremium der 

Schule, in dem alle an der Bildungs- und Erziehungsarbeit der Schule Beteiligten zusammenwirken. 

Sie berät in grundsätzlichen Angelegenheiten der Schule und vermittelt bei Konflikten innerhalb der 

Schule. Sie kann Vorschläge und Anregungen an den Schulträger und an die Schulaufsichtsbehörde 

richten.  

(2) Die Schulkonferenz entscheidet im Rahmen der Rechts- und Verwaltungsvorschriften in folgenden 

Angelegenheiten:  

(...) 

3. Abschluss von Vereinbarungen über die Kooperation von Schulen und die Zusammenarbeit 

mit anderen Partnern (§ 4 Abs. 3, § 5, § 9 Abs. 3),  

(…) 

Dritter Abschnitt   Mitwirkung beim Schulträger und beim Ministerium 

§ 77   Mitwirkung beim Ministerium 

(1) In schulischen Angelegenheiten von allgemeiner und grundsätzlicher Bedeutung beteiligt das 

Ministerium die am Schulleben beteiligten Verbände und Organisationen.  

(2) Die Beteiligung erstreckt sich insbesondere auf  

1. Änderungen dieses Gesetzes, 

2. Richtlinien und Leitpläne, 

3. Ausbildungs- und Prüfungsordnungen, 

4. Schulversuche, 

5. Regelungen über die Abstimmung zwischen schulischer und betrieblicher Ausbildung. 

(3) Zu beteiligen sind  

(...) 



6. die Kirchen,  

(...). 

Achter Teil   Schulträger 

§ 85   Schulausschuss 

(1) Die Gemeinden, die Kreise und die Schulverbände können für die von ihnen getragenen Schulen 

einen oder mehrere Schulausschüsse bilden.  

(2) Der Schulausschuss wird nach den Vorschriften der kommunalen Verfassungsgesetze 

zusammengesetzt. Je eine oder ein von der katholischen Kirche und der evangelischen Kirche 

benannte Vertreterin oder benannter Vertreter ist als ständiges Mitglied mit beratender Stimme zu 

berufen. Außerdem können Vertreterinnen und Vertreter der Schulen zur ständigen Beratung berufen 

werden.  

(3) Wird kein Schulausschuss, sondern ein gemeinsamer Ausschuss gebildet, findet Absatz 2 Sätze 2 

und 3 mit der Maßgabe Anwendung, dass die Mitwirkung der benannten Vertreter auf Gegenstände 

des Schulausschusses beschränkt bleibt.  

Elfter Teil   Schulen in freier Trägerschaft 

Erster Abschnitt   Ersatzschulen 

§ 101   Genehmigung, vorläufige Erlaubnis, Aufhebung, Erlöschen 

(1) Ersatzschulen bedürfen der Genehmigung der oberen Schulaufsichtsbehörde. (...)  

(...) 

(3) Ersatzschulen sind berechtigt, den öffentlichen Schulen gleichwertige Lehr- und 

Erziehungsmethoden zu entwickeln und sich eine besondere pädagogische, religiöse oder 

weltanschauliche Prägung zu geben.  

(4) Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, wenn die Unterrichtsverwaltung ein besonderes 

pädagogisches Interesse anerkennt oder, auf Antrag von Erziehungsberechtigten, wenn sie als 

Gemeinschaftsschule, als Bekenntnis- oder Weltanschauungsschule errichtet werden soll und eine 

öffentliche Volksschule dieser Art in der Gemeinde nicht besteht (Artikel 7 Abs. 5 GG).  

(…) 

§ 103   Wechsel von Lehrerinnen und Lehrern innerhalb 

(…) 

(4) Bei Beurlaubung einer Planstelleninhaberin oder eines Planstelleninhabers ohne Dienstbezüge für 

eine Tätigkeit außerhalb des Schuldienstes des Ersatzschulträgers an anderen kirchlichen oder 

sonstigen Einrichtungen ist von der oberen Schulaufsichtsbehörde auf der Grundlage der vom 

Schulträger anerkannten öffentlichen Belange über die Berücksichtigung der Beurlaubungszeiten als 

ruhegehaltfähige Dienstzeit einschließlich der Erhebung eines Versorgungszuschlages sowie über 

deren Bezuschussung zu entscheiden. 

 



 

Zweiter Abschnitt   Ersatzschulfinanzierung  

§ 111   Folgelasten aufgelöster Schulen 

(1) Wird eine Schule ganz oder teilweise aufgelöst, ist für eine anderweitige entsprechende 

Verwendung der hauptberuflichen Lehrerinnen und Lehrer im Schuldienst des bisherigen oder eines 

anderen Ersatzschulträgers zu sorgen. Ist dieses nicht möglich, ist das Land verpflichtet, eine den 

Planstelleninhaberinnen und Planstelleninhabern zumutbare Unterbringung auf freien Stellen der 

öffentlichen Schulkapitel sicherzustellen. Für das übrige hauptberuflich tätige pädagogische Personal 

prüft das Land, inwieweit eine Unterbringung im öffentlichen Schuldienst auf freien und besetzbaren 

Stelle ermöglicht werden kann.  

(2) Planstelleninhaberinnen und Planstelleninhaber sind mit Auflösung der Schule in den einstweiligen 

Ruhestand zu versetzen, sofern keine anderweitige Verwendung im Ersatzschuldienst möglich ist. Ihr 

Ruhegehalt sowie die Versorgungslasten der aufgelösten Schule werden vom Land ohne Abzug einer 

Eigenleistung über das Landesamt für Besoldung und Versorgung festgesetzt und zahlbar gemacht.  

(3) Der Anspruch auf Ruhegehalt bleibt außer Ansatz, wenn eine Planstelleninhaberin oder ein 

Planstelleninhaber anderweitig im Schuldienst tätig ist oder eine zumutbare Beschäftigung im 

Ersatzschuldienst oder im öffentlichen Schuldienst abgelehnt hat. Bei Ablehnung des Angebots einer 

zumutbaren anderweitigen Beschäftigung im Schuldienst trifft die obere Schulaufsichtsbehörde die 

Feststellung über den Verlust der Versorgungsbezüge.  

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Lehrerinnen oder Lehrer, die als Mitglieder religiöser oder 

gemeinnütziger Gemeinschaften an der Schule zur Zeit der Auflösung tätig waren.  

(…) 

§ 113   Jahresrechnung und Verwendungsnachweis 

(…) 

(3) Der Nachweis der zweckentsprechenden Mittelverwendung in der Jahresrechnung kann auch durch 

einen von einer Wirtschaftsprüfung geprüften Jahresabschluss erbracht werden, der die 

Ordnungsgemäßheit der Buchführung sowie die bestimmungsgemäße und wirtschaftliche 

Verwendung der Landeszuschüsse im Jahresabschluss bestätigt. Ein kirchlicher Schulträger mit dem 

Status einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft kann den Nachweis sowohl für seine Schulen als auch 

für Schulen ihm nahestehender Schulträger durch Prüftestat seiner Rechnungsprüfungsstelle erbringen. 

(…) 

§ 115   Durchführung, Erprobungsversuch, Übergangsvorschriften  

(…) 

(7) Die in § 10 EFG
18

 enthaltene Regelung zur Abgeltung der Altersversorgung für Lehrkräfte als  
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 Gesetz über die Finanzierung der Ersatzschulen (Ersatzschulfinanzgesetz). Dieses Gesetz vom 27. Juni 1961 

hat der Landtag mit Wirkung vom 1. Januar 2006 aufgehoben (GV. NRW. S. 102). § 10 EFG [Regelung für 

Mitglieder religiöser oder gemeinnütziger Gemeinschaften]: Zur Abgeltung des Unterhalts für Mitglieder 

religiöser oder gemeinnütziger Gemeinschaften als Lehrer und zur Abgeltung ihrer Altersversorgung dürfen nur 



Mitglieder religiöser Ordensgemeinschaften ist auf die bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes 

bestehenden Versorgungsverhältnisse weiterhin anzuwenden.  

Zwölfter Teil Datenschutz, Übergangs- und Schlussvorschriften  

Erster Abschnitt Datenschutz  

§ 121   Schutz der Daten von Lehrerinnen und Lehrern 

(…) 

(5) Daten der Lehrerinnen und Lehrer dürfen an die Kirchen und Religionsgemeinschaften regelmäßig 

übermittelt werden, soweit dies für die Erteilung des Religionsunterrichts erforderlich ist.  

(…) 

 

 

11.12 Rheinland-Pfalz 

11.12.1 Hochschulgesetz (HochSchG) [von Rheinland-Pfalz] 

Vom 19.11.2010 (GVBl 2003, S. 167), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.12.2011 

(GVBl. S. 455) 

Teil 2   Aufgaben der Hochschulen 

Abschnitt 2   Studium und Lehre 

§ 19   Studiengänge 

(…) 

(4) Das Studium wird in der Regel durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche oder eine kirchliche 

Prüfung abgeschlossen.  

(…) 

§ 30   Hochschulgrade 

(…) 

(3) Die Hochschule kann einen Hochschulgrad auch aufgrund einer staatlichen Prüfung oder einer 

kirchlichen Prüfung, mit der ein Hochschulstudium abgeschlossen wird, mit Zustimmung der fachlich 

zuständigen Ministerien verleihen. 

(…) 

 

                                                                                                                                                                                     
70 v. H. der Durchschnittsbezüge der vergleichbaren Lehrer an öffentlichen Schulen oder der vergleichbaren 

Versorgungsempfänger veranschlagt werden. Als Durchschnittsbezüge sind die Bezüge der siebten Stufe des 

Grundgehalts der in Frage kommenden Besoldungsgruppe und die Stufe 1 des Familienzuschlags zugrunde zu 

legen. 



§ 31   Akademische Grade, hochschulbezogene Titel und Bezeichnungen 

(1) Ein von einer staatlichen oder staatlich anerkannten deutschen Hochschule ordnungsgemäß 

verliehener Hochschulgrad darf in Rheinland-Pfalz geführt werden. 

(2) Ein ausländischer Hochschulgrad darf nur geführt werden, wenn die verleihende Hochschule nach 

dem Recht des Herkunftslandes anerkannt, zur Verleihung dieses Grades berechtigt und der Grad nach 

einem ordnungsgemäß durch Prüfung abgeschlossenen Studium verliehen worden ist. Der 

Hochschulgrad ist unter Angabe der verleihenden Hochschule in der Form zu führen, die dem 

Wortlaut der Verleihungsurkunde entspricht. Dabei kann die verliehene Form gegebenenfalls in 

lateinische Schrift übertragen und die im Herkunftsland zugelassene oder nachweislich allgemein 

übliche Abkürzung geführt und eine wörtliche Übersetzung in Klammern hinzugefügt werden. Eine 

Umwandlung in einen entsprechenden deutschen Grad findet nicht statt. Entsprechendes gilt auch für 

Hochschulgrade, die im Ausland durch gesetzliche Regelung von einer staatlichen oder staatlich 

anerkannten Stelle verliehen worden sind. Die Regelungen finden auch Anwendung auf staatliche und 

kirchliche Grade. 

(…) 

Teil 9   Hochschulen in freier Trägerschaft 

§ 117   Anerkennung 

(1) Nicht staatliche Hochschulen können errichtet und betrieben werden, wenn sie staatlich anerkannt 

sind. Der Betrieb der Niederlassung einer ausländischen Hochschule mit Ausnahme der ausländischen 

Hochschulen, die innerhalb des Geltungsbereichs des Gemeinschaftsrechts der Europäischen Union 

liegen, bedarf der Genehmigung durch das fachlich zuständige Ministerium. Unter den 

Voraussetzungen des Artikels 30 der Verfassung für Rheinland-Pfalz erhalten Einrichtungen des 

Bildungswesens, die keine Hochschulen des Landes sind, vom fachlich zuständigen Ministerium die 

staatliche Anerkennung als Hochschule in freier Trägerschaft, wenn gewährleistet ist, dass 

 (…) 

Die staatliche Anerkennung kann von einer Akkreditierung abhängig gemacht werden. 

(…) 

(4) Für Fachhochschulen in freier Trägerschaft mit fachbedingt geringer Studierendenzahl und 

kirchliche Einrichtungen können Ausnahmen von einzelnen der in Absatz 1 genannten 

Voraussetzungen zugelassen werden, wenn gewährleistet ist, dass das Studium einem entsprechenden 

Studium an einer Hochschule des Landes gleichwertig ist. 

(…) 

§ 120   Lehrende 

(…) 

(2) Der Träger einer Hochschule in freier Trägerschaft kann mit Zustimmung des fachlich zuständigen 

Ministeriums hauptberuflich Lehrenden, welche die Einstellungsvoraussetzungen nach § 49
19

 erfüllen, 

für die Dauer der Zugehörigkeit zur Hochschule und für den anschließenden Ruhestand die Führung 
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 § 49 regelt die Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren. 



einer Berufsbezeichnung in sinngemäßer Anwendung der Vorschriften über die Amtsbezeichnungen 

der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer an Hochschulen des Landes mit dem Zusatz ,,im 

Privatdienst“ oder dem Zusatz “an ... (Bezeichnung der Hochschule in freier Trägerschaft)” gestatten. 

Bei Hochschulen kirchlicher Trägerschaft kann der Zusatz ,,im Kirchendienst“ gewählt werden. In 

begründeten Ausnahmefällen kann die Führung der Berufsbezeichnung auch über die Dauer der 

Zugehörigkeit zur Hochschule hinaus gestattet werden. 

(3) Fachhochschullehrerinnen oder Fachhochschullehrern, denen nach den bisherigen gesetzlichen 

Bestimmungen die Führung der Bezeichnung ,,Professorin an der Fachhochschule“ oder ,,Professor an 

der Fachhochschule“ mit dem Zusatz ,,im Privatdienst“ oder ,,im Kirchendienst“ gestattet worden ist, 

sind berechtigt, für die Dauer ihrer Zugehörigkeit zu der Fachhochschule, in deren Dienst sie stehen, 

die Bezeichnung ,,Professorin“ oder ,,Professor“ mit dem gestatteten Zusatz oder dem Zusatz “an ... 

(Bezeichnung der Hochschule in freier Trägerschaft)” zu führen. 

(…) 

Teil 10   Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 127   Weitergeltung von Studienordnungen 

Vorhandene Studienordnungen gelten weiter, bis sie wegen Änderungsbedarfs aufgehoben werden. 

Änderungsbedürftige Studienordnungen werden durch Satzung aufgehoben und sodann durch 

Studienpläne ersetzt. Dies setzt voraus, dass die Prüfungsordnung selbst den Umfang der Pflicht- und 

Wahlpflichtlehrveranstaltungen sowie die erforderlichen Teilnahme- und Leistungsnachweise festlegt 

und nicht auf Regelungen von Studienordnungen verweist. Ergänzend zur Prüfungsordnung für einen 

Studiengang, der mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung abschließt, kann abweichend von Satz 

2 eine Studienordnung erlassen werden, mit der die Voraussetzungen für die Teilnahme an einzelnen 

Lehrveranstaltungen geregelt werden können. Studienordnungen sowie ihre Änderung und Aufhebung 

sind dem fachlich zuständigen Ministerium anzuzeigen; sie treten an dem in der Satzung bestimmten 

Tag in Kraft, wenn das fachlich zuständige Ministerium nicht innerhalb von drei Monaten nach der 

Anzeige ihre Änderung verlangt. 

§ 130   Verträge mit den Kirchen 

Die Verträge
20

 mit den Kirchen werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 
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 Abgedruckt unter Dritter Teil Punkt A) 13. 



11.12.2 Schulgesetz von Rheinland-Pfalz (SchulG) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 30.03.2004 (GVBl. RLP S. 239), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom  08.22.2013 (GVBl. RLP S. 9 ) 

Teil 1   Grundlagen 

Abschnitt 1   Allgemeines 

§ 1   Auftrag der Schule 

(1) Der Auftrag der Schule bestimmt sich aus dem Recht des jungen Menschen auf Förderung seiner 

Anlagen und Erweiterung seiner Fähigkeiten, unabhängig von seiner Religion, Weltanschauung, Rasse 

oder ethnischen Herkunft, einer Behinderung, seinem Geschlecht oder seiner sexuellen Identität sowie 

aus dem Anspruch von Staat und Gesellschaft an Bürgerinnen und Bürger zur Wahrnehmung von 

Rechten und Übernahme von Pflichten hinreichend vorbereitet zu sein. 

(2) In Erfüllung ihres Auftrags erzieht die Schule zur Selbstbestimmung in Verantwortung vor Gott 

und den Mitmenschen, zur Anerkennung ethischer Normen, zur Gleichberechtigung von Frau und 

Mann, zur Gleichstellung von behinderten und nicht behinderten Menschen, zur Achtung vor der 

Überzeugung anderer, zur Bereitschaft, die sozialen und politischen Aufgaben im freiheitlich-

demokratischen und sozialen Rechtsstaat zu übernehmen, zum gewaltfreien Zusammenleben und zur 

verpflichtenden Idee der Völkergemeinschaft. (...) 

(3) Zum Auftrag der Schule gehört auch die Sexualerziehung. Sie ist als Erziehung zu 

verantwortungsbewusstem geschlechtlichem Verhalten Teil der Gesamterziehung und wird 

fächerübergreifend durchgeführt. Sie soll die Schülerinnen und Schüler ihrem Alter und ihrem 

Reifegrad entsprechend in gebotener Zurückhaltung mit den Fragen der Sexualität vertraut machen 

sowie zu menschlicher, sozialer und gleichberechtigter Partnerschaft befähigen. Die Sexualerziehung 

hat die vom Grundgesetz und von der Verfassung für Rheinland-Pfalz vorgegebenen 

Wertentscheidungen für Ehe und Familie zu achten und dem Gebot der Toleranz Rechnung zu tragen. 

Über Ziele, Inhalt und Form der Sexualerziehung hat die Schule die Eltern rechtzeitig zu unterrichten. 

(...) 

§ 5   Gemeinsame Aufgabe 

(1) Das Land, die kommunalen Gebietskörperschaften und die freien Träger wirken bei der Erfüllung 

des Auftrags der Schule mit den Lehrkräften, Schülerinnen, Schülern und Eltern und den für die 

außerschulische Berufsbildung Verantwortlichen nach Maßgabe dieses Gesetzes zusammen. 

(2) Bei der Gestaltung des Religionsunterrichts wirken die Kirchen und Religionsgemeinschaften nach 

den Bestimmungen des Grundgesetzes und der Verfassung für Rheinland-Pfalz mit. 

Abschnitt 2   Gliederung des Schulwesens 

§ 10   Aufgaben und Zuordnung der Schularten 

(...) 

(5) In der gymnasialen Oberstufe werden die Schülerinnen und Schüler nach einer Einführungsphase 

von mindestens einem Schulhalbjahr in einem System von aufeinander aufbauenden Grund- und 

Leistungskursen unterrichtet. Im Rahmen dieses Systems setzen sie nach ihrer Befähigung und ihrem 

Interesse Schwerpunkte in ihrem schulischen Bildungsgang. Die Schülerinnen und Schüler wählen 



dazu aus einem Fächerangebot, welches das sprachlich-literarisch-künstlerische, das 

gesellschaftswissenschaftliche und das mathematisch-naturwissenschaftlich-technische Aufgabenfeld 

sowie die Fächer Religionslehre/Ethikunterricht und Sport umfasst, Fächer aus, die als Leistungs- oder 

Grundkurse unterrichtet werden. Dabei ist zur Sicherung einer allgemeinen Grundbildung so 

auszuwählen, dass alle in Satz 3 genannten Aufgabenfelder und Fächer erfasst werden. (...) 

(...) 

Abschnitt 3   Zusammenarbeit von Schulen und Schulverbund 

§ 19   Zusammenarbeit außerschulischen Einrichtungen und Institutionen 

Die Schulen arbeiten im Rahmen ihrer Aufgaben 

1. mit den Trägern und Einrichtungen der öffentlichen und freien Kinder- und Jugendhilfe, 

insbesondere im Rahmen der Schulsozialarbeit, mit den Kindertagesstätten und in den lokalen 

Netzwerken nach § 3 des Landesgesetzes zum Schutz von Kindeswohl und Kindergesundheit, 

2. mit anderen außerschulischen Einrichtungen und Institutionen, deren Tätigkeit für die 

Lebenssituation junger Menschen wesentlich ist, insbesondere mit anderen Bildungseinrichtungen und 

Betrieben zusammen. (...) 

Abschnitt 5   Öffentliche Schulen und Schulen in freier Trägerschaft 

§ 22 

(1) Die Schulen sind öffentliche Schulen oder private Schulen (Schulen in freier Trägerschaft). 

(2) Öffentliche Schulen sind Schulen, die vom Land oder einer kommunalen Gebietskörperschaft 

errichtet werden. Alle anderen Schulen sind Schulen in freier Trägerschaft. 

(3) Für die Schulen in freier Trägerschaft gelten die Vorschriften der Teile 1 und 7 dieses Gesetzes 

sowie der Teile 2 bis 6, soweit dies ausdrücklich bestimmt ist; im Übrigen gilt für die Schulen in freier 

Trägerschaft das Privatschulgesetz. 

Teil 2   Lehrkräfte, Schülerinnen, Schüler und Eltern 

Abschnitt 1   Allgemeines 

§ 24   Geltung für Schulen in freier Trägerschaft 

Die staatlich anerkannten Schulen in freier Trägerschaft haben für Konferenzen, für die Vertretungen 

der Schülerinnen und Schüler und die Elternvertretungen an den Schulen sowie für den 

Schulausschuss Regelungen zu treffen, die den Vorschriften für die öffentlichen Schulen gleichwertig 

sind. Das fachlich zuständige Ministerium kann durch Rechtsverordnung bestimmen, dass die 

Vorschriften dieses Gesetzes über die Konferenzen von diesen Schulen anzuwenden sind. 

Abschnitt 2   Lehrkräfte, Schulleiterinnen und Schulleiter 

§ 25   Lehrkräfte 

(...) 

(6) Lehrkräfte, die Religionsunterricht erteilen, bedürfen der Bevollmächtigung durch die Kirchen  



oder Religionsgemeinschaften; Geistliche sowie Katechetinnen und Katecheten bedürfen des 

staatlichen Unterrichtsauftrags. Die Einzelheiten werden durch Vereinbarungen zwischen dem 

fachlich zuständigen Ministerium und den Kirchen und Religionsgemeinschaften geregelt. 

(7) Die Kirchen, Religionsgemeinschaften und kirchlichen Genossenschaften können mit 

Genehmigung der Schulbehörde hauptberuflichen Lehrkräften, die von ihnen nach § 74 Abs. 2 gestellt 

sind und die Befähigung für das entsprechende Lehramt an einer öffentlichen Schule besitzen, für die 

Dauer ihrer Tätigkeit gestatten eine der Amtsbezeichnung der vergleichbaren Lehrkraft entsprechende 

Bezeichnung mit dem Zusatz ,,im Kirchendienst“ zu führen. Die Führung der Bezeichnung darf der 

Lehrkraft frühestens zu dem Zeitpunkt gestattet werden, in dem sie im öffentlichen Schuldienst zur 

Einstellung, Anstellung oder Beförderung heranstehen würde. 

(...) 

Teil 5   Schulunterhaltung und Schulverwaltung 

Abschnitt 2   Staatliche Schulen 

Unterabschnitt 1   Personal- und Sachbedarf 

§ 74   Kostenträger 

(...) 

(2) Kirchen und Religionsgemeinschaften können für den Religionsunterricht Lehrkräfte stellen; 

Lehrkräfte können auch von kirchlichen Genossenschaften für den Unterricht an  Schulen, soweit 

ihnen bisher ein Recht auf Unterrichtserteilung an diesen Schulen zustand, gestellt werden. Das Land 

erstattet die mit der Gestellung verbundenen Kosten nach Maßgabe von Vereinbarungen zwischen 

dem fachlich zuständigen Ministerium und den Kirchen, Religionsgemeinschaften und kirchlichen 

Genossenschaften. 

(...) 

Teil 7   Schlussbestimmungen 

§ 102   Staatliche Prüfungen 

(...) 

(3) Das für das Hochschulwesen zuständige Ministerium wird ermächtigt, staatliche Prüfungen, die in 

seinem Geschäftsbereich einen Studien- oder Ausbildungsgang an einer Hochschule abschließen, 

durch Rechtsverordnung zu regeln. Dies sind insbesondere: 

 (...) 

 3. die Prüfung für katholische Kirchenmusikerinnen und -musiker. 

 

 

 

 



11.13 Saarland 

11.13.1 Gesetz über die Universität des Saarlandes(Universitätsgesetz - UG) 

Vom 23.06.2004 (Amtsbl. S. 1782), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.02.2010 

(Amtsbl. S. 28) 

Kapitel 5   Studium, Lehre und Prüfungen 

§ 63   Führung ausländischer Grade und Titel 

(1) Ein ausländischer Hochschulgrad, der aufgrund einer Prüfung im Anschluss an ein tatsächlich 

absolviertes Studium von einer nach dem Recht des Herkunftslandes anerkannten Hochschule 

ordnungsgemäß verliehen wurde, kann in der Form, in der er verliehen wurde, unter Angabe der 

verleihenden Einrichtung geführt werden. Die verliehene Form des Grades kann bei fremden 

Schriftarten in die lateinische Schrift übertragen werden; ferner kann die im Herkunftsland 

zugelassene oder nachweislich allgemein übliche Abkürzung geführt sowie eine wörtliche 

Übersetzung in Klammern hinzugefügt werden. Die Regelungen finden auch auf staatliche und 

kirchliche Grade Anwendung. Eine Umwandlung in einen deutschen Grad findet außer zugunsten der 

nach dem Bundesvertriebenengesetz Berechtigten nicht statt.  

(…) 

Kapitel 8   Staatliche Mitwirkung und Aufsicht 

§ 77   Rechtsaufsicht 

(…)  

(4) Die Verträge
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 mit den Kirchen werden durch dieses Gesetz nicht berührt.  

Kapitel 9   Hochschulübergreifende Regelungen 

§ 80   Staatliche Anerkennung von Hochschulen in freier Trägerschaft, Namensschutz von 

Hochschulen 

(1) Einrichtungen des tertiären Bildungswesens, die keine staatlichen Hochschulen sind, bedürfen der 

staatlichen Anerkennung als Hochschule, um eine entsprechende Bezeichnung führen, 

Hochschulprüfungen abnehmen und Hochschulgrade oder vergleichbare Bezeichnungen verleihen zu 

können. Die staatliche Anerkennung kann auf Antrag der Einrichtung vom Ministerium für Wirtschaft 

und Wissenschaft erteilt werden, wenn die Einrichtung einschließlich ihres Studienangebots auf ihren 

Antrag von einer vom Ministerium für Wirtschaft und Wissenschaft bestimmten Stelle akkreditiert 

worden und darüber hinaus aufgrund entsprechender Nachweise gewährleistet ist, dass  

1. (…) 

2. eine Mehrzahl von nebeneinander bestehenden oder aufeinander folgenden Studiengängen an 

der Einrichtung allein oder im Verbund mit anderen Einrichtungen des Bildungswesens vorhanden 

oder im Rahmen einer Ausbauplanung vorgesehen ist; dies gilt nicht, wenn innerhalb einer 

Fachrichtung die Einrichtung einer Mehrzahl von Studiengängen durch die wissenschaftliche 

Entwicklung oder das entsprechende berufliche Tätigkeitsfeld nicht nahegelegt wird, 
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(…) 

(2)Für Hochschulen in freier Trägerschaft mit fachbedingt geringer Studierendenzahl und kirchliche 

Einrichtungen können Ausnahmen von Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 zugelassen werden, wenn 

gewährleistet ist, dass das Studium einem Studium an einer staatlichen Hochschule gleichwertig ist. 

 

 

11.13.2 Gesetz zur Ordnung des Schulwesens im Saarland (Schulordnungsgesetz – 

SchOG) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 21.08.1996 (Amtsbl. Saarland, S. 846, ber. in 

Amtsbl. Saarland, S. 147), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.06.2012 (Amtsbl. Saarland, 

S. 210 ) 

Teil I   Aufgabe und Aufbau des Schulwesens 

1. Abschnitt   Allgemeines 

§ 1   Unterrichts- und Erziehungsauftrag, Qualität der Schule 

(...) 

(2) Daher hat die Schule durch Erziehung und Unterricht die Schülerinnen und Schüler zur 

Selbstbestimmung in Verantwortung vor Gott und den Mitmenschen, zur Anerkennung ethischer 

Normen, zur Achtung vor der Überzeugung anderer, zur Erfüllung ihrer Pflichten in Familie, Beruf 

und der sie umgebenden Gemeinschaft, zu sorgsamem Umgang mit den natürlichen 

Lebensgrundlagen, zur Übernahme der sozialen und politischen Aufgaben von Bürgerinnen und 

Bürgern im freiheitlich-demokratischen und sozialen Rechtsstaat und zur Mitwirkung an der 

Gestaltung der Gesellschaft im Sinne der freiheitlich-demokratischen Grundordnung zu befähigen und 

sie zu der verpflichtenden Idee des friedlichen Zusammenlebens der Völker hinzuführen. 

(2a) Die Schule unterrichtet und erzieht die Schülerinnen und Schüler bei gebührender 

Rücksichtnahme auf die Empfindungen anders denkender Schülerinnen und Schüler auf der 

Grundlage christlicher Bildungs- und Kulturwerte. Der Erziehungsauftrag ist in der Art zu erfüllen, 

dass durch politische, religiöse, weltanschauliche oder ähnliche äußere Bekundungen weder die 

Neutralität des Landes gegenüber Schülerinnen und Schülern und Eltern noch der politische, religiöse 

oder weltanschauliche Schulfrieden gefährdet oder gestört werden.(...) 

§ 7   Öffentliche und private Schulen 

(1) Öffentliche Schulen sind die Schulen, deren Träger das Land, eine Gemeinde, ein 

Gemeindeverband oder ein Schulverband ist.  

(2) Alle übrigen Schulen sind Privatschulen. Ihre Rechtsverhältnisse werden durch Artikel 7 Abs. 4 

und 5 des Grundgesetzes, Artikel 28 der Verfassung des Saarlandes  und durch das Gesetz Nr. 751 

„Privatschulgesetz“ vom 30. Januar 1962 (Amtsbl. S. 159) in seiner jeweils geltenden Fassung 

geregelt.  

§ 8   Geltungsausschluss  

(1) Auf Privatschulen ist das Gesetz nur anwendbar, soweit dies ausdrücklich bestimmt wird.  



(2) Als Schulen im Sinne dieses Gesetzes gelten nicht:  

1. die Hochschulen,  

2. die Fachhochschulen,  

2a. die Berufsakademien,  

3. die Einrichtungen der Weiterbildung,  

4. die Saarländische Verwaltungsschule und die Sparkassenakademie Saar,  

5. die Schulen für Heil- und Heilhilfsberufe sowie die Altenpflegeschulen,  

6. die landwirtschaftlichen Schulen,  

7. die Schulen im Strafvollzug.  

3. Abschnitt    Der Religionsunterricht 

§ 10   Grundsätze 

(1) Der Religionsunterricht ist an allen öffentlichen Schulen ordentliches Lehrfach. 

(2) In Schulen, die einer besonderen Fachausbildung dienen, ist der Religionsunterricht ordentliches 

Lehrfach, soweit an diesen Schulen Religion zur Berufsausbildung gehört. 

(3) Der Religionsunterricht wird nach Bekenntnissen getrennt in Übereinstimmung mit den Lehren 

und Grundsätzen der betreffenden Kirchen oder Religionsgemeinschaften erteilt. 

§ 11    Religionslehrerinnen und Religionslehrer 

(1) Der Religionsunterricht wird von Lehrkräften oder Geistlichen erteilt.  

(2) Lehrkräfte übernehmen die Erteilung des Religionsunterrichts in freier Willensentscheidung. 

Voraussetzung für die Erteilung des Religionsunterrichts sind die staatliche Lehrbefähigung und eine 

Bevollmächtigung durch die Kirche oder die Religionsgemeinschaft.  

(3) Keine Lehrkraft darf gezwungen werden, Religionsunterricht zu erteilen. Lehrkräften, die die 

Erteilung des Religionsunterrichts ablehnen, dürfen hieraus keine beamtenrechtlichen Nachteile 

erwachsen.  

(4) Geistliche, die Religionsunterricht erteilen (z.B. Pfarrerinnen und Pfarrer, Hilfsgeistliche, 

Vikarinnen und Vikare), bedürfen des staatlichen Unterrichtsauftrags. Das Nähere wird zwischen der 

Kirche oder der Religionsgemeinschaft und der Schulaufsichtsbehörde vereinbart.  

(5) Die Kirchen, Religionsgemeinschaften und kirchlichen Vereinigungen können mit Genehmigung 

der Schulaufsichtsbehörde hauptamtlichen Lehrkräften, die von ihnen für den Religionsunterricht 

gestellt sind und die beamtenrechtlichen Voraussetzungen für die Verwendung im öffentlichen 

Schuldienst erfüllen, für die Dauer ihrer Tätigkeit gestatten, eine der Amtsbezeichnung der 

vergleichbaren Lehrer im öffentlichen Schuldienst entsprechende Bezeichnung mit dem Zusatz „im 

Kirchendienst“ zu führen. Die Führung der jeweiligen Bezeichnung kann der Lehrkraft frühestens zu 

dem Zeitpunkt gestattet werden, in dem sie im öffentlichen Schuldienst zur Einstellung, Anstellung 

oder Beförderung heranstehen würde. Ein Recht auf eine entsprechende Verwendung bei Übernahme  



in den öffentlichen Dienst wird dadurch nicht begründet.  

(6) Falls die Erteilung des Religionsunterrichts durch Lehrkräfte oder Geistliche nicht sichergestellt 

ist, kann der Religionsunterricht auch durch kirchlich ausgebildete Kräfte erteilt werden. Richtlinien 

über den Nachweis hinreichender Ausbildung, Eignung und Lehrbefähigung werden zwischen der 

Kirche oder der Religionsgemeinschaft und der Schulaufsichtsbehörde vereinbart.  

§ 12   Lehrplan und Lehrbücher  

Lehrplan und Lehrbücher für den Religionsunterricht bedürfen der Zustimmung der 

Schulaufsichtsbehörde.  

§ 13   Aufsicht über den Religionsunterricht  

(1) Der Religionsunterricht unterliegt als ordentliches Lehrfach der staatlichen Schulaufsicht. Sie 

beschränkt sich darauf, dass bei der Erteilung des Religionsunterrichts der Stundenplan beachtet, die 

Unterrichtszeit eingehalten und die Schulordnung gewahrt wird.  

(2) Die Wochenstundenzahl für den Religionsunterricht wird im Benehmen mit der Kirche oder der 

Religionsgemeinschaft von der Schulaufsichtsbehörde festgesetzt.  

(3) Die Aufsicht der Kirche oder der Religionsgemeinschaft über den Religionsunterricht wird im 

Benehmen mit der staatlichen Schulaufsichtsbehörde durch religionspädagogisch erfahrene 

Beauftragte wahrgenommen. Das Recht der obersten Kirchenleitung, den Religionsunterricht zu 

besuchen, wird hierdurch nicht berührt.  

§ 14   Teilnahme am Religionsunterricht  

Die Eltern können die Teilnahme ihrer Kinder am Religionsunterricht ablehnen. Nach Vollendung des 

18. Lebensjahres steht dieses Recht der Schülerin oder dem Schüler zu. Die Erklärung über die 

Abmeldung vom Religionsunterricht ist der Schulleiterin oder dem Schulleiter von den 

Erziehungsberechtigten oder der Schülerin oder dem Schüler schriftlich abzugeben.  

Diese Vorschrift gilt auch für Privatschulen.  

§ 15   Religiöse Minderheit  

(1) Beträgt in einer Klassenstufe einer öffentlichen Schule die Zahl einer religiösen Minderheit 

mindestens 5, so soll für diese Religionsunterricht eingerichtet werden. Unter den gleichen 

Voraussetzungen soll für Schülerinnen und Schüler ab Klassenstufe 9, die am Religionsunterricht 

nicht teilnehmen, Unterricht in allgemeiner Ethik erteilt werden. Die Teilnahme an diesem Unterricht 

ist Pflicht.  

(2) Wird für eine religiöse Minderheit von weniger als 5 Schülerinnen und Schülern 

Religionsunterricht eingerichtet, so hat der Schulträger den Unterrichtsraum unentgeltlich zur 

Verfügung zu stellen. 

Teil II Die Schulen 

4. Abschnitt    Lehrer 

§ 27   Rechtsstellung 



(1) Die Lehrkräfte und Lehrhilfskräfte an den öffentlichen Schulen im Sinne des § 7 Abs. 1 stehen im 

Dienst des Landes, soweit sie nicht im Wege der Abordnung von anderen Dienstherren oder als 

ausländische Austauschlehrkräfte oder Austauschassistentinnen und Austauschassistenten tätig sind 

oder im Wege von Gesellschaftsverträgen von der Kirche beschäftigt werden. 

(...) 

 

11.14 Sachsen 

11.14.1 Gesetz über die Freiheit der Hochschulen im Freistaat Sachsen  

(Sächsisches Hochschulfreiheitsgesetz - SächsHSFG) 

Vom 15.01.2013 (SächsGVBl. 3) 

 

Teil 1   Allgemeine Bestimmungen 

§ 12   Gebühren und Entgelte 

(…) 

(4) Für ein Studium, das zu einem weiteren berufsqualifizierenden Hochschulabschluss führt und kein 

Masterstudiengang auf der Grundlage eines Bachelorabschlusses ist, können von einem Studenten 

Gebühren erhoben werden, wenn dieser bereits über einen Master-, Diplom- oder Magistergrad oder 

den Abschluss in einem Studiengang mit staatlicher oder kirchlicher Abschlussprüfung verfügt 

(bisheriges Studium). In diesem Falle soll die Gebühr erhoben werden, soweit die Gesamtdauer seines 

Studiums die Regelstudienzeit seines bisherigen Studiums nach Satz 1 um 6 Semester überschreitet. 

(…) 

Teil 2   Studium und Lehre 

Abschnitt 2   Lehre 

§ 32   Studiengänge 

(…) 

(5) Studiengänge, die nicht mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung abschließen, sind nach § 36 

Abs. 3 zu modularisieren. Studiengänge, die mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung 

abschließen, können modularisiert werden. 

§ 35   Prüfungen 

(1) Studiengänge werden durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche oder eine kirchliche Prüfung 

abgeschlossen. Hochschulprüfungen werden auf der Grundlage von Prüfungsordnungen der 

Hochschule abgelegt. 

(…) 

(3) In nicht modularisierten Studiengängen mit einer Regelstudienzeit von mindestens 8 Semestern 

findet eine Zwischenprüfung statt, soweit in Studiengängen, die mit einer staatlichen oder kirchlichen 



Prüfung abgeschlossen werden, nichts anderes bestimmt ist. Diese ist spätestens bis zum Beginn des 

fünften Semesters abzulegen. Wer sie nicht innerhalb der Frist nach Satz 2 besteht, muss im fünften 

Semester an einer Studienberatung teilnehmen. Die Zwischenprüfung kann innerhalb eines Jahres 

nach Abschluss des ersten Prüfungsversuches einmal wiederholt werden. Nach Ablauf dieser Frist gilt 

sie als nicht bestanden; die Zulassung zu einer zweiten Wiederholungsprüfung ist nur auf Antrag zum 

nächstmöglichen Prüfungstermin möglich. Eine weitere Wiederholungsprüfung ist nicht zulässig. 

(…) 

§ 36   Studienordnungen 

(1) Die Hochschule erlässt für jeden Studiengang auf der Grundlage der Prüfungsordnung eine 

Studienordnung. 

(…) 

(3) Die Studienordnung sieht vor, dass in einem fachlichen oder thematischen Zusammenhang 

stehende, abgrenzbare Stoffgebiete zu in sich abgeschlossenen Modulen zusammengefasst werden. 

Diese umfassen fachlich aufeinander abgestimmte Lehrveranstaltungen unterschiedlicher Art und 

schließen mit Modulprüfungen ab. Nach bestandener Prüfung werden Leistungspunkte nach dem 

European Credit Transfer System (ECTS) vergeben. Diese Modulprüfungen führen zum 

Hochschulabschluss; das Nähere regelt die Prüfungsordnung. Für modularisierte Studiengänge sind 

Modulbeschreibungen zu erstellen und der Studienordnung als Anlage beizufügen. § 32 Abs. 5 Satz 2 

bleibt unberührt. 

(…) 

Teil 3   Hochschulgrade und Stipendien 

§ 39   Hochschulgrade 

(1) Aufgrund der bestandenen Hochschulprüfung, mit der ein berufsqualifizierender Abschluss 

erworben wird, verleiht die Hochschule den Bachelorgrad, den Mastergrad, den Diplomgrad mit 

Angabe der Fachrichtung oder Berufsbezeichnung, die Universitäten auch den Magistergrad. Soweit 

in Fachhochschulstudiengängen der Diplomgrad verliehen wird, ist er um den Zusatz 

"Fachhochschule" oder "FH" zu ergänzen. Die Hochschule kann einen Grad nach Satz 1 auch 

aufgrund einer bestandenen staatlichen oder kirchlichen Prüfung verleihen. Das Staatsministerium für 

Wissenschaft und Kunst legt durch Rechtsverordnung die Bezeichnung von Hochschulgraden fest. 

(…) 

§ 44   Ausländische Grade, Titel und Tätigkeitsbezeichnungen 

(1) Ein ausländischer Hochschulgrad kann in der verliehenen Form unter Angabe der verleihenden 

Hochschule geführt werden, wenn er aufgrund eines nach dem Recht des Herkunftslandes anerkannten 

Hochschulabschlusses nach einem ordnungsgemäß durch Prüfung abgeschlossenen Studium verliehen 

worden ist. Dabei kann die verliehene Form in lateinische Schrift übertragen, die im Herkunftsland 

zugelassene oder allgemein übliche Abkürzung geführt und eine wörtliche Übersetzung in Klammern 

hinzugefügt werden. Gleiches gilt für staatliche und kirchliche Grade. (…) 

(…) 

 



Teil 6   Personal 

§ 67   Dienstaufgaben der Hochschullehrer 

(1) Den Hochschullehrern obliegt die selbständige Wahrnehmung der Aufgaben in Wissenschaft, 

Kunst, Forschung, Lehre und Weiterbildung. 

(2) Hochschullehrer haben Lehrveranstaltungen ihrer Fächer in Studiengängen und in der 

Weiterbildung unter Beachtung der für ihr Dienstverhältnis geltenden Bestimmungen abzuhalten. Sie 

haben auch Lehrveranstaltungen in Gebieten zu übernehmen, die ihrem Berufungsgebiet verwandt 

sind. Zu den Lehrverpflichtungen gehört auch die Mitwirkung in der berufspraktischen Ausbildung, 

soweit sie in den Studiengang eingeordnet ist. 

(3) Zu den Aufgaben der Hochschullehrer gehören insbesondere: 

1. Mitwirkung in der Selbstverwaltung der Hochschule, 

2.  Mitwirkung bei der Abnahme von Prüfungen einschließlich staatlicher und kirchlicher 

Prüfungen, 

(…) 

Die Aufgaben in der Lehre einschließlich der Prüfungsverpflichtungen sind vorrangig zu erfüllen. 

Professoren sind darüber hinaus verpflichtet, in Habilitations- und in Berufungsverfahren 

mitzuwirken. 

Teil 8   Sonderregelungen für einzelne Fakultäten und Hochschulen 

§ 105   Staatliche Ausbildung in Theologie 

(1) Verträge
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 mit den Kirchen und Religionsgemeinschaften bleiben unberührt. 

(2) Für die wissenschaftlich-theologischen Ausbildungsgänge bleibt die Theologische Fakultät der 

Universität Leipzig erhalten. Vor der Neugründung oder Verlegung einer evangelischen 

Theologischen Fakultät holt das Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst eine gutachtliche 

Stellungnahme der Evangelischen Landeskirchen im Freistaat Sachsen ein. An der Technischen 

Universität Dresden bleibt das Fach katholische Religion in Lehramtsstudiengängen und das Fach 

katholische Theologie erhalten. 

(3) Die Einführung, wesentliche Änderung und Aufhebung von Studiengängen in evangelischer oder 

katholischer Theologie sowie in evangelischer oder katholischer Religionspädagogik sowie von 

Studiengängen, die zur Berechtigung zum Erteilen des evangelischen oder katholischen 

Religionsunterrichts führen, bedürfen der Zustimmung des Staatsministeriums für Wissenschaft und 

Kunst. Die Ausbildung in den Fächern evangelische und katholische Religion im Lehramt sowie in 

evangelischer und katholischer Theologie entspricht der Lehre und den Grundsätzen der jeweiligen 

Kirche. 

(4) Prüfungsordnungen nach § 34 Abs. 1 Satz 1, Studienordnungen nach § 36 Abs. 1, 

Promotionsordnungen nach § 40 Abs. 5 sowie Habilitationsordnungen nach § 41 Abs. 5 bedürfen der 

Zustimmung des Staatsministeriums für Wissenschaft und Kunst, soweit sie evangelische oder 

katholische Theologie oder evangelische oder katholische Religionspädagogik betreffen. 
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(5) Vor der Berufung von Professoren, der Einstellung von Juniorprofessoren und der Bestellung von 

Außerplanmäßigen Professoren und Honorarprofessoren für evangelische oder katholische Theologie 

sowie für evangelische oder katholische Religionspädagogik ist das Einvernehmen mit dem 

Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst herzustellen. Dies gilt entsprechend für Entscheidungen 

nach § 59 Abs. 1 Satz 1 und 4, § 60 Abs. 3 Satz 2 und 8, Abs. 4 Satz 8 und 9. 

(6) Wird entsprechend den Kirchenverträgen bestandskräftig festgestellt, dass ein Hochschullehrer die 

Voraussetzungen für seine Lehrtätigkeit nicht mehr erfüllt, so hat die Hochschule nach Aufforderung 

des Staatsministeriums für Wissenschaft und Kunst seine Lehrtätigkeit in Fachgebieten der 

evangelischen oder katholischen Theologie und der evangelischen oder katholischen 

Religionspädagogik zu unterbinden. 

(7) In den Fällen der Absätze 2 bis 6 stellt das Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst das 

Einvernehmen mit der jeweiligen Kirche her. 

Teil 9   Anerkennung von Hochschulen 

§ 106   Voraussetzungen für die Anerkennung von Hochschulen 

(1) Einrichtungen des Bildungswesens, die keine Hochschulen nach § 1 Abs. 1 sind, können auf 

schriftlichen Antrag vom Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst als Hochschulen staatlich 

anerkannt werden, wenn die Einrichtung einschließlich ihres Studienangebotes auf ihren Antrag von 

einer vom Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst bestimmten Stelle akkreditiert worden ist 

und nachgewiesen wird, dass 

(…) 

3. eine Mehrzahl von nebeneinander bestehenden und aufeinander folgenden Studiengängen an 

der Einrichtung allein oder im Verbund mit anderen Einrichtungen des Bildungswesens vorhanden 

oder im Rahmen einer Ausbauplanung vorgesehen ist; dies gilt nicht, wenn die wissenschaftliche 

Entwicklung oder das entsprechende berufliche Tätigkeitsfeld mehrere Studiengänge nicht erfordert, 

(…) 

(2) Für kirchliche Einrichtungen des Bildungswesens können Ausnahmen von der in Absatz 1 Nr. 3 

genannten Voraussetzung zugelassen werden, wenn gewährleistet ist, dass das Studium in anderer 

Weise dem Studium an einer staatlichen Hochschule gleichwertig ist. 

(…) 

Teil 11   Schlussbestimmungen 

§ 114   Übergangsbestimmungen 

(…) 

(15) Studiengänge, die nicht mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung abschließen, sind 

spätestens bis zum Ablauf des Jahres 2009 zu modularisieren. 

(…) 

 

 



11.14. 2 Schulgesetz für den Freistaat Sachsen (SchulG) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 16.07.2004 (GVBl Sachsen S. 298), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 19.05.2010 (SächsGVBl. S. 142) 

1. Teil    Allgemeine Vorschriften 

1. Abschnitt   Erziehungs- und Bildungsauftrag, Geltungsbereich 

§ 1    Erziehungs- und Bildungsauftrag der Schule 

(...) 

(2) Die schulische Bildung soll zur Entfaltung der Persönlichkeit der Schüler in der Gemeinschaft 

beitragen. Diesen Auftrag erfüllt die Schule, indem sie den Schülern insbesondere anknüpfend an die 

christliche Tradition im europäischen Kulturkreis Werte wie Ehrfurcht vor allem Lebendigen, 

Nächstenliebe, Frieden und Erhaltung der Umwelt, Heimatliebe, sittliches und politisches 

Verantwortungsbewusstsein, Gerechtigkeit und Achtung vor der Überzeugung des anderen, 

berufliches Können, soziales Handeln und freiheitliche demokratische Haltung vermittelt, die zur 

Lebensorientierung und Persönlichkeitsentwicklung sinnstiftend beitragen und sie zur 

selbstbestimmten und verantwortungsbewussten Anwendung von Kenntnissen, Fähigkeiten und 

Fertigkeiten führt und die Freude an einem lebenslangen Lernen weckt. Bei der Gestaltung der 

Lernprozesse werden die unterschiedliche Lern- und Leistungsfähigkeit der Schüler inhaltlich und 

didaktisch-methodisch berücksichtigt sowie geschlechterspezifische Unterschiede beachtet. Das 

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland und die Verfassung des Freistaates Sachsen bilden 

hierfür die Grundlage. 

(...) 

3. Abschnitt Religionsunterricht, Ethik 

§ 18   Religionsunterricht 

(1) Der Religionsunterricht ist an den öffentlichen Schulen, ausgenommen die Fachschulen, 

ordentliches Lehrfach. Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechts wird der Religionsunterricht nach 

Bekenntnissen getrennt in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der betreffenden 

Religionsgemeinschaft erteilt. 

(2) Die Lehrer bedürfen zur Erteilung von Religionsunterricht der Bevollmächtigung der betreffenden 

Religionsgemeinschaft. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen gezwungen werden, Religionsunterricht 

zu erteilen. 

(3) Der Religionsunterricht kann von Bediensteten der betreffenden Religionsgemeinschaften erteilt 

werden. Die Religionsgemeinschaft erhält einen angemessenen finanziellen Ersatz. 

§ 19   Ethik 

(1) Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen, besuchen den Unterricht in dem Fach Ethik. 

(2) Im Fach Ethik werden den Schülern religionskundliches Wissen, Verständnis für gesellschaftliche 

Wertvorstellungen und Normen sowie Zugang zu philosophischen und religiösen Fragen vermittelt. 

 



§ 20   Teilnahme 

Die Eltern bestimmen, ob ihre Kinder am Religionsunterricht oder am Ethikunterricht teilnehmen. 

Nach Vollendung des 14. Lebensjahres steht dieses Recht dem Schüler zu. 

4. Teil    Schulverhältnis 

§ 35b Zusammenarbeit 

Die Schulen arbeiten mit den Trägern der öffentlichen und der freien Jugendhilfe und mit 

außerschulischen Einrichtungen, insbesondere Betrieben, Vereinen, Kirchen, Kunst- und 

Musikschulen und Einrichtungen der Weiterbildung, sowie mit Partnerschulen im In- und Ausland 

zusammen 

§ 36   Familien- und Sexualerziehung 

(1) Unbeschadet des natürlichen Erziehungsrechts der Eltern gehört Familien- und Sexualerziehung 

zur Aufgabe der Schule. Sie wird fächerübergreifend erteilt. Ziel der Familien- und Sexualerziehung 

ist es, die Schüler altersgemäß mit den biologischen, ethischen, kulturellen und sozialen Tatsachen und 

Bezügen der Geschlechtlichkeit des Menschen vertraut zu machen und auf das Leben in Partnerschaft 

und Familie vorzubereiten. Die Sexualerziehung soll für die unterschiedlichen Wertvorstellungen auf 

diesem Gebiet offen sein. Dabei ist insbesondere die Bedeutung von Ehe und Familie für Staat und 

Gesellschaft zu vermitteln. Die Familien- und Sexualerziehung soll das Bewusstsein für eine 

persönliche Intimsphäre in Ehe und Familie sowie in persönlichen Beziehungen entwickeln und 

fördern. Eine Zusammenarbeit mit Angeboten der Familienbildung und Erziehung ist im Rahmen des 

Unterrichts oder von Ganztagsangeboten anzustreben. 

(...) 

8. Teil    Landesbildungsrat 

§ 63   Landesbildungsrat 

(1) Beim Staatsministerium für Kultus wird ein Landesbildungsrat gebildet. 

(...) 

(3) Dem Landesbildungsrat gehören an: 

(...) 

7. je ein Vertreter der evangelischen Landeskirchen, der katholischen Kirche, des Landesverbandes 

Sachsen der jüdischen Gemeinden und ein Vertreter der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen im 

Freistaat Sachsen. 

(...) 

 

 



11.15 Sachsen-Anhalt 

11.15.1 Hochschulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Hochschulgesetz LSA - HSG 

LSA) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 14.12.2010 (GVBl. LSA S. 600, ber. 2011 S. 561), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.01.2013 (GVBl. LSA S. 45) 

Abschnitt 2   Studium und Lehre 

§ 9   Lehrangebote, Akkreditierung, Regelstudienzeiten 

(…) 

(7) Die Hochschulen sollen Studiengänge einrichten, die zu einem Bachelor- oder Bakkalaureusgrad 

und zu einem Master- oder Magistergrad führen. ln begründeten Fällen kann ein Studiengang mit 

einem Staatsexamen oder einer kirchlichen Prüfung abschließen. 

(…) 

§ 11   Studienberatung 

(…) 

(2) Die allgemeine Studienberatung kann durch eine in jeder Hochschule oder von mehreren 

Hochschulen einer Region gemeinsam eingerichteten Beratungsstelle ausgeübt werden. Diese 

Beratungsstellen sollen vor allem mit den für die Berufs- und Arbeitsberatung sowie den für die 

staatlichen und kirchlichen Prüfungen zuständigen Stellen zusammenwirken. Die Studienfachberatung 

erfolgt in den Fachbereichen der Hochschule. 

(…) 

§ 12   Prüfungen 

(1) Das Studium wird in der Regel durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche oder eine kirchliche 

Prüfung abgeschlossen.  

(…) 

(6) Mit staatlichen Prüfungen wird das Studium in den Studiengängen Medizin, Zahnmedizin, 

Pharmazie, Lebensmittelchemie und in Lehramtsstudiengängen, mit staatlichen und universitären 

Prüfungen im Studiengang Rechtswissenschaften abgeschlossen. Die Durchführung der staatlichen 

Prüfungen obliegt für die Studiengänge  

 (…) 

sofern keine Prüfungen oder Prüfungsteile durch die jeweiligen Hochschulen durchgeführt werden. Sie 

erfolgt nach gesonderten Rechtsvorschriften. Dies gilt entsprechend für kirchliche Prüfungen, die von 

der Hochschule durchgeführt werden. 

(…) 

 

 



Abschnitt 3   Hochschulgrade 

§ 17   Hochschulgrade 

(…) 

(3) Die Hochschule kann den Hochschulgrad auch aufgrund einer staatlichen oder kirchlichen 

Prüfung, mit der ein Hochschulstudium abgeschlossen wird, verleihen.  

(…) 

§ 19   Führung ausländischer akademischer Grade und entsprechender ausländischer 

staatlicher Grade oder Titel 

(1) Ein ausländischer Hochschulgrad, der aufgrund eines nach dem Recht des Herkunftslandes 

anerkannten Hochschulabschlusses nach einem ordnungsgemäß durch Prüfung abgeschlossenen 

Studium verliehen worden ist, kann in der Form, in der er verliehen wurde, unter Angabe der 

verleihenden Hochschule geführt werden. Dabei kann die verliehene Form gegebenenfalls transliteriert 

und die im Herkunftsland zugelassene oder nachweislich allgemein übliche Abkürzung geführt und 

eine wörtliche Übersetzung in Klammern hinzugefügt werden. Die Regelungen finden auch 

Anwendung auf staatliche und kirchliche Grade. Eine Umwandlung in einen entsprechenden 

deutschen Grad findet nicht statt.  

(…) 

Abschnitt 5   Studierende 

§ 27   Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen 

(…) 

(7) Voraussetzung für die Zulassung in einem Masterstudiengang an einer Hochschule ist der 

Nachweis eines Bachelorabschlusses, eines Hochschuldiploms oder eines vergleichbaren Abschlusses 

einer staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademie, eines Magisterstudienganges oder eines 

mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung abgeschlossenen Studienganges. Darüber 

hinausgehende Zulassungsvoraussetzungen, die den besonderen Erfordernissen des Studienganges 

Rechnung tragen sollen, sind in den Prüfungsordnungen zu regeln. (…) 

Abschnitt 15   Allgemeine Übergangsvorschriften 

§ 121   Verträge mit den Kirchen 

Durch dieses Gesetz werden die Verträge
23

 mit den Kirchen und öffentlich-rechtlichen 

Religionsgemeinschaften nicht berührt.  
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 Abgedruckt unter Dritter Teil Punkt A) 16. 



11.15.2 Schulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (SchulG LSA) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 22.02.2013 (GVBl. Sachsen-Anhalt, S. 68), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom  23.01.2013 (GVBl. LSA 38) 

Teil I   Allgemeine Vorschriften 

1. Abschnitt   Erziehungs- und Bildungsauftrag, Geltungsbereich 

§ 1   Erziehungs- und Bildungsauftrag der Schule 

(...) 

(2) In Erfüllung diese Auftrages ist die Schule insbesondere gehalten, 

1. die Schülerinnen und Schüler zur Achtung der Würde des Menschen, zur Selbstbestimmung in 

Verantwortung gegenüber Andersdenkenden, zur Anerkennung und Bindung an ethische Werte, zur 

Achtung religiöser Überzeugungen, zu verantwortlichem Gebrauch der Freiheit und friedlicher 

Gesinnung zu erziehen, 

(...) 

6. den Schülerinnen und Schülern Kenntnisse, Fähigkeiten und Werthaltungen zu vermitteln, welche 

die Gleichachtung und Gleichberechtigung der Menschen unabhängig von ihrem Geschlecht, ihrer 

Abstammung, ihrer Rasse, ihrer Behinderung, ihrer sexuellen Identität, ihrer Sprache, ihrer Heimat 

und Herkunft, ihrem Glauben, ihren religiösen oder politischen Anschauungen fördern, und über 

Möglichkeiten des Abbaus von Diskriminierungen und Benachteiligungen aufzuklären, 

(...) 

§ 2   Geltungsbereich 

(...) 

(3) Schulen in freier Trägerschaft im Sinne dieses Gesetzes sind die Schulen, deren Träger entweder 

natürliche oder juristische Personen des privaten Rechts oder Religions- oder 

Weltanschauungsgemeinschaften sind, die die Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 

besitzen. 

(...) 

2. Abschnitt   Gliederung des Schulwesens 

§ 10   Bildungsstandards, Rahmenrichtlinien, Lehrpläne und Stundentafeln 

(1) Die oberste Schulbehörde kann für bestimmte Schulformen, Schuljahrgänge und Abschlüsse 

Bildungsstandards definieren und vorgeben. Sie erlässt die Rahmenrichtlinien für Ziele, Inhalte, 

Verfahren und Organisation der Unterrichts, die 

(...) 

4. einer gesunden körperlichen, geistigen und seelischen Entwicklung der Kinder und Jugendlichen 

dienen. 

(...) 



3. Abschnitt   Schulen in freier Trägerschaft 

§ 14   Verhältnis zum öffentlichen Schulwesen 

(1) Schulen in freier Trägerschaft wirken neben den öffentlichen Schulen bei der Erfüllung des 

Bildungsauftrags im Rahmen des Artikels 28 der Landesverfassung und des Artikels 7 Abs. 4 und 5 

des Grundgesetzes eigenverantwortlich mit. Sie unterliegen der staatlichen Schulaufsicht. Die 

Schulbehörden haben dabei das Recht, Berichte und Nachweise insbesondere zur Erfüllung der 

Genehmigungsvoraussetzungen, der Anerkennungsvoraussetzungen und der Voraussetzungen für die 

Gewährung von Finanzhilfe zu fordern sowie in diesem Zusammenhang Unterrichtsbesuche 

durchzuführen. Die Zusammenarbeit zwischen Schulen in freier Trägerschaft und öffentlichen Schulen 

ist zu fördern. 

(2) Den freien Trägern obliegt die Schulgestaltung, insbesondere die Entscheidung über eine 

besondere pädagogische, religiöse oder weltanschauliche Prägung, die Festlegung der Lehr- und 

Unterrichtsmethoden und der Lehrinhalte sowie die Organisation des Unterrichts, auch abweichend 

von den Vorschriften für die staatlichen Schulen, soweit diese nichts anderes bestimmen 

§ 15   Bezeichnung der Schulen in freier Trägerschaft 

Schulen in freier Trägerschaft haben eine Bezeichnung zu führen, die eine Verwechslung mit 

öffentlichen Schulen ausschließt. Aus der Bezeichnung muss hervorgehen, ob es sich um eine 

Ersatzschule (§ 16) oder um eine Ergänzungsschule (§ 18b) handelt. Ein Zusatz, der auf staatliche 

Genehmigung oder Anerkennung hinweist, ist zulässig. 

§ 16   Ersatzschulen 

(1) Schulen in freier Trägerschaft sind Ersatzschulen, wenn sie in ihrem Bildungs-, Ausbildungs- und 

Erziehungszielen öffentlichen Schulen gemäß Zweitem Abschnitt entsprechen. Sie können in ihrer 

inneren oder äußeren Gestaltung von den Anforderungen abweichen, die an entsprechende öffentliche 

Schulen gestellt werden, wenn die Gestaltung der Schule insgesamt als gleichwertig anzusehen ist. 

(2) Die dürfen nur mit vorheriger Genehmigung der Schulbehörde errichtet und betrieben werden. 

(3) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 

1. die Schule in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer 

Lehrerinnen und Lehrer hinter den staatlichen Schulen nicht zurücksteht, 

2. eine Sonderung der Schülerinnen und Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht 

gefördert wird und 

3. die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte genügend gesichert ist. 

(3a) Die Genehmigung erstreckt sich auf die Schulform, den Bildungsgang mit seinen Ausprägungen, 

insbesondere die Zugangsvoraussetzungen, die Ausbildungsdauer, die Vollzeit- oder Teilzeitform, die 

Fachrichtung, den Schwerpunkt, den Ausbildungsberuf und den Abschluss, sowie auf den Standort der 

Schulanlage. Änderungen und Erweiterungen bedürfen einer gesonderten Genehmigung. Aufgrund 

fehlender räumlicher Voraussetzungen an dem Standort der Schulanlage kann zur Sicherung der 

Unterrichtsorganisation eine Außenstelle befristet zugelassen werden.  

(3b) Die Genehmigung zur Änderung der Schulform darf einer Ersatzschule bei einer Umwandlung in  



eine Gemeinschaftsschule nur erteilt werden, wenn die Gemeinschaftsschule jährlich aufwachsend 

entwickelt wird. Die Genehmigung für den Betrieb in der bisherigen Schulform erlischt, wenn der 

letzte Schuljahrgang, der in der bisherigen Schulform unterrichtet wurde, die Schule verlassen hat. 

(4) Wer eine genehmigungspflichtige Schule in freier Trägerschaft erreichten, betreiben oder leiten 

will, muss die verfassungsmäßige Ordnung wahren. 

(5) Die Genehmigung ist zu widerrufen, wenn eine der Voraussetzungen gemäß den Absätzen 1, 3, 4 

oder gemäß § 16a Abs. 1 entfällt. Die Genehmigung kann widerrufen werden, wenn der Schulbetrieb 

länger als ein Jahr geruht hat.  

(5a) Die Genehmigung einer Ersatzschule erlischt, wenn die Schule geschlossen wird oder der 

Schulbetrieb zwei Jahre geruht hat. Dies gilt auch, wenn eine Ersatzschule nicht innerhalb eines Jahres 

ab dem genehmigten Zeitpunkt der Errichtung eröffnet wird. Die oberste Schulbehörde kann auf 

Antrag des Schulträgers die in Satz 2 genannte Frist verlängern, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

(6) Die Einführung des Schulgeldes und Änderungen der Höhe des Schulgeldes sind der Schulbehörde 

anzuzeigen.  

§ 16a   Lehrkräfte sowie Schulleiterinnen und Schulleiter 

(1) Die Anforderungen an die wissenschaftliche Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer sind erfüllt, 

wenn eine fachliche und pädagogische Ausbildung sowie staatliche oder staatlich anerkannte 

Prüfungen nachgewiesen werden, die der Ausbildung und den Prüfungen der Lehrerinnen und Lehrer 

an entsprechenden öffentlichen Schulen im Werte gleichkommen oder in Ausnahmefällen die 

wissenschaftliche und pädagogische Eignung durch gleichwertige Leistungen nachgewiesen wird. Die 

pädagogische Eignung kann auch im Rahmen der Tätigkeit an der Ersatzschule durch die 

Schulbehörde festgestellt werden. Satz 2 gilt nicht für Lehrkräfte mit dem wissenschaftlichen Studium 

nach § 30 Abs. 5. 

(2) Der Schulträger darf nur Schulleiterinnen und Schulleiter sowie Lehrerinnen und Lehrer 

beschäftigen, für die eine Unterrichtsgenehmigung erteilt worden ist. Die Unterrichtsgenehmigung 

kann befristet werden. Wer zur Schulleiterin oder zum Schulleiter bestellt werden soll, hat in der Regel 

eine mindestens dreijährige erfolgreiche Unterrichtstätigkeit nachzuweisen. Für Lehrkräfte an 

anerkannten Ersatzschulen und Ersatzschulen von besonderer pädagogischer Bedeutung, sofern diese 

Finanzhilfen nach § 18 Abs. 2 erhalten, gilt die Unterrichtsgenehmigung als erteilt, wenn der 

Schulträger die Ausübung der Tätigkeit der zuständigen Schulbehörde mit den entsprechenden 

Unterlagen gemäß Absatz 1 angezeigt hat. In begründeten Fällen kann die Schulbehörde prüfen, ob die 

Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt sind, und gegebenenfalls die Unterrichtsgenehmigung prüfen. 

(2a) Wesentliche Änderungen der mit den Schulleiterinnen oder den Schulleitern sowie den 

Lehrkräften abgeschlossenen Arbeitsverträge, die die Höhe des Gehalts, die regelmäßige 

Pflichtstundenzahl, den Anspruch auf Urlaub oder die Kündigungsbedingungen betreffen, sind der 

Schulbehörde anzuzeigen. Dies gilt auch für wesentliche Änderungen der mit den pädagogischen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie den Betreuungskräften abgeschlossenen Arbeitsverträge 

hinsichtlich der Höhe des Gehalts, der regelmäßigen Arbeitszelt, des Anspruchs auf Urlaub und der 

Kündigungsbedingungen. Das für Schulwesen zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch 

Verordnung die Einzelheiten dazu näher zu bestimmen.  

(3) Die Unterrichtsgenehmigung gemäß Absatz 2 kann versagt oder widerrufen werden, wenn  
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Tatsachen vorliegen, die bei öffentlichen Schulen einer Einstellung entgegenstehen oder eine 

Beendigung des Dienstverhältnisses rechtfertigen würden. 

(4) Träger anerkannter Ersatzschulen können ihren hauptberuflichen Lehrkräften, welche die 

laufbahnrechtliche Voraussetzungen für die Verwendung im öffentlichen Schuldienst erfüllen, für die 

Dauer der Beschäftigung an der Schule das Führen einer der Amtsbezeichnung vergleichbarer 

Lehrkräfte an öffentlichen Schulen entsprechender Bezeichnung mit dem Zusatz „im 

Ersatzschuldienst, (I.E.)“ gestatten. 

(5) Lehrkräfte öffentlicher Schulen können mit ihrem Einverständnis für die Dauer von bis zu 15 

Jahren an eine Ersatzschule beurlaubt werden. Die Beurlaubung kann auf Antrag verlängert werden. 

Die Beurlaubung kann als Beurlaubung ohne Bezüge oder als Beurlaubung mit Bezügen 

ausgesprochen werden. Die Zeit der Beurlaubung ist bei Anwendung  beamtenrechtlicher oder 

arbeitsrechtlicher Vorschriften einer im öffentlichen Schuldienst des Landes Sachsen-Anhalt 

verbrachten Beschäftigungszeit gleichzustellen. Die Personalkosten für die mit Dienstbezügen 

beurlaubten Lehrkräfte werden auf die Finanzhilfe angerechnet. 

§ 17   Anerkannte Ersatzschulen 

(1) Einer Ersatzschule, die die Gewähr dafür bietet, dass sie dauernd die 

Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt, ist auf Antrag die Eigenschaft einer anerkannten Ersatzschule 

zu verleihen. Davon ist nach dreijährigem ununterbrochenen Betrieb dieser Ersatzschule auszugehen. 

Die Anerkennung bedarf der Schriftform. Sie erstreckt sich auf die Schulform, den Bildungsgang mit 

seinen Ausprägungen, insbesondere die Zugangsvoraussetzungen, die Ausbildungsdauer, die Vollzeit- 

oder Teilzeitform, die Fachrichtung, den Schwerpunkt, den Ausbildungsberuf und den Abschluss, 

sowie auf den Standort der Schulanlage. 

(2) Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 nicht mehr 

vorliegen oder die Bestimmungen nach Absatz 3 nicht beachtet werden. 

(3) Anerkannte Ersatzschulen sind verpflichtet, die für öffentliche Schulen geltenden oder staatlich 

genehmigten Bestimmungen bei der Aufnahme, Versetzung sowie bei Prüfungen und Abschlüssen zu 

beachten und die Gleichwertigkeit der Leistungsbewertung zu sichern. Weitere Bestimmungen sind 

grundsätzlich zu beachten, soweit sie die innere und äußerte Gestaltungsfreiheit nicht berühren. Die 

Schulbehörde bestimmt die Bedingungen der Zusammensetzung der Prüfungsausschüsse. Mit der 

Anerkennung erhält die Ersatzschule das Recht, Zeugnisse zu erteilen, die dieselbe Berechtigung 

verleihen wie die der öffentlichen Schulen. Auf Antrag kann dieses Recht auf die Abschluss- oder 

Reifeprüfung beschränkt werden. 

(4) Die oberste Schulbehörde wird ermächtigt, durch Verordnung  

1. das Nähere zum Verfahren und zu den Voraussetzungen für die Erteilung der Genehmigung 

für die Errichtung und den Betrieb einer Ersatzschule, insbesondere  

a)unter welchen Voraussetzungen die Schule in freier Trägerschaft als gleichwertig im 

Sinne von § 16 Abs. 1 anzusehen ist, 

b)unter welchen Bedingungen in der Schule in freier Trägerschaft eine Sonderung der 

Schülerinnen und Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert 

wird, 

c)zu den im Genehmigungsverfahren einzureichenden Unterlagen, 

d)zu den Formen und Fristen des Genehmigungsverfahrens und dem Verfahren bei 

Änderung von Genehmigungsvoraussetzungen, 
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e)unter welchen Voraussetzungen die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der 

Lehrkräfte genügend gesichert ist, 

2.das Nähere zu den Voraussetzungen, unter denen die gemäß § 16a Abs. 1 Satz 1 

nachgewiesene Ausbildung und die nachgewiesenen Prüfungen im Werte der Ausbildung und 

den Prüfungen der Lehrerinnen und Lehrer an entsprechenden öffentlichen Schulen 

gleichkommen oder gleichwertige Leistungen vorliegen, 

3.das Verfahren zur Anzeige des Schulgeldes gemäß § 16 Abs. 6, 

4.das Nähere zu dem Verfahren der Erteilung und des Widerrufs der Unterrichtsgenehmigung, 

insbesondere zu den Fristen, den einzureichenden Unterlagen und den zuständigen Behörden, 

5.das Nähere zum Verfahren der Anerkennung gemäß Absatz 1, insbesondere zu den 

einzureichenden Unterlagen, der zuständigen Behörde und den Fristen und 

6.das Nähere zum Verfahren der Umwandlung einer genehmigten oder anerkannten 

Ersatzschule gemäß § 16 Abs. 3b 

zu regeln.  

§ 18   Finanzhilfe 

(1) Das Land gewährt der anerkannten Ersatzschule in freier Trägerschaft auf Antrag eine Finanzhilfe 

als Zuschuss zu den laufenden Personal- und Sachkosten.  

(2) Die Finanzhilfe erhalten auch Ersatzschulen von besonderer pädagogischer Bedeutung, die die 

Gewähr dafür bieten, dass sie dauernd die Genehmigungsvoraussetzungen erfüllen. Davon ist nach 

dreijährigem ununterbrochenen Betrieb der gemäß § 16 Abs. 3a genehmigten Schulen auszugehen. 

(3) Die Gewährung der Finanzhilfe setzt die Gemeinnützigkeit des Schulträgers im Sinne des § 52 der 

Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung voraus. Der Anspruch auf Finanzhilfe besteht nicht 

oder erlischt, wenn ein erwerbswirtschaftlicher Gewinn erzielt oder erstrebt wird. 

(4) Die staatlichen Zuschüsse gemäß Absatz 1 werden nur insoweit gewährt, als kein Anspruch auf 

anderweitige öffentliche Finanzhilfe besteht. Bei den berufsbildenden Schulen werden für die 

Berechnung der staatlichen Finanzhilfe diejenigen Schülerinnen und Schüler nicht berücksichtigt, die 

im Rahmen von Maßnahmen nach dem  Dritten Buch Sozialgesetzbuch oder vergleichbaren 

Maßnahmen anderer Träger, die von der öffentlichen Hand bezuschusst werden, die Schule besuchen. 

Das Gleiche gilt für Schülerinnen und Schüler, die im Rahmen einer Maßnahme der beruflichen 

Bildung individuell gefördert werden und für die aufgrund eines Gesetzes Lehrgangskosten erstattet 

werden. 

§ 18a   Umfang der Finanzhilfe 

(1) Der Zuschuss richtet sich nach der Zahl der Schülerinnen und Schüler, die die Schule besuchen. Er 

wird je Schuljahrgang höchstens für die Zahl der Schülerinnen und Schüler gewährt, die das Produkt 

aus der Anzahl der Klassen im betreffenden Schuljahrgang des Bildungsganges der Ersatzschule und 

der Klassenfrequenz an entsprechenden öffentlichen Schulen gemäß Absatz 3 Satz 2 Nr. 3 um nicht 

mehr als 20 v.H. überschreitet. Die nach Satz 2 ermittelte Zahl der Schülerinnen und Schüler ist auf 

einen ganzzahligen Wert abzurunden. 

(2) Der Zuschuss wird als jährlicher Pauschalbetrag (Schülerkostensatz) gewährt. Er setzt sich aus 

folgenden Teilbeträgen je Schüler zusammen:  

1. den Personalkosten für Lehrkräfte, 

2. den Personalkosten für pädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Grundschulen sowie für  
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pädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Betreuungskräfte an Förderschulen und 

3. den Sachkosten. 

In den Sachkosten sind die Kosten für das nicht pädagogisch tätige Personal enthalten. Die Teilbeträge 

werden anhand der Absätze 3 bis 5 sowie der Verordnung nach Absatz 8 ermittelt. 

(...) 

§ 18b   Ergänzungsschulen 

(1) Schulen in freier Trägerschaft, die nicht Ersatzschulen nach § 16 sind, sind Ergänzungsschulen. 

(2) Die Errichtung einer Ergänzungsschule ist der Schulbehörde vor Aufnahme des Unterrichts 

anzuzeigen. Der Anzeige sind der Lehrplan sowie Nachweise über den Schulträger, die 

Schuleinrichtungen und die Vorbildung der Leiterin oder des Leiters und der Lehrerinnen und Lehrer 

sowie eine Übersicht über die vorgesehene Schülerzahl beizufügen. 

(3) Jeder Wechsel des Schulträgers und der Schulleiterin oder des Schulleiters, jede Einstellung von 

Lehrerinnen oder Lehrern sowie jede wesentliche Änderung der Schuleinrichtungen sind der 

Schulbehörde anzuzeigen. Bei der Einstellung von Schulleiterinnen und Schulleitern sowie 

Lehrerinnen und Lehrern sind Nachweise über deren Vorbildung beizufügen. 

§ 18c   Untersagung der Errichtung oder Fortführung 

Die Errichtung oder Fortführung einer Ergänzungsschule ist von der Schulbehörde zu untersagen, 

wenn Schulträger, Leiterin oder Leiter, Lehrerinnen oder Lehrer oder Einrichtungen der 

Ergänzungsschule den Anforderungen nicht entsprechen, die zum Schutze der Schülerinnen und 

Schüler oder der Allgemeinheit an sie zu stellen sind, und den Mängeln trotz Aufforderung der 

Schulbehörde innerhalb einer bestimmten Frist nicht abgeholfen worden ist. 

§ 18d   Anerkannte Ergänzungsschulen 

(1) Eine Ergänzungsschule kann die Eigenschaft einer anerkannten Schule verliehen werden, wenn der 

Unterricht nach einem von der Schulbehörde genehmigten Lehrplan erteilt wird. Erfolgt die 

Abschlussprüfung nach einer von der Schulbehörde genehmigten Prüfungsordnung, kann die 

anerkannte Ergänzungsschule den Absolventinnen und Absolventen der Ausbildung ein Zeugnis 

erteilen, wonach die durch die Ausbildung erworbene Berufsbezeichnung mit dem Zusatz „staatlich 

anerkannt“ versehen wird. 

(2) Die Schulbehörde kann einer anerkannten Ergänzungsschule genehmigen, dass ihr Besuch von der 

Erfüllung der Schulpflicht befreit. Ein Anspruch auf finanzielle Förderung gemäß Absatz 4 besteht 

nicht. 

(3) Die oberste Schulbehörde wird ermächtigt, durch Verordnung Höchstzahlen für die Schülerzahlen 

in den Klassen oder den entsprechenden organisatorischen Gliederungen zu bestimmen. Es dürfen 

keine höheren Anforderungen als an vergleichbaren öffentlichen Schulen gestellt werden. 

§ 18g   Berichtspflicht der Landesregierung 

Dem Landtag ist einmal je Wahlperiode durch die Landesregierung ein Bericht vorzulegen, in dem - 

differenziert nach den einzelnen Schulformen - die im öffentlichen Schulwesen tatsächlich 

entstehenden Kosten den auf Grund der Regelungen dieses Gesetzes jeweils entsprechenden  



Finanzhilfebeiträgen für Schulen in freier Trägerschaft gegenübergestellt sind. 

4. Abschnitt   Religionsunterricht, Ethikunterricht  

§ 19   Religions- und Ethikunterricht 

(1) Der Religionsunterricht und Ethikunterricht sind an den öffentlichen Schulen ordentliche 

Lehrfächer. 

(2) Die Schülerinnen und Schüler nehmen entweder am Religionsunterricht oder am Ethikunterricht 

teil. 

(3) Der Religionsunterricht wird in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der 

Religionsgemeinschaften erteilt. Die Schulbehörden erlassen die Richtlinie und genehmigen die 

Lehrbücher im Einvernehmen mit den Religionsgemeinschaften. 

(4) Im Fach Ethik werden den Schülerinnen und Schüler das Verständnis für ethische Werte und 

Normen sowie der Zugang zu philosophischen und religiösen Fragen vermittelt. 

(5) Der Unterricht in diesen Fächern wird eingerichtet, sobald hierfür die erforderlichen 

Unterrichtsangebote entwickelt sind und geeignete Lehrerinnen und Lehrer zur Verfügung stehen. 

§ 20   Einsichtnahme in den Religionsunterricht 

Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechts haben die Religionsgemeinschaften das Recht, sich davon 

zu überzeugen, ob der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit ihren Grundsätzen erteilt wird. Die 

näheren Umstände der Einsichtnahme sind vorher mit den Schulbehörden abzustimmen. 

§ 21   Teilnahme am Religionsunterricht und Ethikunterricht 

Die Erziehungsberechtigten bestimmen, an welchem Unterricht gemäß § 19 Abs. 1 ihre Kinder 

teilnehmen. Nach Vollendung des 14. Lebensjahres steht dieses Recht den einzelnen Schülerinnen und 

Schülern zu. 

Teil III   Lehrerinnen und Lehrer und weitere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

§ 30    Allgemeines 

(...) 

(3) Die Lehrerin oder der Lehrer erteilt Unterricht grundsätzlich in solchen Fächern, Schulstufen und 

Schulformen, für die sie die Lehrbefähigung erworben haben. Darüber hinaus haben sie Unterricht in 

anderen Fächern, Schulstufen und Schulformen zu erteilen, wenn es ihnen nach Vorbildung oder 

bisheriger Tätigkeit zugemutet werden kann und für den geordneten Betrieb der Schule erforderlich 

ist. Satz 2 gilt nicht für die Erteilung von Religionsunterricht. Sie sind verpflichtet, Aufgaben im 

Rahmen der Eigenverwaltung der Schule und andere schulische Aufgaben außerhalb des Unterrichts 

zu übernehmen. 

(...) 

 

 



Teil X   Vertretungen bei der obersten Schulbehörde und Landesschulbeirat 

1. Abschnitt   Zusammensetzung und Aufgaben  

§ 78   Landesschulbeirat 

(1) Der Landesschulbeirat besteht aus 

(...) 

4. b) zwei Vertreterinnen oder Vertretern der Kirchen, 

(...) 

Teil XI   Staatliche Schulbehörden 

§ 83   Aufgaben 

(...) 

(2) Die Grenzen der staatlichen Schulaufsicht über die Schulen in freier Trägerschaft ergeben sich aus 

Artikel 7 Abs. 4 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland. 

 

 

 

11.16 Schleswig-Holstein 

11.16.1 Gesetz über die Hochschulen und das Universitätsklinikum Schleswig-

Holstein 

(Hochschulgesetz - HSG)  

Vom 28.02.2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 184), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.02.2011 

(GVOBl. Schl.-H. S. 34, ber. 67) 

Fünfter Abschnitt: Studium, Prüfungen, wissenschaftliche Qualifizierung, 

Weiterbildung 

§ 46   Studium 

(…) 

(3) Das Studium ist zweistufig aufgebaut. Erster Abschluss eines Hochschulstudiums ist der Bachelor. 

Abschluss eines weiteren Studiums ist der Master. Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes werden keine 

Diplom- und Magisterstudiengänge mehr eingerichtet. Bestehende Diplom- und Magisterstudiengänge 

laufen aus. Studiengänge mit Staatsexamen oder mit kirchlichem Abschluss können weitergeführt 

werden, soweit bundesrechtliche Regelungen diese Abschlüsse vorsehen.  

(…) 

 



§ 49   Studiengänge 

(1) Ein Studiengang ist ein durch Prüfungsordnung geregeltes, auf einen Hochschulabschluss, ein 

Staatsexamen oder ein kirchliches Examen ausgerichtetes Studium. Sind aufgrund der 

Prüfungsordnung aus einer größeren Zahl zulässiger Fächer für das Studium Fächer auszuwählen, so 

ist jedes dieser Fächer ein Teilstudiengang. Für Teilstudiengänge gelten die Bestimmungen über 

Studiengänge entsprechend.  

(…) 

§ 50   Regelstudienzeit 

(…) 

(2) Die Regelstudienzeit beträgt in Studiengängen,  

(…) 

In den auslaufenden Studiengängen, die zu einem Diplom oder Magistergrad führen sowie in den 

Studiengängen, die mit dem Staatsexamen oder kirchlichem Examen abschließen, beträgt die 

Regelstudienzeit  

1. an Universitäten höchstens neun Semester, 

2. an Kunsthochschulen sowie an Fachhochschulen höchstens acht Semester, 

3. bei postgradualen Studiengängen höchstens vier Semester. 

(…) 

§ 51   Prüfungen und Anrechnung außerhalb der Hochschule erworbener Kenntnisse und 

Fähigkeiten 

(1) Das Hochschulstudium wird durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche oder kirchliche Prüfung 

oder durch eine Kombination von staatlicher Prüfung und Hochschulprüfung abgeschlossen, die 

studienbegleitend auf der Basis eines Leistungspunktesystems abgelegt wird. (…) 

(…) 

§ 52   Prüfungsordnungen 

(…) 

(10) Für Studiengänge, die mit einem Staatsexamen oder einer kirchlichen Prüfung abschließen, 

erlässt der Fachbereich eine Studienordnung durch Satzung; für andere Studiengänge können die 

Fachbereiche Studienordnungen erlassen. (…) 

(…) 

§ 53   Hochschulgrade und Diploma Supplement 

(1) Aufgrund einer Hochschulprüfung, die zu einer beruflichen Tätigkeit befähigt, verleiht die 

Hochschule (…) 

Die Hochschule kann den Diplomgrad auch aufgrund einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung, mit  



der ein Hochschulstudium abgeschlossen wird, verleihen. Hierfür bedarf es einer Satzung des 

Fachbereichs. Der Diplomgrad, der nach dem Studium an einer Fachhochschule verliehen wird, erhält 

den Zusatz „Fachhochschule“ oder „FH“.  

(…) 

§ 57   Führen ausländischer Grade 

(1) Ein ausländischer Hochschulgrad, der von einer nach dem Recht des Herkunftslandes anerkannten 

Hochschule aufgrund eines durch Prüfung abgeschlossenen Studiums verliehen worden ist, kann in 

der Form, in der er verliehen wurde, unter Angabe der verleihenden Hochschule geführt werden. 

Dabei kann die verliehene Form in lateinische Schrift übertragen und die im Herkunftsland 

zugelassene oder nachweislich allgemein übliche Abkürzung geführt und eine wörtliche Übersetzung 

in Klammern hinzugefügt werden. Dies gilt entsprechend für staatliche und kirchliche Grade. Die 

Umwandlung in einen inländischen Grad findet nicht statt.  

(…) 

Achter Abschnitt: Hochschulen in freier Trägerschaft 

§ 76   Staatliche Anerkennung 

(1) Einrichtungen des Bildungswesens, die nicht in Trägerschaft des Landes Schleswig-Holstein 

stehen, dürfen nur mit staatlicher Anerkennung des Ministeriums als Hochschulen errichtet und 

betrieben werden. Die Verwendung der Bezeichnung „Hochschule“, „Universität“, „Kunsthochschule“ 

oder „Fachhochschule“ für eine nicht anerkannte Einrichtung des Bildungswesens allein oder in 

Wortverbindungen oder in einer entsprechenden fremdsprachlichen Übersetzung in der Öffentlichkeit 

ist unzulässig.  

(2) Die Anerkennung nach Absatz 1 kann erteilt werden, wenn gewährleistet ist, dass  

(…) 

4. eine Mehrzahl von nebeneinander bestehenden Studiengängen im Sinne von § 46 Abs. 3 und 

§ 49 an der Einrichtung allein oder im Verbund mit anderen Einrichtungen des Bildungswesens 

vorhanden oder in einer zeitnahen Ausbauplanung vorgesehen ist, 

5. das Studium und die Abschlüsse aufgrund der Prüfungsordnungen, des tatsächlichen 

Lehrangebots und der Regelstudienzeit im Sinne von § 50 Abs. 2 Satz 1 dem Studium und den 

Abschlüssen an den staatlichen Hochschulen gleichwertig sind; ihre Gleichwertigkeit ist durch eine 

Akkreditierung der Studiengänge nach § 5 Abs. 2 vor ihrer jeweiligen Einrichtung nachzuweisen, 

6. die Studienbewerberinnen und Studienbewerber die Voraussetzungen für die Zulassung zu 

einer entsprechenden staatlichen Hochschule nach den §§ 38 und 39 erfüllen, 

7. die Lehre an Präsenzhochschulen überwiegend von hauptberuflichen Lehrkräften mit den 

Einstellungsvoraussetzungen gemäß § 61 erbracht wird, und im Übrigen alle Lehrenden die 

Einstellungsvoraussetzungen erfüllen, die für entsprechende Tätigkeiten an staatlichen Hochschulen 

gefordert werden, 

(…) 

(4) Für kirchliche Einrichtungen und für Einrichtungen, die eine Ausbildung für den öffentlichen  
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Dienst vermitteln und von juristischen Personen des öffentlichen Rechts getragen werden, können 

Ausnahmen von den Voraussetzungen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 bis 7 zugelassen werden, sofern 

gewährleistet ist, dass das Studium demjenigen an einer staatlichen Hochschule gleichwertig ist.  

(…) 

 

 

11.16.2 Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und 

Tagespflegestellen [für Schleswig-Holstein] (Kindertagesstättengesetz - KiTaG)  

Vom 12.12.1991 (GVOBl. 1991, 651), zuletzt geändert durch VO vom 04.04.2013 (GVOBl. S. 

143) 

Abschnitt II Auftrag 

§ 4 Ziele 

(…) 

(3) Bei der Wahrnehmung dieses eigenen Betreuungs-, Erziehungs- und Bildungsauftrages nach 

Absatz 1 sowie der Unterstützung und Weiterentwicklung der Fähigkeiten nach Absatz 2 sollen 

folgende Bildungsbereiche berücksichtigt werden: 

(…) 

5. Ethik, Religion und Philosophie, 

(…) 

Abschnitt IV Errichtung und Betrieb von Kindertageseinrichtungen 

Unterabschnitt 1 Allgemeine Bestimmungen 

§ 9 Träger von Kindertageseinrichtungen 

(1) Kindertageseinrichtungen können errichtet und betrieben werden von 

1. anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe, insbesondere den Kirchen und 

Religionsgemeinschaften öffentlichen Rechts sowie den Verbänden der freien Wohlfahrtspflege und 

den Elterninitiativen, 

(…) 

§12 Aufnahme 

(…) 

(2) Die Aufnahme eines Kindes in eine Kindertageseinrichtung, die mit öffentlichen Mitteln gefördert 

wird, darf nicht aus Gründen seiner Herkunft, seiner Nationalität und nicht aus konfessionellen, 

weltanschaulichen oder ethnischen Gründen verweigert werden. Bei Kindertageseinrichtungen, die 

von einer nationalen Minderheit getragen werden, gelten deren Aufnahmeregeln. 

(…) 



 

11.16.3 Schleswig-Holsteinisches Schulgesetz 

Vom 24.01.2007 (GVOBl. 2007, S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch VO vom 

04.04.2013 (GVOBl. Schl.-H. S.143 ) 

Abschnitt I   Auftrag und Gliederung des Schulwesens 

Titel 1   Einleitende Vorschriften 

§ 1   Geltungsbereich 

(...) 

(2) Auf private Schulen (Schulen in freier Trägerschaft) findet das Gesetz nur Anwendung, soweit dies 

ausdrücklich bestimmt ist. 

§ 2   Begriffsbestimmungen 

(...) 

(3) Schulen in freier Trägerschaft sind die Schulen, deren Träger natürliche oder juristische Personen 

des Privatrechts sowie Kirchen-, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften sind, die die Rechte 

einer Körperschaft des öffentlichen Rechts besitzen. 

(4) Schulen in freier Trägerschaft sind genehmigungspflichtige Schulen, wenn sie nach dem mit ihrer 

Errichtung verfolgten Gesamtzweck die allgemeinen Bildungsziele und -abschlüsse anstreben 

(Ersatzschulen). Schulen in freier Trägerschaft, die nicht genehmigungspflichtige Schulen sind, sind 

anzeigepflichtige Schulen (Ergänzungsschulen). 

(...) 

Titel 2   Auftrag der Schule 

§ 4   Bildungs- und Erziehungsziele 

(...) 

(2) Es ist die Aufgabe der Schule, die geistigen, seelischen und körperlichen Fähigkeiten des jungen 

Menschen unter Wahrung des Gleichberechtigungsgebots zu entwickeln. Der Bildungsauftrag der 

Schule ist ausgerichtet an den im Grundgesetz verankerten Menschenrechten, den sie begründenden 

christlichen und humanistischen Wertvorstellungen und an den Ideen der demokratischen, sozialen 

und liberalen Freiheitsbewegungen. 

(...) 

(6) Bei der Erfüllung ihres Auftrages hat die Schule das verfassungsmäßige Recht der Eltern zur 

Erziehung ihrer Kinder (Artikel 6 Abs. 2 des Grundgesetzes) zu achten. Sie darf die religiösen und 

weltanschaulichen Grundsätze nicht verletzen, nach denen die Eltern ihre Kinder erzogen haben 

wollen. 

(...) 

 



§ 7   Religionsunterricht; Bekenntnis- und Weltanschauungsschulen 

(1) Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen ordentliches Lehrfach. Er ist unbeschadet 

der Rechte der Schulaufsichtsbehörden in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der 

Religionsgemeinschaften zu erteilen. 

(2) Die Eltern haben das Recht, die Schülerin oder den Schüler vom Religionsunterricht abzumelden. 

Dieses Recht steht der Schülerin und dem Schüler zu, wenn sie das 14. Lebensjahr vollendet haben. 

Schülerinnen und Schüler, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen, erhalten stattdessen anderen 

gleichwertigen Unterricht. 

(3) Schulen, in denen Kinder einer Religionsgemeinschaft nach den Grundsätzen des betreffenden 

Bekenntnisses (Bekenntnisschulen) oder nach den Grundsätzen einer Weltanschauung 

(Weltanschauungsschulen) erzogen und unterrichtet werden, sind nur als Schulen in freier 

Trägerschaft zulässig. Die öffentlichen Schulen fassen Schülerinnen und Schüler ohne Unterschied des 

Bekenntnisses und der Weltanschauung zusammen.  

Abschnitt III   Gliederung des Schulwesens 

§ 10   Bezeichnung und Name 

(1) Jede Schule führt eine Bezeichnung, in der die Schulart, der Schulträger und die Gemeinde, in der 

sich die Schule befindet, anzugeben sind. Organisatorische Verbindungen von Grundschulen und 

Regionalschulen führen die Bezeichnung ,,Grund- und Regionalschule“. Im Übrigen wird bei 

organisatorischen Verbindungen von allgemein bildenden Schulen und Förderzentren oder Teilen von 

ihnen die Bezeichnung durch das für Bildung zuständige Ministerium festgelegt. Organisatorische 

Verbindungen von berufsbildenden Schulen führen die Bezeichnung ,,Berufliche Schule“. An die 

Stelle der Schulart kann in den Fällen der §§ 45 und 46 eine vom für Bildung zuständigen Ministerium 

durch Verordnung zugelassene Bezeichnung treten. 

(2) Der Schulträger kann der Bezeichnung einen Zusatz, insbesondere einen Namen hinzufügen. In 

dem Namen kann insbesondere auf einen im Schulprogramm festgelegten Schwerpunkt Bezug 

genommen werden. Der Zusatz ist der Schulaufsichtsbehörde anzuzeigen. Sie kann die Führung des 

Zusatzes insbesondere untersagen, wenn er eine Verwechselung mit anderen Schulen oder einen 

Irrtum über die Schulart hervorrufen kann.  

(3) Schulen in freier Trägerschaft dürfen keine Bezeichnung führen, die eine Verwechselung mit 

öffentlichen Schulen hervorrufen kann. Unterrichtseinrichtungen, die keine Schulen im Sinne des § 2 

Abs. 1 sind, dürfen keine Bezeichnung führen, die eine Verwechselung mit Schulen hervorrufen kann. 

Dritter Teil   Lehrkräfte an öffentlichen Schulen 

Abschnitt I   Schulleiterinnen und Schulleiter, Lehrkräfte 

§ 34   Lehrkräfte 

(...) 

(3) Von den Religionsgemeinschaften gestelltes Lehrpersonal bedarf für die Erteilung des 

Religionsunterrichts an öffentlichen Schulen eines staatlichen Lehrauftrages. Es untersteht in 

Ausübung dieses Lehrauftrages der Schulaufsicht. Das Land erstattet den Religionsgemeinschaften die 

mit der Gestellung von Lehrkräften für den Religionsunterricht verbundenen Kosten nach Maßgabe  



von Vereinbarungen. 

(4) Keine Lehrkraft darf gegen ihren Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen. 

Inwieweit Lehrkräfte, die Religionsunterricht erteilen, der Religionsgemeinschaft des entsprechenden 

Bekenntnisses angehören müssen, richtet sich nach den mit den Religionsgemeinschaften getroffenen 

Vereinbarungen. 

(...) 

Siebenter Teil   Schulen in freier Trägerschaft 

Abschnitt I   Errichtung von Schulen in freier Trägerschaft 

§ 115   Genehmigung von Ersatzschulen 

(1) Ersatzschulen dürfen nur mit vorheriger Genehmigung des für Bildung zuständigen Ministeriums 

errichtet und betrieben werden. 

(2) Als Errichtung einer Ersatzschule gelten auch die Einführung weiterer Schularten und 

Bildungsgänge, der Wechsel der Schulart, die Bildung einer Außenstelle und die in § 61 Abs. 1 und 

§ 96 Satz 2 genannten Maßnahmen. 

(3) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 

1. die Voraussetzungen des Artikels 7 Abs. 4 Satz 3 und 4 des Grundgesetzes vorliegen, 

2. der Schulträger oder, falls dieser eine juristische Person ist, die gesetzlichen oder satzungsmäßig 

berufenen Vertreterinnen und Vertreter des Schulträgers und die Schulleiterin oder der Schulleiter 

geeignet sind, eine Schule verantwortlich zu führen, und die Gewähr dafür bieten, dass sie nicht gegen 

die verfassungsmäßige Ordnung verstoßen, und 

3. die Schulgebäude und -anlagen den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen und den 

Anforderungen für einen geordneten Schulbetrieb entsprechen. 

(4) Grundschulen in freier Trägerschaft sind nur zuzulassen, wenn das für Bildung zuständige 

Ministerium ein besonderes pädagogisches Interesse anerkennt, die Eltern die Errichtung einer 

Bekenntnis- oder Weltanschauungsschule beantragen oder eine Schule der dänischen Minderheit 

errichtet werden soll. Im Übrigen können Ersatzschulen von den Lernzielen, Lerninhalten, 

Lehrverfahren und Organisationsformen der Schularten des öffentlichen Schulwesens abweichen, 

solange sie den in den §§ 41 bis 46 sowie 88 bis 93 festgelegten Anforderungen für diese Schularten 

entsprechen. Darüber hinaus können Ersatzschulen als Schulen besonderer pädagogischer Prägung 

genehmigt werden, wenn das für Bildung zuständige Ministerium aufgrund ihrer Lernziele, 

Lerninhalte oder Lehrverfahren ein besonderes pädagogisches Interesse anerkennt. 

(5) Ersatzschulen unterstehen der Rechtsaufsicht des Landes. Zuständig ist das für Bildung zuständige 

Ministerium. Es kann eine örtliche Prüfung vornehmen. Sind die Voraussetzungen für die 

Genehmigung entfallen, ist die Genehmigung zu widerrufen. Sie kann widerrufen werden, wenn der 

Schulträger Anordnungen der Schulaufsichtsbehörde wiederholt nicht befolgt oder festgestellte 

Mängel auch nach einer Mahnung nicht abstellt. Das für Bildung zuständige Ministerium kann mit der 

Wahrnehmung einzelner Aufgaben der Aufsicht die untere Schulaufsichtsbehörde beauftragen. 

(6) Der Schulträger hat die in § 30 Abs. 1 Satz 2 aufgeführten Daten zu erheben und an das für  



Bildung zuständige Ministerium auf Anforderung einmal jährlich für statistische Zwecke, zu Zwecken 

der Bildungsplanung und zur Wahrnehmung der Rechtsaufsicht zu übermitteln. § 30 Abs. 1 Satz 3 und 

4 gilt entsprechend. 

§ 116   Anerkennung von Ersatzschulen 

(1) Auf Antrag des Schulträgers kann das für Bildung zuständige Ministerium einer Ersatzschule, die 

die Gewähr dafür bietet, dass sie dauernd die an entsprechenden öffentlichen Schulen bestehenden 

Anforderungen erfüllt, die Eigenschaft einer anerkannten Ersatzschule in freier Trägerschaft verleihen. 

Die Anerkennung bedarf der Schriftform. Sie erstreckt sich auf die Schulart und die Fachrichtung, für 

die sie ausgesprochen worden ist. 

(2) Mit der Anerkennung erhält die Ersatzschule das Recht, Prüfungen abzuhalten und Zeugnisse zu 

erteilen, die dieselbe Berechtigung verleihen wie die der öffentlichen Schulen. Die Anerkennung kann 

auf Antrag des Schulträgers auf die Abschlussprüfung beschränkt werden. 

(3) Anerkannte Ersatzschulen sind verpflichtet, bei der Aufnahme und Versetzung von Schülerinnen 

und Schülern sowie bei der Abhaltung von Prüfungen und bei der Erteilung von Zeugnissen die für die 

öffentlichen Schulen geltenden Bestimmungen zu beachten. Abweichungen bedürfen der Zustimmung 

der Schulaufsichtsbehörde. Diese bestimmt auch die Zusammensetzung der Prüfungsausschüsse. 

(4) Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn die Schule wiederholt oder schwer gegen die ihr nach 

Absatz 3 obliegenden Verpflichtungen verstoßen hat. 

§ 117   Lehrkräfte an Ersatzschulen 

(1) Schulleiterinnen, Schulleiter und Lehrkräfte an Ersatzschulen bedürfen einer 

Unterrichtsgenehmigung des für Bildung zuständigen Ministeriums. 

(2) Die Lehrkräfte sollen eine wissenschaftliche Ausbildung nachweisen, die hinter der Ausbildung 

der Lehrkräfte an entsprechenden öffentlichen Schulen nicht zurücksteht. In Ausnahmefällen kann auf 

diese Voraussetzung verzichtet werden, wenn die für die vorgesehene Beschäftigung erforderlichen 

Fähigkeiten durch sonstige Leistungen nachgewiesen werden. 

(3) Die Genehmigung kann versagt, zurückgenommen oder widerrufen werden, wenn die 

Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht erfüllt sind oder wenn Tatsachen vorliegen, die bei öffentlichen 

Schulen einer Einstellung entgegenstehen oder eine Beendigung des Dienstverhältnisses rechtfertigen 

würden. 

(4) Lehrkräfte, die mindestens ein Jahr der vorgeschriebenen Probezeit im öffentlichen Schuldienst 

abgeleistet haben, können bis zu zehn Jahren unter Fortfall der Dienstbezüge für eine Tätigkeit an 

Ersatzschulen in Schleswig-Holstein aus ihrem Beamtenverhältnis beurlaubt werden. Für andere Fälle 

der Beurlaubung bleibt § 68 Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes unberührt. 

(5) Für die Tätigkeit an Förderzentren in freier Trägerschaft können Lehrkräfte unter Fortzahlung der 

Dienstbezüge beurlaubt werden, wenn zur Deckung des Unterrichtsbedarfs anstelle der Schule in freier 

Trägerschaft eine entsprechende öffentliche Schule errichtet oder wesentlich erweitert werden müsste. 

§ 118   Errichtung und Untersagung von Ergänzungsschulen 

(1) Die Errichtung einer Ergänzungsschule ist der Schulaufsichtsbehörde vor Aufnahme des 

Unterrichts anzuzeigen. Die Lehrpläne sowie die Nachweise über den Schulträger, die 

Schuleinrichtungen und die Vorbildung der Leiterin oder des Leiters und der Lehrkräfte sind der 



Anzeige beizufügen. Das Verfahren zur Anzeige der Errichtung einer Ergänzungsschule kann über 

eine einheitliche Stelle nach den Vorschriften des Landesverwaltungsgesetzes abgewickelt werden. 

(2) Die Errichtung oder Fortführung einer Ergänzungsschule kann von der Schulaufsichtsbehörde 

untersagt werden, wenn Schulträger, Leiterin oder Leiter, Lehrkräfte oder Einrichtungen der 

Ergänzungsschule nicht den Anforderungen entsprechen, die zum Schutz der Schülerinnen und 

Schüler und der Allgemeinheit an sie zu stellen sind, oder wenn die Ergänzungsschule die Aufgaben 

der öffentlichen Schulen beeinträchtigt und wenn den Mängeln nicht innerhalb einer von der 

Schulaufsichtsbehörde bestimmten Frist abgeholfen worden ist. Im Übrigen gilt § 115 Abs. 5 Satz 1 

bis 4 entsprechend. 

Abschnitt II   Zuschüsse an Ersatzschulen 

§ 119   Voraussetzungen 

(1) Das Land gewährt dem Träger einer Ersatzschule bei Bedarf auf Antrag Zuschüsse zu den 

laufenden Kosten (Sachkosten) und den Kosten der Lehrkräfte (Personalkosten), wenn die Schule 

nach Genehmigung der Errichtung zwei Jahre ohne Beanstandung betrieben worden ist (Wartefrist). 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann das Land im Einzelfall Zuschüsse nach Maßgabe des Haushaltes 

gewähren, insbesondere wenn nach bereits einmal erfüllter Wartefrist ein Wechsel des Trägers oder 

ein Wechsel der Schulart erfolgt. 

(3) Ein Zuschussbedarf ist gegeben, wenn die erzielbaren Einnahmen des Schulträgers die nach § 120 

berücksichtigungsfähigen Sach- und Personalkosten nicht abdecken. Zu den erzielbaren Einnahmen 

zählen alle Beträge, die dem Schulträger im Bewilligungszeitraum in einem rechtlichen oder 

wirtschaftlichen Zusammenhang mit dem Betrieb der Ersatzschule zufließen oder zufließen können. 

Ausgenommen hiervon sind die im Bewilligungszeitraum dem Schulträger von dritter Seite 

zugewandten Mittel, die nachweisbar für den Bau, die Instandhaltung oder den Erwerb erforderlicher 

Schulgebäude einschließlich dazugehöriger Grundstücksflächen verwendet wurden oder verwendet 

werden sollen. 

(4) Über die Zuschüsse zu den Sach- und Personalkosten hinaus können Zuschüsse zu 

Bauinvestitionen gewährt werden. 

§ 120   Berücksichtigungsfähige Sach- und Personalkosten 

(1) Als Sachkosten werden die laufenden Kosten (§ 48 Abs. 1 Satz 2) für die Berechnung des Bedarfes 

berücksichtigt, die für eine Schülerin oder einen Schüler einer vergleichbaren Schule des öffentlichen 

Schulwesens vom Schulträger aufzuwenden sind. 

(2) Zu den laufenden Kosten zählen auch die Aufwendungen, die zur Bereitstellung geeigneten 

Schulraums erforderlich sind. Berücksichtigt werden entweder die Abschreibungen auf für den 

Schulbetrieb genutzte Gebäude im Rahmen der geltenden steuerrechtlichen Vorschriften oder die 

Entrichtung einer verkehrsüblichen Miete. Sind die für den Schulbetrieb genutzten Gebäude mit 

öffentlichen Mitteln gefördert worden, sind die berücksichtigungsfähigen Aufwendungen um die 

entsprechenden Anteile zu kürzen. 

(3) Als Personalkosten werden die Aufwendungen berücksichtigt, die den persönlichen Kosten für 

Lehrkräfte im öffentlichen Schuldienst nach § 36 Abs. 2 mit Ausnahme der Nummern 3 und 6 zur 

Erteilung des lehrplanmäßigen Unterrichts an einer Schule der vergleichbaren Schulart entsprechen. 



(4) Ist die Schule nicht mit einer Schulart im öffentlichen Schulwesen vergleichbar, werden die 

berücksichtigungsfähigen Sachkosten auf der Grundlage des Bildungsangebots bestehender Schularten 

für die Zuschussberechnung durch das für Bildung zuständige Ministerium festgelegt; für die 

Personalkosten werden die Aufwendungen für Lehrkräfte zu Grunde gelegt, die für die Erteilung des 

Unterrichts nach der genehmigten Stundentafel für die betreffende Schule erforderlich wären. 

(5) Soweit eine Ersatzschule aufgrund einer genehmigten pädagogischen Prägung besondere 

Ausgaben nachweist, können diese den nach den Absätzen 1 bis 4 berücksichtigungsfähigen Kosten 

hinzugerechnet werden. 

§ 121   Eigenanteil 

(1) Der Schulträger hat einen Eigenanteil aufzubringen, der mindestens 15% der nach § 120 

berücksichtigungsfähigen Sach- und Personalkosten abzudecken hat. Er kann hierzu von den Eltern 

oder den Schülerinnen und Schülern einen angemessenen Beitrag verlangen. 

(2) Die Schulträger von Schulen mit dem Förderschwerpunkt ,,geistige Entwicklung“ sind von der 

Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 ausgenommen. 

§ 122   Höhe des Zuschusses 

(1) Die Schulträger erhalten einen jährlichen Zuschuss für jede Schülerin und jeden Schüler 

(Schülerkostensatz der Ersatzschule) bis zu der Höhe, für die sie unter Anrechnung des Eigenanteils 

einen Bedarf nach § 119 Abs. 3 nachweisen können. Für die Berechnung des Schülerkostensatzes der 

Ersatzschule sind die Sach- und Personalkosten (§ 48 Abs. 1 Satz 2, § 36 Abs. 2) zu Grunde zu legen, 

die im Landesdurchschnitt für den lehrplanmäßigen Unterricht für eine Schülerin oder einen Schüler 

an einer öffentlichen Schule der vergleichbaren Schulart im Jahr 2000 entstanden sind (öffentlicher 

Schülerkostensatz des Jahres 2001). Der öffentliche Schülerkostensatz des Jahres 2001 wird jährlich 

um den Prozentsatz erhöht, um den sich die Besoldung der beamteten Lehrkräfte an öffentlichen 

Schulen im Jahr vor dem Bewilligungszeitraum aufgrund gesetzlicher Regelung erhöht hat. Sofern die 

gesetzliche Regelung einen Prozentsatz nicht nennt, ist dieser in Abstimmung mit dem für 

Besoldungsfragen zuständigen Ministerium zu schätzen. Der Schülerkostensatz der Ersatzschule 

beträgt bei  

 1.den Schulen mit dem Förderschwerpunkt „geistige Entwicklung“ 100 % 

 2.den allgemein bildenden Schulen und den sonstigen Förderzentren 80 % 

 3.den berufsbildenden Schulen 50 % 

von dem nach Satz 3 veränderten öffentlichen Schülerkostensatz des Jahres 2001.  

(2) Für die Berechnung der Zuschüsse wird als öffentlicher Schülerkostensatz des Jahres 2001 nach 

Absatz 1 Satz 2 für Regionalschulen in freier Trägerschaft der Schülerkostensatz der Realschule und 

für Gemeinschaftsschulen in freier Trägerschaft der Schülerkostensatz der Gesamtschule zu Grunde 

gelegt. Ist im Übrigen eine Schule in freier Trägerschaft nicht mit einer Schulart im öffentlichen 

Schulwesen vergleichbar, wird sie unter Berücksichtigung ihres Bildungsangebots einer bestehenden 

Schulart zugeordnet. 

(3) Für die Berechnung der Zuschüsse an die Freien Waldorfschulen wird als öffentlicher 

Schülerkostensatz des Jahres 2001 nach Absatz 1 Satz 2 

1. für die Jahrgangsstufen eins bis vier der Schülerkostensatz der Grund- und Hauptschulen und 
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2. für die Jahrgangsstufen fünf bis dreizehn der Schülerkostensatz der Gesamtschulen zuzüglich 10,5%  

des Schülerkostensatzes der Förderschulen 

zu Grunde gelegt. Erstreckt sich die Genehmigung für eine Freie Waldorfschule auch auf ein 

Förderzentrum, wird für dessen Schülerinnen und Schüler der Schülerkostensatz der dem 

sonderpädagogischem Förderbedarf entsprechenden Sonderschulart zu Grunde gelegt. 

(4) Bei der Berechnung des Zuschusses ist die Jahresdurchschnittszahl der Schülerinnen und Schüler 

der Ersatzschulen zu Grunde zu legen. Die Durchschnittszahl wird nach der am 1. jedes Monats 

vorhandenen Zahl der Schülerinnen und Schüler errechnet. Die Ersatzschulen sind zu entsprechenden 

Auskünften und Nachweisen verpflichtet. Für die Berechnung der Durchschnittszahl sind nur 

diejenigen Schülerinnen und Schüler zu berücksichtigen, die entweder 

1. ihre Wohnung in Schleswig-Holstein haben, 

2. für die das Land eine Erstattung nach § 113 verlangen kann, oder 

3. mit Heimen verbundene Förderzentren besuchen und sich nach den Umständen des Einzelfalls der 

jeweiligen Schule eine unzumutbare finanzielle Belastung für den Schulträger ergibt. 

(5) Unabhängig von den nach Absatz 1 bis 3 zu berechnenden Zuschüssen können im Einzelfall 

Zuschüsse zu den Fortbildungskosten gewährt werden. 

(…) 

§ 123   Bewilligungsbescheid und Verwendungsnachweis 

(1) Das für Bildung zuständige Ministerium erlässt nach Prüfung der Unterlagen jeweils einen 

Bewilligungsbescheid. Im Bewilligungszeitraum können monatliche Teilbeträge gezahlt werden. Die 

erstmalige Gewährung eines Zuschusses bedarf eines Antrages des Schulträgers. 

(2) Die Träger der Ersatzschulen haben jährlich für das abgelaufene Haushaltsjahr einen Nachweis 

über die Sach- und Personalkosten vorzulegen. Diesem Nachweis ist die Bilanz einschließlich der 

Gewinn- und Verlustrechnung sowie, falls eine Bilanzierung nicht erfolgt, die 

Einnahmenüberschussrechnung beizufügen. Eine örtliche Prüfung der Schule durch die 

Bewilligungsbehörde oder den Landesrechnungshof bleibt vorbehalten. 

(3) Wurde drei Jahre nacheinander der nach § 122 Abs. 1 mögliche Höchstbetrag bewilligt, wird in 

den Folgejahren der jeweilige Höchstbetrag als Festbetrag unabhängig vom Bedarf gewährt. Nach fünf 

Jahren Festbetragsfinanzierung kann deren Weitergewährung davon abhängig gemacht werden, dass 

das für Bildung zuständige Ministerium aufgrund einer Wirtschaftlichkeitsprüfung zu der Feststellung 

gelangt, dass der Schulträger die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit beachtet und 

seine Sach- und Personalkosten mit den sich aus § 120 Abs. 1 bis 3 ergebenden Vorgaben nach wie 

vor im Einklang stehen. 

Achter Teil   Aufsicht des Landes über das Schulwesen  

Abschnitt II   Organisation der Schulaufsichtsbehörden  

§ 131 Schulaufsichtsbeamtinnen und Schulaufsichtsbeamte 

(…) 



(4) Die Schulaufsicht über den Religionsunterricht kann nur führen, wer Mitglied der betreffenden  

Religionsgemeinschaft ist. Erfüllt eine Schulaufsichtsbeamtin oder ein Schulaufsichtsbeamter diese 

Voraussetzungen nicht, hat das für Bildung zuständige Ministerium hierfür eine andere Landesbeamtin 

oder einen anderen Landesbeamten als Schulaufsichtsbeamtin oder Schulaufsichtsbeamten zu 

bestellen.  

(…) 

Abschnitt IV   Institut für Qualitätsentwicklung, Landesschulbeirat  

§ 135   Landesschulbeirat 

(…) 

(3) Mitglieder des Landesschulbeirates sind 

(…) 

10. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche 

und der katholischen Kirche, 

(…) 

Neunter Teil   Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 139   Staatskirchenvertrag 

Der Vertrag zwischen dem Land Schleswig-Holstein und den evangelischen Landeskirchen in 

Schleswig-Holstein vom 23. April 1957 (GVOBl. Schl.-H. S. 73) bleibt auch gegenüber der 

Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche als Rechtsnachfolgerin in diesem Vertrag unberührt. 

§ 148   Sonstige Übergangsbestimmungen und Fortgeltung bestehender Bestimmungen 

(...) 

(13) Abweichend von § 119 Abs. 1 und § 124 Satz 3 beträgt die Wartefrist für Träger einer 

Ersatzschule drei Jahre nach Genehmigung der Errichtung, wenn die Genehmigung vor dem 1. Januar 

2008 erteilt worden ist. In 2007 findet § 122 Abs. 1 auf die Berechnung der Zuschüsse für die 

Ersatzschulen der dänischen Minderheit mit der Maßgabe Anwendung, dass der danach ermittelte 

Betrag unabhängig vom Bedarf in Höhe von 100% gewährt wird. 

(14) Genehmigungen, die Schulen in freier Trägerschaft vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilt 

waren, bleiben unberührt. Ist eine Ersatzschule als Schule der Schulart Hauptschule oder Realschule 

genehmigt, erlischt die Genehmigung mit Ablauf des 31. Juli 2011, soweit nicht auf Antrag des 

Schulträgers die Genehmigung bezogen auf eine in diesem Gesetz vorgesehene Schulart einschließlich 

der Bezeichnung der Schule geändert worden ist. Verliehene Berechtigungen bleiben in Kraft; sie sind 

zu entziehen, wenn die bei der Verleihung geforderten Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. 

Abweichend von Satz 3 bleibt in den Fällen des Satzes 2 eine verliehene Anerkennung, die der nach 

§ 116 entspricht, in Kraft. 

 

 



11.17 Thüringen 

11.17.1 Thüringer Erwachsenenbildungsgesetz (ThürEBG)  

Vom 18.11.2010 (GVBl. 2010, 328) 

Erster Abschnitt Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Ziele der Erwachsenenbildung 

Die Erwachsenenbildung ist ein eigenständiger, gleichberechtigter Teil des Bildungswesens, steht 

allen offen und dient der Verwirklichung des Rechts auf Bildung. Sie verfolgt folgende Ziele: 

(…) 

4. Als eigenständige Säule des Bildungswesens stärkt die Erwachsenenbildung die integrativen Kräfte 

der Gesellschaft. Auf allen Gebieten berücksichtigt die Erwachsenenbildung die Gleichbehandlung, 

insbesondere unabhängig von Geschlecht, Herkunft, Lebensumständen sowie weltanschaulicher oder 

religiöser Überzeugung. 

§ 2 Aufgaben der Erwachsenenbildung 

Die Erwachsenenbildung dient der allgemeinen, politischen, kulturellen und beruflichen Bildung. Der 

Inhalt der Erwachsenenbildung bestimmt sich nach den Bildungsbedürfnissen, die ihrerseits dem 

beständigen Wandel unterliegen und ist daher nicht abschließend bestimmbar. Insbesondere hat die 

Erwachsenenbildung folgende Aufgaben: 

(…) 

2. Die kulturelle, künstlerische und religiöse Erwachsenenbildung befähigt zur Auseinandersetzung 

mit der eigenen und mit anderen Kulturen, trägt zur Identitätsfindung bei und stärkt die ästhetische 

Urteilsfähigkeit. 

(…) 

Zweiter Abschnitt Anerkennung und Förderung von Einrichtungen der 

Erwachsenenbildung  

§ 8 Anerkennung von Einrichtungen der Erwachsenenbildung 

(1) Voraussetzung für die Anerkennung einer Einrichtung der Erwachsenenbildung ist, dass die 

Bildungseinrichtung mit Beginn der Antragstellung 

(…) 

3. von jedermann besucht werden kann, ohne Rücksicht auf Vorbildung, Behinderung, 

Religionszugehörigkeit, Nationalität, gesellschaftliche Stellung und Zugehörigkeit zu Vereinen, 

(…) 

 

 



11.17.2 Thüringer Gesetz über die Finanzierung der staatlichen Schulen 

(ThürSchFG) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 30.04.2003 (GVBl. 2003, 258), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 31.01.2013 (GVBl. S. 22) 

§ 2 Personalaufwand 

(…) 

(1) Kirchen und Religionsgemeinschaften können auf der Grundlage gesonderter Verträge im 

Einvernehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium eigene Bedienstete als 

Lehrkräfte für den Religionsunterricht ihrer Konfession stellen. Das Land erstattet die mit der 

Gestellung verbundenen Personalausgaben nach Maßgabe dieser Verträge. 

 

 

11.17.3 Thüringer Gesetz über Schulen in freier Trägerschaft (ThürSchfTG) 

In der Fassung vom  20.12.2010 (GVBl. Thüringen S. 522) 

Erster Abschnitt   Allgemeine Bestimmungen 

§ 2   Schulen in freier Trägerschaft 

(1) Schulen in freier Trägerschaft bereichern und ergänzen das Schulwesen in Thüringen. Sie sind 

Ausdruck eines vielfältigen Bildungsangebots und haben die Aufgabe, neben den staatlichen Schulen 

in eigener Verantwortung zur Bildung und Erziehung der jungen Menschen beizutragen. 

(2) Schulen in freier Trägerschaft werden als Ersatz- oder Ergänzungsschulen von natürlichen 

Personen oder juristischen Personen des privaten oder des öffentlichen Rechts errichtet und betrieben. 

Das Land, die Landkreise und kreisfreien Städte sowie die Gemeinden sind von der Übernahme einer 

Schulträgerschaft im Sinne dieses Gesetzes ausgeschlossen. 

(2) Schulen in freier Trägerschaft sind im Rahmen der Gesetze frei in der Schulgestaltung, 

insbesondere in der Entscheidung über eine besondere pädagogische, religiöse oder weltanschauliche 

Prägung, über Lehr- und Unterrichtsmethoden, über Lehrinhalte und die Organisation des Unterrichts. 

(...) 

§ 3   Schulaufsicht 

(1) Schulen in freier Trägerschaft unterliegen der staatlichen Schulaufsicht. Schulaufsichtsbehörde ist 

das für das Schulwesen zuständige Ministerium. Es kann die Aufsicht an nachgeordnete Einrichtungen 

übertragen. Dies gilt auch für Teilbereich der Aufsicht. (…) 

(2) Die Aufsicht beschränkt sich auf die Einhaltung der in diesem Gesetz festgelegten Anerkennungs- 

und Genehmigungsvoraussetzungen sowie der durch dieses Gesetz für anwendbar erklärten 

Bestimmungen des Thüringer Schulgesetzes. Die Aufsicht über die Ergänzungsschulen richtet sich 

nach den §§ 13 bis 15.  

 



Zweiter Abschnitt   Ersatzschulen 

§ 4   Ersatzschulen 

(1)Ersatzschulen sind Schulen in freier Trägerschaft, die in ihren Bildungs- und Erziehungszielen den 

staatlichen Schulen entsprechen, die in Thüringen bestehen oder grundsätzlich vorgesehen sind. Sie 

gehören zu einer bestimmten Schulart und Schulform gemäß den Festlegungen im Thüringer 

Schulgesetz. Außenstellen von Schulen sind vom Hauptstandort räumlich getrennte, unselbstständige 

Bestandteile der Schule (Schulteile). Abweichungen in der Lehr- und Unterrichtsmethode, in den 

Lehrinhalten und der Organisation des Unterrichts sind möglich, soweit nicht die Gleichwertigkeit mit 

den entsprechenden Anforderungen und Abschlüssen der staatlichen Schulen beeinträchtigt wird. Für 

den Zugang zu einer Ersatzschule dürfen weder die Herkunft noch das Geschlecht des jungen 

Menschen noch die wirtschaftliche und gesellschaftliche Stellung seiner Eltern bestimmend sein. 

(2) Ersatzschulen dürfen nur mit Genehmigung errichtet und betrieben werden. Die Genehmigung 

erteilt das für das Schulwesen zuständige Ministerium. Sind andere Ministerien an der Schulaufsicht 

beteiligt, erfolgt die Genehmigung im Einvernehmen mit ihnen. 

(3) Mit der Genehmigung erhält die Schule das Recht, Schüler zur Erfüllung ihrer Schulpflicht 

aufzunehmen. Der Schulträger hat die Aufnahme und die Entlassung von schulpflichtigen Schülern 

dem für den Wohnsitz des jeweiligen Schülers zuständigen staatlichen Schulamt anzuzeigen. Dem 

Schulträger obliegt die Überwachung der Erfüllung der Schulpflicht. 

(…) 

§ 5   Genehmigung von Ersatzschulen 

(1) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 

1. die Schule in ihren Einrichtungen und Lehrzielen sowie in der wissenschaftlichen oder 

künstlerischen Ausbildung ihrer Lehrkräfte (Lehrer und Sonderpädagogische Fachkräfte) nicht hinter 

den entsprechenden staatlichen Schulen zurücksteht, 

2. eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird, 

3. der Schulträger oder, falls dieser eine juristische Person ist, die Vertretungsberechtigten des 

Schulträgers und der Schulleiter geeignet sind, eine Schule verantwortlich zu führen und die Gewähr 

dafür bieten, dass sie nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung verstoßen, 

4. die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte genügend gesichert ist und 

5.für Grundschulen in freier Trägerschaft zudem die Voraussetzungen des Artikels 7 Abs. 5 des 

Grundgesetzes erfüllt sind. 

(2) Die Anforderungen an die Ausbildung der Lehrkräfte sind erfüllt, wenn eine fachliche und 

pädagogische Ausbildung sowie Prüfungen nachgewiesen werden, die hinter der Ausbildung und den 

Prüfungen der Lehrkräfte an den entsprechenden staatlichen Schulen nicht zurückstehen. Auf diesen 

Nachweis kann verzichtet werden, wenn die für den vorgesehenen Einsatz erforderlichen 

wissenschaftlichen, künstlerischen oder technischen Fähigkeiten und die pädagogische Eignung der 

Lehrkräfte gegenüber dem Ministerium beziehungsweise dem zuständigen Schulamt in anderer Weise 

als gleichwertig nachgewiesen werden. Der Schulleiter muss einen geeigneten Hochschulabschluss 

oder eine vergleichbare mehrjährige, einschlägige Berufserfahrung nachweisen; sofern der Schulleiter 

keine Befähigung zum Lehramt der jeweiligen Schulart nachweisen kann, ist ein geeigneter 
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pädagogischer Leiter zu bestellen. An räumlich zusammenhängenden Schulen verschiedener 

Schularten kann ein Schulleiter für diese Schulen bestellt werden. Für Schulleiter an berufsbildenden 

Schulen sind die in Bundesgesetzen geregelten Qualifikationen verbindlich. 

 (3) Die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte an einer Ersatzschule ist dann genügend 

gesichert, wenn 

1. über das Anstellungsverhältnis ein schriftlicher Vertrag abgeschlossen ist, in dem die regelmäßige 

Pflichtstundenzahl, der Anspruch auf Urlaub und eindeutige Kündigungsbedingungen festgelegt sind 

2. die Gehälter und Vergütungen bei entsprechenden Anforderungen hinter den Gehältern der 

Lehrkräfte an vergleichbaren staatlichen Schulen nicht wesentlich zurückbleiben und in regelmäßigen 

Zeitabschnitten gezahlt werden und 

3. für die Lehrkräfte eine Anwartschaft auf Versorgung erworben wird, die wenigstens den 

Bestimmungen der gesetzlichen Rentenversicherung entspricht. 

(4) Die einzelnen Bildungsgänge und Schulformen sowie Fachrichtungen einer Ersatzschule bedürfen 

jeweils einer gesonderten Genehmigung. Sofern dabei vorgesehen ist, Schüler mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf zu unterrichten, ist dies genehmigungspflichtig. Es gelten die 

Bestimmungen des Thüringer Förderschulgesetzes (ThürFSG) in der Fassung vom 30. April 2003 

(GVBl. S. 233) in der jeweils geltenden Fassung mit Ausnahme des § 3 ThürFSG. 

(5) Der Schulträger hat in dem Antrag auf Genehmigung die in den Absätzen 1 bis 4 genannten 

Voraussetzungen nachzuweisen. Der Antrag ist zehn Monate vor dem vorgesehenen Betriebsbeginn 

einzureichen. Wenn die den Antrag begründenden Unterlagen vollständig bis spätestens drei Monate 

vor dem geplanten Betriebsbeginn eingereicht werden, wird über den Antrag bis sechs Wochen vor 

dem geplanten Betriebsbeginn entschieden. 

(6) Die Übertragung einer Genehmigung zum Betreiben einer bereits bestehenden Ersatzschule ist 

genehmigungspflichtig. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Übertragung mit einer 

Neugründung einer Schule, der Einrichtung eines Bildungsgangs oder einer Fachrichtung im Übrigen 

gleichzusetzen ist. 

(7) Ersatzschulen, bei denen im Zeitpunkt ihrer Errichtung die Voraussetzungen für die Erteilung der 

Genehmigung noch nicht vollständig erfüllt sind, kann die Genehmigung entweder unter der 

Bedingung erteilt werden, dass die noch fehlenden Voraussetzungen innerhalb einer vom Ministerium 

festzusetzenden Frist erfüllt werden oder mit Auflagen verbunden werden. 

(8) Wesentliche Änderungen in den Voraussetzungen nach Erteilung der Genehmigung sind dem 

Ministerium anzuzeigen und bedürfen der erneuten Genehmigung. Gleiches gilt für die Bildung von 

Außenstellen, die Errichtung eines neuen Schulstandorts sowie die Ausdehnung auf andere 

Schulformen, Schularten, Bildungsgänge und Fachrichtungen. 

(9) Der Einsatz von Lehrkräften, soweit sie nicht über eine schulart- und fachspezifische Ausbildung 

nach § 3 Abs. 1 Satz 2 bis 5 und Abs. 2 des Thüringer Lehrerbildungsgesetzes vom 12. März 2008 

(GVBl. S. 45) in der jeweils geltenden Fassung verfügen, bedarf einer Genehmigung, die der 

Schulträger rechtzeitig vor dem vorgesehenen Einsatzbeginn beantragt. Gleiches gilt für einen 

fachfremden Einsatz, es sei denn, er ist auf höchstens ein Schuljahr beschränkt und die Lehrkraft 

verfügt über eine schulartspezifische Ausbildung. Der Einsatz von Lehrkräften mit entsprechender 

schulart- und fachspezifischer Ausbildung ist vor Einsatzbeginn lediglich anzeigepflichtig. Die 

Genehmigungen für die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes genehmigten Lehrkräfte bleiben  
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unberührt. 

(10) Anträge auf Genehmigung des Einsatzes von Lehrkräften im Zusammenhang mit der 

Genehmigung einer Schule, eines Bildungsganges, einer Schulform beziehungsweise einer 

Fachrichtung sind an das Ministerium zu richten. Sofern durch Rechtsverordnung nicht anders 

bestimmt, sind in allen anderen Fällen Anträge auf Genehmigung des Einsatzes von Lehrkräften an 

das zuständige staatliche Schulamt zu richten. Die Sätze 1 und 2 gelten für die Anzeige des Einsatzes 

von Lehrkräften entsprechend. Mit dem Antrag auf Genehmigung oder der Anzeige legt der 

Schulträger ein aktuelles Führungszeugnis der Lehrkraft nach § 30a des Bundeszentralregistergesetzes 

in der Fassung vom 21. September 1984 (BGBl. I S. 1229, 1985 I S. 195) in der jeweils geltenden 

Fassung sowie deren Erklärung über gegebenenfalls anhängige Straf- und Ermittlungsverfahren vor. 

§ 6   Widerruf und Erlöschen der Genehmigung 

(1) Die Genehmigung ist zu widerrufen, wenn durch den Betrieb der Ersatzschule die 

verfassungsmäßige Ordnung missachtet wird oder die Voraussetzungen nach § 5 Abs. 1 bis 3 nicht 

mehr gegeben sind. 

(2) Die Genehmigung erlischt, wenn  

1. die Schule nicht spätestens zum zweiten Schuljahresbeginn nach Zustellung des 

Genehmigungsbescheids eröffnet,  

2. der Betrieb aufgegeben wird, 

3. sie ohne Zustimmung des für das Schulwesen zuständige Ministeriums ein Jahr lang nicht betrieben 

wird oder  

4. wenn eine Bedingung nach § 5 Abs. 7 in der festgesetzten Frist nicht erfüllt wurde. 

(3) Die Genehmigung erlischt auch, wenn ein Wechsel in der Trägerschaft eintritt. Das gilt nicht, 

wenn der Wechsel vor der Übertragung nach § 5 Abs. 6 ausdrücklich genehmigt wurde. 

(4) Die Festlegungen nach den Absätzen 1 und 2 gelten für das Erlöschen und den Widerruf der 

Genehmigung einer Schulform, eines Bildungsganges beziehungsweise einer Fachrichtung 

entsprechend. 

§ 8   Untersagung der Leitungs- und Lehrtätigkeit 

Die Ausübung der Tätigkeit von Schulleitern und Lehrkräften kann nach Anhörung des Schulträgers 

durch das für das Schulwesen zuständige Ministerium untersagt werden, wenn diese ein Verhalten 

zeigen, das bei an staatlichen Schulen beschäftigten Schulleitern und Lehrkräften die Beendigung des 

Beschäftigungsverhältnisses rechtfertigen würde. Entsprechendes gilt, wenn Tatsachen bekannt 

werden, die zur Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses im staatlichen Schulwesen führen 

würden. 

§ 9   Auflösung und Abbau 

Der Schulträger kann eine Ersatzschule nur zum Ende eines Schuljahres auflösen oder abbauen. Die  

Absicht, die Schule aufzulösen oder abzubauen, ist mindestens sechs Monate vor dem beabsichtigten 

Zeitpunkt dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium anzuzeigen. Sofern eine genehmigte 

Schulform, ein Bildungsgang oder eine Fachrichtung nicht mehr betrieben wird, ist dies dem 
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Ministerium spätestens drei Monate nach Beendigung des Betriebs anzuzeigen. Gleiches gilt, wenn 

der Betrieb nach Genehmigung nicht begonnen wurde. 

§ 10   Staatlich anerkannte Ersatzschule 

(1) Einer Ersatzschule, die die Gewähr dafür bietet, dass sie dauernd die 

Genehmigungsvoraussetzungen nach § 5 Abs. 1 bis 4 erfüllt, kann von dem Ministerium auf Antrag 

die Eigenschaft einer staatlich anerkannten Ersatzschule verliehen werden. Voraussetzung der 

Anerkennung ist, dass die genehmigte Ersatzschule beziehungsweise der Bildungsgang mindestens 

drei Jahre betrieben wurde und erwartet werden kann, dass die Genehmigungsvoraussetzungen auch 

künftig erfüllt werden. Bei berufsbildenden Schulen darf es für einen Zeitraum von drei Jahren nicht 

zu einer Unterbrechung des Bildungsgangs gekommen sein. § 4 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Mit der Anerkennung erhält die Ersatzschule das Recht, nach den für die entsprechenden 

staatlichen Schulen geltenden Vorschriften Prüfungen abzuhalten und Zeugnisse zu erteilen, die die 

gleichen Berechtigungen verleihen wie die der staatlichen Schulen. Das staatliche Schulamt bestellt 

den Vorsitzenden der Prüfungskommission. Ersatzschulen sind verpflichtet, bei der Aufnahme, bei 

Versetzungen sowie beim Schulwechsel von Schülern die für staatliche Schulen geltenden Regelungen 

anzuwenden. 

(3) Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht mehr 

vorliegen oder die in Absatz 2 Satz 1 genannten Vorschriften nicht beachtet werden. 

§ 11   Staatliche Lehrkräfte an Ersatzschulen 

(1) Lehrkräfte an staatlichen Schulen können für eine Gesamtdauer von bis zu 15 Jahren zur 

Dienstleistung an Ersatzschulen beurlaubt werden. 

(2) Lehrkräfte an staatlichen Schulen können für eine Gesamtdauer von bis zu zwölf Jahren unter 

Fortzahlung der Dienstbezüge oder des Gehalts einer Ersatzschule zur Dienstleistung zugewiesen 

werden. Ein Rechtsanspruch des Schulträgers auf Zuweisung einer Lehrkraft besteht nicht. Die 

zugewiesene Lehrkraft hat die gleichen Rechte und Pflichten wie eine Lehrkraft an einer 

entsprechenden staatlichen Schule. Der Schulleiter der Schule in freier Trägerschaft ist der 

zugewiesenen Lehrkraft gegenüber weisungsbefugt. 

(3)
 

Die Beurlaubung nach Absatz 1 erfolgt auf Antrag der Lehrkraft nach Anforderung des 

Schulträgers. Die Zuweisung nach Absatz 2 erfolgt auf Anforderung des Schulträgers mit Zustimmung 

der Lehrkraft. Die Beurlaubung sowie die Zuweisung können nur im Einvernehmen mit dem 

Ministerium auf Antrag der Lehrkraft oder des Schulträgers vorzeitig zum Schuljahresende 

aufgehoben werden. 

(4) Die an Ersatzschulen verbrachten Dienstzeiten der nach Absatz 1 beurlaubten Lehrkräfte werden 

wie bei einer entsprechenden Beschäftigung im öffentlichen Dienst auf die ruhegehaltsfähige 

Dienstzeit angerechnet. 

(5) Lehramtsanwärter können für die Dauer ihrer Ausbildung an den Schulen nach § 12 der Thüringer 

Verordnung über die Ausbildung und Zweite Staatsprüfung für die Lehramtsanwärter vom 

3. September 2002 (GVBl. S. 328) in der jeweils geltenden Fassung einer staatlich anerkannten 

Ersatzschule zur Dienstleistung zugewiesen werden, sofern vom Schulträger kein 

Ausbildungsaufwand gegenüber dem Land geltend gemacht wird. 
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§ 12 Zusammenarbeit von Schulen 

Die Zusammenarbeit von Schulen in freier Trägerschaft mit anderen Schulen in freier Trägerschaft 

sowie mit staatlichen Schulen wird angestrebt. Kooperationsbeziehungen zwischen Schulen in freier 

Trägerschaft und staatlichen Schulen sind im außerunterrichtlichen Bereich möglich. Sofern Unterricht 

von Schülern von Ersatzschulen und von staatlichen Schulen in zeitlicher und räumlicher Einheit 

vorgesehen ist, bedarf es einer vertraglichen Regelung zwischen den Schulträgern der beteiligten 

Schulen. Insbesondere ist vertraglich abzusichern, dass die Schüler der staatlichen Schule 

entsprechend Artikel 24 Abs. 2 der Verfassung des Freistaats Thüringen ungeachtet des Bekenntnisses 

und der Weltanschauung unterrichtet werden. Die Vereinbarung nach Satz 3 bedarf der Zustimmung 

des zuständigen staatlichen Schulamtes.  

Dritter Abschnitt   Ergänzungsschulen 

§ 13   Ergänzungsschulen 

(1) Ergänzungsschulen sind alle Schulen in freier Trägerschaft, die nicht Ersatzschulen im Sinne von § 

4 sind. Sie dürfen keine Bezeichnung führen, die eine Verwechslung mit Ersatzschulen hervorrufen 

kann. 

(2) Die Errichtung einer Ergänzungsschule ist dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium vom 

Schulträger drei Monate vor Aufnahme des Unterrichts anzuzeigen. Der Anzeige sind der Lehrplan 

sowie Nachweise über den Schulträger, die Schuleinrichtungen und die Vorbildung des Schulleiters 

sowie der Lehrkräfte beizufügen. 

(3) Nachträgliche wesentliche Änderungen nach Absatz 2 sind mit den entsprechenden Nachweisen 

unverzüglich anzuzeigen. 

(4) Das Verfahren nach den Absätzen 2 und 3 kann über eine einheitliche Stelle im Sinne des 

Thüringer ES-Errichtungsgesetzes vom 8. Juli 2000 (GVBl. S.592) in der jeweils geltenden Fassung 

abgewickelt werden. Es gelten die Bestimmungen zum Verfahren über die einheitliche Stelle nach den 

§§ 71a bis 71e des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung vom 18. August 2009 

(GVBl. S. 699) in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 14   Untersagung des Betriebs 

Errichtung und Betrieb einer Ergänzungsschule können von dem Ministerium untersagt werden, wenn 

Schulträger, Schulleiter, Lehrkräfte oder Einrichtungen sowie Lehrinhalte der Ergänzungsschule den 

Anforderungen nicht entsprechen, die zum Schutz der Schüler und der Allgemeinheit an sie zu stellen 

sind, und wenn den Mängeln trotz Aufforderung des Ministeriums innerhalb einer bestimmten Frist 

nicht abgeholfen worden ist. 

§ 15   Staatlich anerkannte Ergänzungsschulen 

(1) Das Ministerium kann einer bewährten Ergänzungsschule, an der ein besonderes pädagogisches 

oder sonstiges öffentliches Interesse besteht, auf Antrag die Eigenschaft einer staatlich anerkannten 

Ergänzungsschule verleihen, wenn sie den Unterricht nach einem vom Ministerium genehmigten 

Lehrplan erteilt und die Lehrkräfte einschließlich des Schulleiters die Voraussetzungen nach § 5 

Abs. 2 und 3 erfüllen. 

(2) Mit der Anerkennung erhält die Ergänzungsschule das Recht, nach den vom Ministerium 

genehmigten Prüfungsvorschriften Prüfungen abzuhalten und Zeugnisse auszustellen. Das 

Ministerium bestimmt die Zusammensetzung der Prüfungskommission. 
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(3) An einer staatlich anerkannten Ergänzungsschule kann die Schulpflicht nur erfüllt werden, wenn 

das für das Schulwesen zuständige Ministerium hierfür die Eignung der Schule festgestellt hat. 

(4) Die staatliche Anerkennung, die Genehmigung der Lehrpläne und der Prüfungsvorschriften, die 

Entscheidung über die Zusammensetzung der Prüfungskommission sowie die Feststellung der 

Eignung zur Erfüllung der Schulpflicht erfolgen im Einvernehmen mit den an der Schulaufsicht 

beteiligten Ministerien. 

§ 16   Freie Unterrichtseinrichtungen 

Unterrichtseinrichtungen, die nach ihren Lehrzielen, ihren Lehrinhalten und ihrer Organisationsform 

nicht als Schulen gelten, sind freie Unterrichtseinrichtungen. Zu den freien Unterrichtseinrichtungen 

gehören auch Lehrgänge, Repetitorien und Fernunterricht. Sie dürfen keine Bezeichnung führen, die 

eine Verwechslung mit einer staatlichen Schule oder einer Schule in freier Trägerschaft hervorrufen 

kann. 

Vierter Abschnitt   Staatliche Finanzhilfe 

§ 15   Arten und Voraussetzungen 

(1) Das Land gewährt den Schulträgern für genehmigte Ersatzschulen in freier Trägerschaft auf 

Antrag staatliche Finanzhilfe zur Deckung der Kosten  

1.für Schulleiter, Lehrkräfte, die genehmigt oder angezeigt sind, sowie pädagogische Fachkräfte 

nach § 18 Abs. 1 Satz 2, 

2.für Schulaufwand sowie 

3.für Baumaßnahmen. 

(2) Staatliche Finanzhilfe wird nur gewährt, wenn durch den Betrieb der Ersatzschule kein 

erwerbswirtschaftlicher Gewinn erzielt oder erstrebt wird. Sofern Anspruch auf andere, denselben 

Förderzweck betreffende öffentliche Mittel besteht oder solche erlangt wurden, werden diese auf die 

staatliche Finanzhilfe angerechnet. Staatliche Finanzhilfe wird nicht gewährt, soweit für die Schulen 

eine Kostenerstattung nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz in der Fassung vom 10. April 1991 

(BGBl. I S. 886) in der jeweils geltenden Fassung vorgesehen ist. 

(3) Staatliche Finanzhilfe nach Absatz 1 wird nur gewährt, wenn die Ersatzschule gezeigt hat, dass sie 

auf Dauer bestehen kann. Davon ist drei Jahre nach Aufnahme des Unterrichts auszugehen 

(Wartefrist). Staatliche Finanzhilfe wird abweichend von Satz 2 mit Aufnahme des Unterrichts 

gewährt, wenn  

1.durch den Betrieb der Ersatzschule die Einrichtung einer entsprechenden auf absehbare Zeit 

noch benötigten staatlichen Schule nicht erforderlich ist, 

2.es sich um eine Schule handelt, die einen bestehenden Bildungsgang in eine andere Schulart 

einbringt und der Schulträger für diesen bereits Anspruch auf Finanzhilfe hat; in diesem Fall wird 

für die Schüler aller Klassenstufen der neuen Schulart staatliche Finanzhilfe gewährt, oder 

3.eine genehmigte berufsbildende Ersatzschule, welche die Wartefrist erfüllt hat, um einen 

räumlich angegliederten Bildungsgang erweitert wird, sofern ein wirtschaftliches Interesse besteht. 

Ein wirtschaftliches Interesse besteht, wenn das Ministerium einen Bedarf für die Absolventen 

dieses Bildungsgangs auf dem Thüringer Arbeitsmarkt feststellt. 
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Für Ersatzschulen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits einen Anspruch auf staatliche 

Finanzhilfe erworben haben, bleibt dieser Anspruch unberührt.  

(4) Bei schriftlicher Einverständniserklärung des zuständigen staatlichen Schulträgers kann bei 

allgemein bildenden Ersatzschulen die Wartefrist nach Absatz 3 Satz 2 um bis zu zwei Jahre verkürzt 

werden. 

(5) Schulen, die zu einem international anerkannten allgemein bildenden Schulabschluss führen, der 

auch in Deutschland anerkannt ist, können durch Beschluss der Landesregierung in der Förderung 

einer Ersatzschule gleichgestellt werden, wenn ein besonders wichtiges, insbesondere wirtschaftliches 

öffentliches Interesse besteht. Die Förderung darf 80 vom Hundert der Förderung für eine 

vergleichbare Ersatzschule nicht überschreiten. 

§ 18   Staatliche Finanzhilfe zu den Personalkosten und dem Schulaufwand  

(1) Das Land gewährt den Schulträgern auf Antrag pauschaliert Finanzhilfe zur Deckung der Kosten, 

die diesen für die Lehrkräfte und den Schulaufwand zum Betrieb einer Ersatzschule entstehen. Die 

Finanzhilfe kann auch für Personalkosten der Schulleiter und der pädagogischen Fachkräfte in der 

Ganztagsbetreuung verwendet werden, soweit diese an staatlichen Schulen finanziert werden. 

Finanzhilfe wird jeweils für ein Kalenderjahr gewährt (Finanzhilfejahr). Besteht für eine genehmigte 

Ersatzschule erstmals Anspruch auf staatliche Finanzhilfe, erfolgt eine anteilige Gewährung ab 

Anspruchsbeginn. Finanzhilfe zu den Kosten für Lehrkräfte wird gewährt, soweit diese für den 

betroffenen Zeitraum genehmigt oder angezeigt sind. Der Schulaufwand umfasst, bis auf die in § 19 

geregelten Baumaßnahmen, die in § 3 Abs. 1 und 2 des Thüringer Gesetzes über die Finanzierung der 

staatlichen Schulen (ThürSchFG) in der Fassung vom 30. April 2003 (GVBl. S. 258) in der jeweils 

geltenden Fassung aufgeführten Aufwendungen. 

(2) Die Höhe der staatlichen Finanzhilfe wird aus einem Vomhundertanteil der jährlichen Kosten für 

einen vergleichbaren Schüler einer staatlichen Schule errechnet (Schülerkostenjahresbetrag). Dieser 

setzt sich zusammen aus einem nach Absatz 4 ermittelten Personalkostenanteil und einem nach 

Absatz 5 ermittelten Sachkostenanteil. Der so errechnete Betrag wird mit der Zahl der Schüler der 

Ersatzschule multipliziert, die am Stichtag der amtlichen Schulstatistik des Vorjahres die Ersatzschule 

besuchten. Abweichend von Satz 3 wird für den Fall, dass am 1. März des Finanzhilfejahres eine 

abweichende Schülerzahl zu der nach Satz 3 festgestellten Zahl besteht, diese zu Grunde gelegt. Die 

Landesregierung wird ermächtigt, Ausnahmen zu der Regelung des Satzes 4 für bestimmte 

Bildungsgänge vorzusehen sowie das Verfahren zur Ermittlung der Schülerzahl durch 

Rechtsverordnung zu regeln. Das Ministerium kann bei besonderem öffentlichen Interesse am Betrieb 

einer Schule im Einzelfall eine höhere Finanzhilfe vorsehen. 

(3) Kinder an schulvorbereitenden Einrichtungen und Personen, die an berufsvorbereitenden 

Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit oder an gleichwertigen Maßnahmen der Jugend- und 

Sozialhilfe teilnehmen und deren Ausbildung durch diese Institutionen finanziert werden, gelten in 

Bezug auf die Gewährung staatlicher Finanzhilfe nach diesem Gesetz nicht als Schüler. 

(4) Bis zum 31. Juli 2011 wird der Personalkostenanteil aus den Kosten ermittelt, die für Schüler einer 

staatlichen Schule in einer vergleichbaren Schulart, Schulform, Fachrichtung oder des vergleichbaren 

Bildungsgangs im vorletzten Kalenderjahr auf der Grundlage der geleisteten Lehrerwochenstunden 

entstanden waren, ab dem 1. August 2011 sind die Kosten maßgeblich, die auf der Grundlage der 

Regelungen der entsprechenden Verwaltungsvorschrift zur Organisation des Schuljahres für die 

Berechnung des Personalbedarfs für Unterricht an den staatlichen Schulen jeweils verbindlich und 

damit notwendig sind, zuzüglich der Berücksichtigung einer Pauschale in Höhe von 10 vom Hundert 
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der Lehrerwochenstunden für Unterricht für sonstige außerhalb des Unterrichts anfallende Aufgaben 

und Abminderungen. Ab dem 1. August 2011 werden die Kosten berechnet, indem der Betrag, den das 

Land im vorletzten Kalenderjahr im Durchschnitt für einen tarifbeschäftigten Lehrer der 

vergleichbaren Schulart, Schulform, Fachrichtung oder des vergleichbaren Bildungsgangs insgesamt 

zu zahlen hatte, durch die in der vergleichbaren Schulart, Schulform, Fachrichtung oder im 

vergleichbaren Bildungsgang an staatlichen Schulen am Stichtag der amtlichen Schulstatistik des 

vorletzten Kalenderjahres ermittelte Schüler-Lehrer-Relation zu dividieren ist. Für Schüler mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf sind die Kosten maßgebend, wie sie für Schüler mit dem 

jeweiligen Förderschwerpunkt an einer vergleichbaren staatlichen allgemein bildenden Förderschule 

notwendig waren. Der Personalkostenanteil für sonderpädagogische Fachkräfte und Erzieher ist 

entsprechend zu berechnen. 

(5) Der Sachkostenanteil wird pauschal aus den durchschnittlichen Aufwendungen des Landes und der 

staatlichen Schulträger für Sachkosten im letzten Kalenderjahr ermittelt. 

(6) Die Bemessung des Vomhundertanteils nach Absatz 2 ist für jede Schulart, Schulform, 

Fachrichtung beziehungsweise jeden Bildungsgang gesondert auf die wirtschaftliche Zumutbarkeit für 

den freien Schulträger zu prüfen. Die Höhe des Vomhundertanteils ist in der Anlage ausgewiesen. 

(7) Bei nach § 11 Abs. 2 zugewiesenen Lehrkräften ist die Finanzhilfe um den Betrag zu kürzen, der 

dem Land an Personalkosten entstanden ist. Der Einsatz zugewiesener Lehramtsanwärter nach § 11 

Abs. 5 bleibt bei der Gewährung staatlicher Finanzhilfe unberücksichtigt. 

(8) Die Landesregierung wird ermächtigt, die Einzelheiten der Berechnung für den 

Personalkostenanteil nach Absatz 4, die Ermittlung des Sachkostenanteils nach Absatz 5, die 

Anrechnungseinzelheiten nach Absatz 7 sowie Einzelheiten zur Auszahlung und 

Verwendungsnachweisführung nach Anhörung der freien Schulträger und im Benehmen mit dem für 

das Schulwesen zuständigen Ausschuss des Landtags durch Rechtsverordnung zu regeln. 

(9) Die Finanzhilfe erfolgt höchstens in Höhe der tatsächlichen Kosten. 

(10) Bei Schulen im Aufbau (Schulen, die noch nicht alle Klassenstufen durchlaufen haben) können 

bei der Berechnung der Finanzhilfe auf Antrag des Schulträgers die neu hinzukommenden Schüler für 

den Zeitraum ab Schuljahresbeginn bis zum Ende des Kalenderjahrs zusätzlich berücksichtigt werden. 

Die Zahl der berücksichtigungsfähigen Schüler ergibt sich aus der Differenz der Schülerzahlen der 

Schule am Stichtag der amtlichen Schulstatistik nach ihrem Schulbeginn und dem Stichtag der 

Schulstatistik des vorausgehenden Kalenderjahrs. 

§ 19   Staatliche Finanzhilfe zu den Kosten der Baumaßnahmen 

(1) Die staatliche Finanzhilfe zu den Kosten der Baumaßnahmen wird nach Maßgabe des 

Landeshaushalts gewährt. Sie erfolgt grundsätzlich nach den für staatliche Schulen geltenden 

Bestimmungen. Voraussetzung ist, dass ein besonderes öffentliches Interesse am Betrieb der Schule 

besteht. § 44 der Thüringer Landeshaushaltsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 

19. September 2000 (GVBl. S. 282) in der jeweils geltenenden Fassung bleibt unberührt.   

(2) Diese staatliche Finanzhilfe wird durch das für Schulbauförderung zuständige Ministerium 

gewährt. 

§ 20   Finanzierung der Heimunterbringung sowie der Pflege und Therapie 
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Für die Finanzierung der Heimunterbringung sowie der Pflege und Therapie gilt für Schulen in freier 

Trägerschaft § 8 ThürSchFG entsprechend. 

§ 21 Staatliche Finanzhilfe für Ergänzungsschulen 

Den Ergänzungsschulen kann nach Maßgabe des Landeshaushalts ein Zuschuss zu den 

Lehrpersonalkosten, den Kosten für den Schulaufwand sowie für notwendige Baumaßnahmen gewährt 

werden. 

 

 

 

11.17.4 Thüringer Hochschulgesetz
24

 (ThürHG) 

Vom 21.12.2006 (GVBl. S. 601), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.12.2011 (GVBl. S. 

531) 

Erster Teil Allgemeine Bestimmungen 

Fünfter Abschnitt Aufsicht 

§ 18   Genehmigung 

(1) Eine nach diesem Gesetz erforderliche Genehmigung, das Einverständnis oder das Einvernehmen 

sind zu versagen bei Verstößen gegen  

1. Rechtsvorschriften oder 

2. Verpflichtungen des Landes gegenüber dem Bund, anderen Ländern oder gegenüber den 

Kirchen in Thüringen. 

(…) 

Dritter Teil Aufgaben der Hochschulen in Forschung und Lehre 

Erster Abschnitt Studium, Lehre und Prüfungen 

§ 44   Bachelor- und Masterstudiengänge 

(1) Die Hochschulen führen eine gestufte Studiengangsstruktur mit Bachelor- und 

Masterstudiengängen ein. Neue Studiengänge werden als Bachelor- oder Masterstudiengänge 

eingerichtet. Von der neuen Studiengangsstruktur kann nur bei Vorliegen wichtiger Gründe sowie in 

Studiengängen, die mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung abschließen, abgewichen werden.  

(…) 

§ 48   Prüfungen 

(1) Das Studium wird in der Regel durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche Prüfung oder eine 

kirchliche Prüfung abgeschlossen, die in der Regel studienbegleitend auf der Basis eines 
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Leistungspunktesystems abgelegt wird. Noch bestehende Diplom- und Magisterstudiengänge sowie 

Studiengänge mit Staatsexamen oder kirchlichem Examen können abweichend hiervon eine 

Abschlussprüfung vorsehen. In Studiengängen mit einer Regelstudienzeit von mindestens acht 

Semestern findet eine Zwischenprüfung statt.  

(…) 

Zweiter Abschnitt Verleihung von Hochschulgraden 

§ 52   Hochschulgrade 

(…) 

(3) Die Hochschulen können den Bachelor-, Diplom- oder Mastergrad auch aufgrund einer staatlichen 

oder kirchlichen Prüfung, mit der ein Hochschulstudium abgeschlossen wird, verleihen.  

(…) 

§ 53   Führung von Graden 

(1) Die von einer deutschen staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule oder deutschen 

staatlichen Stelle verliehenen Grade nach § 52 dürfen im Geltungsbereich dieses Gesetzes nur gemäß 

der Verleihungsurkunde oder in der sonst festgelegten Form geführt werden.  

(2)
 
Ein von einer Hochschule des Landes verliehener Grad soll von der verleihenden Hochschule 

entzogen werden, wenn sich der Inhaber als unwürdig zur Führung dieses Grades erwiesen hat. Die 

Verleihung eines Grades ist zurückzunehmen, wenn die der Verleihung zugrunde liegende 

Hochschulprüfung, staatliche oder kirchliche Prüfung nachträglich für nicht bestanden erklärt wird 

oder wenn die Verleihung durch Täuschung über sonstige Voraussetzungen der Verleihung, durch 

Drohung oder Bestechung erlangt wurde.  

(3) Ein ausländischer Hochschulgrad, der von einer nach dem Recht des Herkunftslandes anerkannten 

Hochschule aufgrund eines tatsächlich ordnungsgemäß durch Prüfung abgeschlossenen 

Hochschulstudiums verliehen worden ist, kann in der verliehenen Form unter Angabe der 

verleihenden Hochschule (Herkunftshinweis) geführt werden. Dabei kann die verliehene Form 

gegebenenfalls transliteriert und die im Herkunftsland zugelassene oder nachweislich allgemein 

übliche Abkürzung unter Angabe des Herkunftshinweises geführt und eine wörtliche Übersetzung in 

Klammern hinzugefügt werden. Eine Umwandlung in einen entsprechenden deutschen Grad findet 

nicht statt; ausgenommen davon sind Berechtigte nach dem Bundesvertriebenengesetz, für die eine 

Genehmigung auf Antrag erteilt werden kann. Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für ausländische 

staatliche oder kirchliche Grade. 

(…) 

Fünfter Teil   Wissenschaftliches und künstlerisches Personal der Hochschulen und 

dienstrechtliche Bestimmungen 

Erster Abschnitt   Wissenschaftliches und künstlerisches Personal der Hochschulen 

§ 76   Professoren 

(…) 

(2) Zu den Aufgaben der Professoren gehören auch  



(…) 

4. die Mitwirkung an der Abnahme von Prüfungen einschließlich staatlicher und kirchlicher 

Prüfungen, 

(…) 

Siebter Teil   Nichtstaatliche Hochschulen 

§ 101   Staatliche Anerkennung 

(1) Eine Bildungseinrichtung kann als Hochschule staatlich anerkannt werden, wenn  

(…) 

2. eine Mehrzahl von nebeneinander bestehenden oder aufeinander folgenden Studiengängen an 

der Bildungseinrichtung vorhanden oder im Rahmen einer Ausbauplanung vorgesehen ist; dies gilt 

nicht, wenn innerhalb einer Fachrichtung die Einrichtung einer Mehrzahl von Studiengängen durch die 

wissenschaftliche Entwicklung oder das entsprechende berufliche Tätigkeitsfeld nicht nahe liegend ist, 

(…) 

6. die Mitglieder und Angehörigen der Bildungseinrichtung an der Gestaltung des Studiums in 

sinngemäßer Anwendung der Grundsätze dieses Gesetzes mitwirken und 

(…)  

(3) Für kirchliche Bildungseinrichtungen können Ausnahmen von den in Absatz 1 Nr. 2 und 6 

genannten Voraussetzungen zugelassen werden, wenn gewährleistet ist, dass das Studium einem 

Studium an einer Hochschule des Landes gleichwertig ist.  

(…)  

 Achter Teil Ergänzende Bestimmungen 

§ 107   Verträge mit den Kirchen 

(1) Die Verträge
25

 mit den Kirchen werden durch dieses Gesetz nicht berührt.  

(2) Vor jeder Berufung in ein Professorenamt in evangelischer oder katholischer Theologie ist die 

Zustimmung der jeweils zuständigen Kirche über das Ministerium herbeizuführen. Die Absetzung 

oder die Umwidmung einer Professur in evangelischer oder katholischer Theologie bedarf der 

Zustimmung des Ministeriums.  

(3) Die Einführung, Änderung oder Aufhebung von Studiengängen in evangelischer oder katholischer 

Theologie oder in evangelischer oder katholischer Religionslehre und von Studiengängen, die den 

Erwerb der Befähigung zur Erteilung des Religionsunterrichts ermöglichen, sowie Änderungen der 

Organisationsstruktur der Hochschule, soweit sie die bestehenden Fachbereiche für evangelische oder 

katholische Theologie betreffen, sind nur nach Abschluss der in den Verträgen mit den Kirchen 

vorgesehenen Verfahren zulässig. Dies gilt auch für den Erlass von Studien-, Prüfungs- und 

Habilitationsordnungen in evangelischer oder katholischer Theologie. Beteiligte der Verfahren sind 

die zuständigen kirchlichen Stellen und das Ministerium. 
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§ 109   Feststellung der Gleichwertigkeit 

(1) Auf der Grundlage des Artikels 37 Abs. 1 Satz 2 des Einigungsvertrages kann Absolventen einer 

Hoch-, Fach- oder Ingenieurschule und Absolventen einer kirchlichen Bildungseinrichtung, die ihren 

Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes hatte oder hat, auf Antrag die Gleichwertigkeit der von ihnen 

auf der Grundlage von in der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik geltenden 

Ausbildungs- und Prüfungsordnungen abgelegten Prüfungen oder erworbenen Befähigungsnachweise 

mit entsprechenden Prüfungen oder Befähigungsnachweisen im bisherigen Bundesgebiet bescheinigt 

werden, soweit der Abschluss bis zum 31. Dezember 1994 erworben wurde. Das Nähere zum 

Verfahren der Feststellung der Gleichwertigkeit regelt das Ministerium durch Rechtsverordnung.  

(2) Die in anderen Rechtsvorschriften vorgesehenen Gleichstellungen von Prüfungen oder 

Befähigungsnachweisen bleiben unberührt.  

§ 110   Nachdiplomierung 

(…) 

(3) Absolventen von kirchlichen Bildungseinrichtungen, die ihren Sitz im Geltungsbereich dieses  

Gesetzes hatten oder haben, wird auf Antrag von dem für das Hochschulwesen zuständigen 

Ministerium nachträglich der Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“) als staatliche 

Bezeichnung zuerkannt (Nachdiplomierung), wenn die Gleichwertigkeit des erworbenen Abschlusses 

mit einem entsprechenden Abschluss an Fachhochschulen nach § 109 Abs. 1 festgestellt wurde.  

 

 

11.17.5 Thüringer Lehrerbildungsgesetz (ThürLbG)  

Vom 12.03.2008 (GVBl. 2008, 45), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.07.2009 (GVBl. S. 

592) 

Zweiter Abschnitt Erste Phase der Lehrerbildung 

Erster Unterabschnitt Studium 

§ 11 Studium für das Lehramt an Grundschulen 

(…) 

(2) Soweit das Studium für das Lehramt an Regelschulen als lehramtsbezogener Studiengang 

absolviert wird, gelten hinsichtlich des Inhalts und des Umfangs der einzelnen Studienanteile folgende 

landesspezifische Vorgaben: 

1. Das Studium erstreckt sich auf zwei Prüfungsfächer einschließlich Fachdidaktik sowie die 

Bildungswissenschaften entsprechend der Thüringer Verordnung über die Erste Staatsprüfung für das 

Lehramt an Regelschulen vom 6. Mai 1994 (GVBl. S. 664) in der jeweils geltenden Fassung; die 

Fächerbindungen dieser Verordnung sind zu beachten. 

(…) 

 



 

11.17.6 Thüringer Schulgesetz (ThürSchulG) 

Vom 06.08.1993 (GVBl. Thüringen S. 445) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

30.04.2003 (GVBl. Thüringen,  S. 238), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.01.2013 

(GVBl. Thüringen, S.22) 

Erster Abschnitt   Grundsätze des Schulwesens 

§ 1   Recht auf schulische Bildung 

(...) 

(2) Für den Zugang zu den Schularten und den Bildungsgängen dürfen weder die Herkunft und das 

Geschlecht des Schülers, die wirtschaftliche und gesellschaftliche Stellung seiner Eltern noch die 

Weltanschauung oder die Religion bestimmend sein. 

§ 2   Gemeinsamer Auftrag für die Thüringer Schulen 

(1) Der Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule in Thüringen leitet sich ab von den 

grundlegenden Werten, wie sie im Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland und in der 

Verfassung des Freistaats Thüringen niedergelegt sind. Die Schule erzieht zur Achtung vor dem 

menschlichen Leben, zur Verantwortung für die Gemeinschaft und zu einem verantwortlichen 

Umgang mit der Umwelt und der Natur. (...) Wesentliche Ziele der Schule sind die Vermittlung von 

Wissen und Kenntnissen, die Entwicklung von Fähigkeiten und Fertigkeiten, die Vorbereitung auf das 

Berufsleben, die Befähigung zu gesellschaftlicher Mitverantwortung und zur Mitgestaltung der 

freiheitlichen demokratischen Grundordnung sowie zum bewussten, selbstbestimmten und kritischen 

Umgang mit Medien, die Erziehung zur Aufgeschlossenheit für Kultur und Wissenschaft sowie die 

Achtung vor den religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen anderer. Die Schüler lernen, ihre 

Beziehungen zu anderen Menschen nach den Grundsätzen der Gerechtigkeit, der Solidarität und der 

Toleranz sowie der Gleichberechtigung der Geschlechter zu gestalten. Dabei werden die Schüler 

darauf vorbereitet, Aufgaben in Familie, Gesellschaft und Staat zu übernehmen und dazu angehalten, 

sich im Geiste des Humanismus und der christlichen Nächstenliebe für die Mitmenschen einzusetzen. 

(...) 

(…) 

(3) Bei der Gestaltung des Erziehungs- und Schulwesens wirken das Land, die kommunalen 

Gebietskörperschaften und die freien Schulträger mit den Eltern, den Lehrern, den Erziehern, den 

Sonderpädagogischen Fachkräften, den Schülern, den Mitarbeitern von öffentlichen und freien 

Trägern der Kinder- und Jugendhilfe sowie weiteren Vertretern von Einrichtungen, die an der 

schulischen oder außerschulischen Bildung und Erziehung beteiligt sind, zusammen. 

(...) 

§ 11   Außerunterrichtliche Angebote 

(...) Die Schule öffnet sich außerunterrichtlichen Angeboten, insbesondere solchen der öffentlichen  

und freien Träger der Kinder- und Jugendhilfe. Unterrichtliche und außerunterrichtliche Inhalte sollen 

sich dabei sinnvoll ergänzen. Über das Angebot der Schule entscheidet die Schulkonferenz; die 

Durchführung erfolgt im Benehmen mit dem Schulträger. 



§ 13   Schulen und Schulträgerschaft 

(1) Die Schulen sind staatliche Schulen oder Schulen in freier Trägerschaft. Die staatlichen Schulen 

sind nichtrechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts. Für Schulen in freier Trägerschaft gilt das 

Thüringer Gesetz über Schulen in freier Trägerschaft. 

(...) 

Vierter Abschnitt   Schulleiter, Lehrer, Konferenzen 

§ 34   Lehrer, Erzieher und Sonderpädagogische Fachkräfte 

(1) Lehrer und Sonderpädagogische Fachkräfte an staatlichen Schulen sowie Erzieher an 

Grundschulhorten sind Landesbedienstete. Keine Landesbedienstete sind die Lehrkräfte für den 

Religionsunterricht im Honorar- oder Gestellungsverhältnis. 

(...) 

Fünfter Abschnitt   Schulkonferenz, Landesschulbeirat 

§ 38   Schulkonferenz 

(...) 

(3) Die Schulkonferenz berät Fragen, die Schüler, Eltern, Lehrer und Erzieher gemeinsam betreffen, 

und gibt Empfehlungen. Der Schulkonferenz ist insbesondere Gelegenheit zu einer vorherigen 

Stellungnahme zu geben: 

(...) 

4. zur Kooperation der Schule mit den öffentlichen und freien Trägern der Kinder- und Jugendhilfe, 

(...) 

Siebter Abschnitt   Lehrpläne, Schulbetrieb und Unterrichtsinhalte 

§ 43   Lehrpläne, Lehr- und Lernmittel, Stundentafeln 

(...) 

(2) Lehr- und Lernmittel müssen zur Erfüllung des Auftrags für das Bildungswesen geeignet sein, mit 

der Verfassung und sonstigen Rechtsvorschriften übereinstimmen, die Anforderungen der Lehrpläne, 

Stundentafeln und sonstigen Richtlinien erfüllen und den pädagogischen und fachlichen Erkenntnissen 

für die betreffende Schulart und Klassenstufe entsprechen. 

(...) 

(4) Die Lehrpläne für den Religionsunterricht erstellen die betreffenden Kirchen und 

Religionsgemeinschaften im Einvernehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium. 

Lehr- und Lernmittel für den Religionsunterricht müssen die Voraussetzungen des Absatzes 2 erfüllen; 

die Zulassung für den Gebrauch in den Schulen bedarf der Zustimmung der betreffenden Kirchen und 

Religionsgemeinschaften. 

(...) 



§ 44   Lernmittelfreiheit 

(...) 

(5) Zuschüsse zu den Lernmittelkosten werden den Schülern an Schulen in freier Trägerschaft, an 

denen die Schulpflicht erfüllt werden kann, in gleicher Höhe wie den Schülern an staatlichen Schulen 

gewährt. 

(...) 

§ 46   Religionsunterricht und Ethikunterricht 

(1) Religionsunterricht und Ethikunterricht sind in den staatlichen Schulen ordentliche Lehrfächer. 

Ausnahmen für Fachschulen und Höhere Berufsfachschulen werden durch Rechtsverordnung des für 

das Schulwesen zuständigen Ministeriums geregelt. 

(2) Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach für alle Schüler, die einer Kirche oder 

Religionsgemeinschaft angehören. Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechts wird der 

Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Kirchen oder der 

Religionsgemeinschaften erteilt. Zur Erteilung des Religionsunterrichts bedürfen die Lehrer der 

Berufung durch die Kirchen oder Religionsgemeinschaften. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen 

verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen. Über die Teilnahme am Religionsunterricht 

entscheiden die Eltern oder die Schüler, sofern sie das 14. Lebensjahr vollendet haben. Näheres wird 

durch Vertrag zwischen dem Land Thüringen und den betreffenden Kirchen oder 

Religionsgemeinschaften geregelt. 

(3) Auf Wunsch der Eltern können Schüler, die keiner Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören, 

am Religionsunterricht teilnehmen, wenn die Zustimmung der betreffenden Kirche oder 

Religionsgemeinschaft vorliegt; dies gilt entsprechend für Schüler, für deren Religionsgemeinschaft 

Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach nicht eingerichtet ist. Sofern Schüler das 14. Lebensjahr 

vollendet haben, entscheiden sie anstelle der Eltern selbst. 

(4) Der weltanschaulich neutrale Ethikunterricht ist ordentliches Lehrfach für alle Schüler, die keiner 

Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören und die auch nicht gemäß Absatz 3 am 

Religionsunterricht teilnehmen. Der Ethikunterricht dient dem kritischen Verständnis von 

gesellschaftlich wirksamen Wertvorstellungen und Normen als Grundlage verantwortlichen Urteilens 

und Handelns. Sein Inhalt orientiert sich an den sittlichen Grundsätzen, wie sie im Grundgesetz 

niedergelegt sind. Im übrigen berücksichtigt er die Pluralität der Bekenntnisse und Weltanschauungen. 

(5) Schüler, die gemäß Absatz 2 Satz 5 nicht am Religionsunterricht teilnehmen, nehmen am 

Ethikunterricht teil.  

§ 47   Gesundheits- und Sexualerziehung 

(…) 

(4) Durch die Sexualerziehung, die als Teil der Gesamterziehung zu den Aufgaben der Schule gehört,  

sollen die Schüler sich altersgemäß mit den biologischen, ethischen, religiösen, kulturellen und 

sozialen Tatsachen und Bezügen der Geschlechtlichkeit des Menschen vertraut machen. (...) 

 


